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IV Vorwort. 

Papier zu zerreissen. Es ist .... niemand und an keinem Orte 
vor Haussuchung sicher.« 

Die von mir veranlassten mündlichen und schriftlichen Mit- 
teilungen, so dankenswert sie sind, haben, da viele der lo bis 40 
Jahre zurückliegenden Ereignisse teils dem Gedächtnis entschwun- 
den sind, teils in anderer Auffassung erscheinen, nur massigen 
Wert. So war ich hauptsächlich auf lückenhafte und mehr oder 
minder gefärbte Zeitungsnotizen angewiesen. 

Füge ich hinzu, dass infolge der Begrenztheit des Gesichts- 
kreises eines Anfängers die ökonomischen, sozialen und psycho- 
logischen Ursachen der Entstehung und der geringen Erfolge der 
gewerkschaftlichen Organisation im Sattlergewerbe bis zur Grün- 
dung des heutigen Zentralverbandes keineswegs erschöpfend dar- 
gestellt sind und manche Auffassungen und Anschauungen schief, 
manche Angaben irrig sein können, so glaube ich in der »Vor- 
wort« genannten Warnungstafel den Leser dieser Arbeit einiger- 
massen auf die ihm drohenden Gefahren aufmerksam gemacht zu 
haben. 

Für manchen wertvollen Wink und besonders für die in seinen 
Vorlesungen erhaltenen reichen Anregungen sage ich meinem ver- 
ehrten Lehrer, Herrn Prof. Dr. Rathgen, herzlichen Dank. 

Heidelberg, 2. Januar 1902. 

Arthur Blaustein. 
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Einleitung. 



Die wesentlichen Grundlagen der Anfänge eines dauernden 
Zusammenschlusses von unselbständigen Berufsgenossen des Sattler- 
gewerbes zum Zweck der Wahrnehmung ihrer Interessen, unab- 
hängig von dem Zusammenschluss, den die Zunft gewährte, sind 
in der wachsenden ökonomischen Abhängigkeit und sozialen Ver- 
schiedenheit infolge der teilweisen Auflösung der Handwerksver- 
fassung zu suchen. Zum Bewusstsein kam diese Wandlung durch 
die Zunahme des persönlichen Selbständigkeitsdranges, dessen 
Hauptursache die allgemeine Arbeiterbewegung der 6oer Jahre war. 

Stephan Born erzählt in seinen »Erinnerungen eines 48ers«, 
(S. I20 f.), dass die erste deutsche Arbeiterbewegung, speziell in 
Berlin, sich auf den Genossenschaften aufbaute, die in einem und 
demselben Gewerbe einer Krankenkasse, Invaliden- und Witwen- 
kasse oder einer Unterstützungskasse für die »reisenden« Kollegen 
angehörten. Solche Unterstützungskassen besassen auch die In- 
nungsgesellenschaften, die Brüderschaften der Sattler, Riemer und 
Täschner. Dass diese Genossenschaften wesentlich nur die Inter- 
essen der vorübergehend Unselbständigen wahrnahmen^), dass 
ihre Interessen nicht denen der Selbständigen prinzipiell entgegen- 
gesetzt waren, kurz dass sie nur die Interessenvertretung einer 
Altersstufe, nicht einer Klasse dauernd Unselbständiger waren, 
wie die heutigen Gewerksgenossenschaften, mag die folgende Dar- 
stellung des Ereignisses zeigen, das kurz nach der Revolution die 
damals noch getrennten Berufe der Sattler und Riemer in Berlin 
am meisten interessierte *). 

i) Soweit sie überhaupt mehr als Unterstützungszwecke verfolgten. 
2) Wir exemplifizieren meist auf Berlin, weil die oben erwähnten Verursachungs- 
momente hier relativ am stärksten wirkten, von hier aus die Gewerkschaftsbewegung 
Volkswirtschaft!. Abhandl. VI. Bd. I | 20] 
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Dies war die von der Regierung auf Antrag der Sattlerinnung 
und der grösseren Hälfte der Riemerinnung vom 12. September 
1848 durch Reskript vom 24. Mai 1850 vorgenommene Vereini- 
gung beider Innungen ^). Begründet wurde sie damit, dass seit 
Einführung der Gewerbefreiheit Sattler und Riemer ihre Geschäfte 
auf die Spezialarbeiten beider Teile ausgedehnt hätten, dass der 
Unterschied zwischen beiden nUr in einem veralteten, dem jetzigen 
Zeitgeist zuwiderlaufenden Zunftzwange bestehe und dem Auf- 
blühen eines neuen regen und innigen Zusammenhaltens aller In- 
nungsgenossen hemmend entgegentrete. Die Regierung begün- 
stigte diese Vereinigung, um leistungsfähige Innungen zu schaffen. 
Die Brüderschaft der Sattlergesellen ^) trat dem Vorgehen der 
Sattlermeister bei und beschloss, sich mit der Riemer-Gesellen- 
schaft zu vereinigen, unter der Bedingung, dass die Riemergesellen 
einen Thaler Eintrittsgeld zahlten und dass die zureisenden Riemer- 
gesellen kein Geschenk erhielten. Gegen die Vornahme der Ver- 
einigung wurde Protest eingelegt von 58 Riemermeistern (darunter 
28 unzünftigen) und der etwa 80 Mitglieder zählenden Riemer- 
gesellenschaft. Die Gründe, welche die Meister anführten, waren 
im wesentlichen das Interesse der Riemerlehrlinge, die ausgelernt 
hätten, nun aber nicht Riemergesellen werden könnten, und das 
der wandernden Gesellen, die als Sattlergesellen, da im übrigen 
Deutschland die Gewerbe nicht vereinigt seien, keine Arbeit und 
kein Geschenk ^) erhalten würden, ferner, dass die Krankenkasse 

der Sattler ihren Ausgang nahm und naturgemäss deshalb, weil uns hierüber verhält- 
nismässig noch das meiste Material zur Verfügung steht. Unterschiede werden wir ge- 
legentlich betonen. 

i) Gew.Abt. des Berliner Magistrats. Acta Sattler Nr. I 6. vol. II, 2278. 

2) Ebenda, ad 51, G.S. 

3) Das »Grosse Universallexikon aller Wissenschaften und Künste, welche bis- 
hero durch menschlichen Verstand und Witz erfunden worden etc. . . . Leipzig und 
Halle. Verleger Joh. Heinr. Zedier, 1742. c enthält unter dem Artikel »Riemer« (Bd. 31 
Sp. 1550) die Mitteilung »haben ein sehr weitläuftigtes und mit einem so rühmlichen 
als nützlichen Geschencke durch gantz Deutschland versehenes Handwerck, also dass 
ihre Gesellen auf ihren Reisen wenig Zehrgeld nötig haben . . .« Die Kasse der Riemer- 
gesellen wurde seit dem Jahre 1848 ohne alle Kontrolle der Meister und des In- 
nungsassessors von den Gesellen selbständig verwaltet, was infolge der Revolutions- 
wirren erst Mitte 1850 zur Kenntnis des Magistrats kam, der nunmehr einen Beisitz- 
meister ernannte. Hiergegen protestierte die Riemergesellenschaft (i. März 1851): »da 
wir unsere Kasse nach wie vor, bis wir erst in den Besitz der Gesellenstatuten ge- 
langt sind, wo uns durch § 14 das Recht zusteht, den Ladenmeister selbst zu wählen, 
selbst verwalten werden.« Als der Protest abgelehnt war, wurde von der Gesellen- 
schaft der Führer der opponierenden Riemermeister als Ladenmeister vorgeschlagen. 
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der Riemergesellenschaft verhältnismässig mehr Geld besitze als 
die der ca. 200 Mitglieder zählenden Sattlergesellenschaft; vor 
allem müsse der Riemer (nach dem Gildebrief *) von 1735) eine 
weit grössere Geschicklichkeit haben, als der Sattler. Die Riemer- 
gesellenschaft, an deren Spitze seit dem i. Oktober 1850 der Alt- 
geselle Franz Cobau ^) stand, fügte dem Protest der Meister, dem 
sie sich in allen Punkten anschloss, ausser der detaillierten Aus- 
einandersetzung über die verschlechterte Lage der reisenden und 
kranken Gesellen und die geringeren Leistungen und höheren Bei- 
träge der Sattlerkasse ^) die Bemerkung hinzu: Was die »Vereini- 
gung beider Herbergen anbetrifft, so würde die bis jetzt bei uns 
stattgefundene grösste Ruhe und Einigkeit gänzlich schwinden, 
da beide Gesellenschaften gegenseitig in keinem guten Einver- 
ständnis stehen. Das Gemeinwohl der Riemergesellen in ganz 
Deutschland sei gefährdet, wenn nur in Berlin eine Vereinigung 
stattfinde, und eine Vereinigung in ganz Deutschland sei ebenso 
unmöglich, wie die Einigung Deutschlands unter Führung Preus- 
sens unmöglich war *).« Trotz dieser den ganzen Instanzenweg 
durchlaufenden Proteste wurde natürlich die Vereinigung aufrecht 
erhalten bezw. die der Gesellenschaften vollzogen. 

Was wir für unsern Zweck aus diesem Streit erfahren, ist das 
Vorherrschen des Geistes der Interessengemeinschaft der Meister 
und Gesellen des einzelnen Gewerks, der Interessenverschieden- 
heit von Riemern und Sattlern, kurz derselbe Zunftgeist, der uns 
aus einem mehr als ein Jahrhundert früher stattfindenden Vor- 
falle entgegenweht. Am 17. September 1741 stürmten nämlich die 
Berliner Sattlergesellen das Riemergewerkshaus an der Jerusale- 
mer Kirche, in dem die Riemergesellen vereinigt waren ^) , nach 
Angabe des Obermeisters der Riemerinnung von ihren Meistern 

1) G, F. V, Lamprecht^ Kameralverfassung und -Verwaltung in Preussen etc. Ber- 
lin 1797, § 561, 571. 

2) Später Altgeselle der Vereinigten Gesellenschaft, dann Inhaber einer noch 
jetzt bestehenden grossen Militäreffekten-Fabrik, von 1870 — 1895 Obermeister der Ver- 
einigten Sattler-, Riemer- und Täschner-Innung zu Berlin, Vorsitzender des Arbeit- 
geber-Verbandes 1873, Begründer und i. Vorsitzender des Innungsverbandes deutscher 
Sattler-Innungen (seit 1883), gest. 1896. 

3) Riemerkasse: Geschenk 2$ Sgr. , Krankenunterstützung wöchentlich 10 Sgr., 
Monatsbeiträge 3^2, 4 u. 5 Sgr., Sattlerkasse: Geschenk 12^2 Sgr. und Rückzahlung 
bei 4wöchentlicher Arbeit in Berlin, Monatsbeiträge 10, 12^2 u. 15 Sgr. 

4) Acta betr. die Saltlergesellenschaft und das Reglement etc. XVI. 1140 a. a. O. 

5) Akten der Riemerinnung, Bd. 1700 — 1800 in der Lade der Verein. Berliner 
Sattler-, Riemer- und Täschnerinnung. 

I * [20*] 
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aufgehetzt, die in jahrhunderte-langen Abgrenzungsstreitigkeiten 
mit jenen lagen: ein Vorwurf, wie er ähnlich im Jahre 1851 gegen- 
über dem Vorgehen der Riemergesellenschaft von dem damaligen 
Obermeister der Sattlerinnung erhoben wurde. 

Diese Interessengemeinschaft von Meistern und Gesellen ist 
nicht weiter verwunderlich, da die Möglichkeit, Meister zu wer- 
den, noch in grossem Umfange vorhanden war. Wenn man mit 
Schmoller ^^ diese Möglichkeit für solange gegeben hält, als die 
Gehilfenzahl die der Meister nicht wesentlich überschreitet, so 
war zwar in Berlin selbst, wo auf 100 Meister 1848: 168, 1852: 
177 Gehilfen ^) kamen, aus diesem Grunde schon damals die Mög- 
lichkeit für eine grosse Zahl von Gehilfen nicht mehr vorhanden. 
Aber hierhin wandten sich viele Gesellen nur, um in der Haupt- 
stadt der Monarchie mehr zu lernen als an kleineren Orten mög- 
lich war — so sollen viele kleinstädtische Sattler ihre Söhne nach 
Berlin geschickt haben, damit diese hier als Volontäre d. h. um- 
sonst arbeiteten — und um die Annehmlichkeiten der grösseren 
Stadt zu geniessen. Dies geht aus der ausserordentlich starken 
Zuwanderung von 1856: 1080, 1857: 1000 Gesellen^) bei insge- 
samt 750 in diesen Jahren zusammen in Berlin beschäftigten her- 
vor. Dagegen bot sich die Möglichkeit der Verselbständigung, 
selbst wenn man wegen zunächst lokal wirkender Hemmnisse 
Leipzig *) mit 1850: 131 Gehilfen auf 100 Meister ausser Acht lässt, 
in fast allen Teilen Deutschlands noch für die meisten Gesellen: 
kamen doch auf 100 Meister Gehilfen ^) in Preussen (1846) : 64 
(1822: 50), in Bayern (1847): 79, in Sachsen (1849): 75, in Würt- 
temberg (1852): 38,2 (1836: 3S,i). 



i) Gesch. d. Kleingewerbe, S, 342. 

2) Otto Wiedfeldt, Statistische Studien zur Entwicklungsgeschichte der Berliner 
Industrie von 1720 — 1890. {Schmollers Forsch. XVT 2) S. 368. 

3) Acta 16, Sattler 1068 G.S. 58. 

4) jjhk. Plen ge, Leipzi ger Sattlerei^ Schriften d. V. f. Soz.-Pol., Untersuch, über 
die Lage des liandwerKS, ßd. V, b. 492. 

5) Schmoller^ Kleingewerbe, S. 369, 370, 127. 
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Entstehung der Gewerkschaftsbewegung 1868 — 1872. 

i) Aenderung der ökonomischen und sozialen Verhältnisse 

speziell in Berlin. 

Seit der Mitte des 19. Jahrhunderts änderten die Einflüsse 
des Verkehrs und des Kapitals und die Bevölkerungsvermehrung 
diese Verhältnisse zum Teil. Es entstehen Reiseeffekten- und 
Treibriemenfabriken ^) oder die Fabrikation dieser Artikel wird 
Leder- und Peitschenfabriken, die schon bestanden, angegliedert, 
besonders Waggonfabriken werden Sattler eingegliedert ^). Der 
zunehmende Heeresbedarf, die grossen deutschen Kriege, Mobil- 
machungen und Heeresreorganisationen von 1859 — 1870 veran- ., . 
lassten die Lederlackierfabriken , deren erste in Berlin 1790 von ^^^^of^ i^M^^ 
Dotti gegründet war 3), deren es 1852: 5 in Berlin gab*), ihr j y^ <• 
Lackleder zu Militäreffekten, wie Helme, Koppeln, Czapkas, ^ ä^^xj^^-w^w^ 
Mützenschirmen, Kinnriemen u. s. w., sowie anderes Leder zu 
Tornistern und Patronentaschen zu verarbeiten ^) — wie es ähn- 
lich auch in den rheinischen Lederlackierfabriken geschah — und 
zu Zeiten eines ausserordentlichen Bedarfs — zuerst wohl bei der 
Mobilmachung gegen Oesterreich 1850 — zahlreiche Sattlergesellen 
heranzuziehen; wenn man einem Bericht^) der Allgem. deutschen 



i) Siehe Petrenz , Arbeitsteilun g in den Leipziger Gey^^rhen ^r Srhmollers For- 
schungen 1901) S. 44, Pleiifl 'U'. ü."^. S, 567. Eine allerdings keinen Anspruch auf 
Zuverlässigkeit machende Statistik des Berl. Stadt. Jahrb. f. 1868 , S. 144 flf. zählt 
Reiseeffekten- und Damentaschenfabriken auf 1850: o, 1860: 28, 1868: 73. 

2) So war 1855 ^^^ stellvertretende Altgeselle in der Pflug'schen Waggonfabrik 
beschäftigt. 

3) Viebahn, Statist, d. zollvereint, u. nördl. Deutschi. III, 812. 

4) Ber. d. Aeltest. d. Kaufmannsch. zu Berlin f. 1852 — 1853. II, 38. 

5) Acta 16. Sattler 1068 G.S. 58. 

6) II. V. 9. Sept. 1888. 
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Sattlerzeitung Glauben schenken darf, vermehrte sich hierdurch 
die Zahl der Gesellen in Berlin 1850 um ca. 200, d. h. um etwa 
50 ^/o. Der zunehmende Heeresbedarf veranlasste auch Gerber- 
und Sattlermeister, Wagenfabrikanten und spekulative Kaufleute, 
die Spezialbranche der Militäreffektensattlerei mit ihren zum gros- 
sen Teil noch heute bestehenden Schäden auszubilden. Bei der 
Schnelligkeit, mit der die Arbeit hergestellt werden musste, war 
es nötig, die Gesellen zur grössten Anspannung ihrer Kräfte zu 
veranlassen, was durch Einführung der Stückarbeit (Akkordsy- 
stems) und der Nachfeierabendarbeit erzielt wurde. Dies bildete 
eine der Ursachen des Entstehens der Hausindustrie in der 
Militärsattlerei. Eine andere Ursache war die schon in früheren 
Jahrhunderten durch die Generalprivilegien nur wenig gehemmte 
Verlegung von Kleinmeistern ^) seitens kapitalkräftiger Meister 
(Generalunternehmer), weshalb die Sattlerinnung am 13. Juli 1848 
beschloss, dass niemand ihm übertragene Militärarbeit machen 
dürfe, sondern sie dem Altmeister mitteilen müsse, der sie über- 
nehme und unter die betreffenden Meister verteile. Dieser Be- 
schluss veranlasste wohl die Behörden, die Militäreffektenfabriken^) 
zu begünstigen, da sie in jeder Beziehung grössere Garantien bo- 
ten, als die einzelnen Kleinmeister, an welche die Innung Arbeiten 
vergab. Diese konnte bald auch bei den Submissionen mit den 
^ kapitalkräftigen und durch Arbeitsteilung, später auch durch Ma- 

(j^tr^ schinenverwendung ^) intensiver arbeitenden Fabriken nicht kon- 

jijy kurrieren. Eine weitere Entstehungsursache der Hausindustrie ist 

\}/r^ endhch das periodische Auftreten ausserordentlich grossen Militär- 

bedarfs, der mit der gewöhnlich vorhandenen Zahl von Arbeits- 
kräften nicht hergestellt werden kann, während für eine vermehrte 
\j^y Arbeiterzahl die Arbeitsräume zu klein sind. Dass die Ungebun- 

' j denheit in Bezug auf Arbeitszeit und die BequemUchkeit des Zu- 

JT* i) Siehe P/enge a. a. O. 518 ff., 596 fF., Schmoller, Umrisse und Untersuchungen 

etc. S. 422 f. und in seinem Jahrbuch XIV 104.0. I0';7 , G. F. Lamprecht a. a. O. 
§ 566, 572; Lage des Handwerks a. aTO. III, 232. 

2) 1864 gab es in Berlin bereits 3 Fabriken , die ausschliesslich MilitäreiFekten 
lieferten (Sattler u. Tapez.-Ztg XI, 50), 1870 gegen 9, von denen nur die erwähnte 
älteste Fabrik (Dotti) lediglich innerhalb der Werkstätte arbeiten liess. Die oben er- 
wähnte Adressbuchstatistik des Berl. Stadt. Jahrbuchs zählt Militäreffektenfabriken und 
-Handlungen, wobei natürlich letztere stark überwiegen, 1835: 5, 1842: 18, 1850: 25, 
1860: 48, 1868: 60. 

3) In Süddeutschland schon bei den Militärarbeiten für den italienischen Krieg 
(siehe Lage des Handwerks III, 232); (s. auch Dtsch. Sattlerztg. 1870 Nr. i). 
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hausearbeitens, sowie die scheinbare Möglichkeit mehr zu ver- 
dienen, die Gesellen und besonders die ehemaligen Handwerks- 
meister veranlasste, die Heimarbeit zu begünstigen, ist erklärlich. 
Die Folge dieses Systems war grosse Arbeitslosigkeit der Ge- 
sellen, wenn mittelst Heimarbeit, Ueberstunden und Akkordlöh- 
nung die Arbeiten in verhältnismässig kurzer Zeit hergestellt 
waren ^). Die Gesellen fanden zu einem erheblichen Teil nicht 
mehr Unterkunft in ihrem Gewerbe und mussten für die Zeit bis 
zum Wiederbeginn der Militärarbeit u. a. als Tagelöhner in F a- 
briken ^ auf dem V lehhöi. -ate^ ir^ackträger, Mausdiener etc. Arbe it 
s uchen . So wurden Keime der Unzufriedenheit gesät, die schon 
1860 ^) in Berlin zu einer eigenartigen Lohnbewegung führten, 
in der ältesten Militäreffektenfabrik liess die durch die Militär- 
reorganisation hervorgerufene günstige Konjunktur in den Ar- 
beitermassen spontan den Wunsch nach einer Lohnerhöhung auf 
20 Sgr. pro Tornister entstehen. Der Fabrikant sperrte die Ar- 
beiter aus; als er aber keine anderen erhielt, da der Riesenbedarf 
momentanen Arbeitermangel hervorgerufen hatte , bewilligte er 
erst 15 und später i7V2Sgr. ; mehr konnte nicht erreicht werden, 
da eine Organisation fehlte. Im Jahre 1866 kam es schon zu einem 
Strike, der aber nur einen halben Tag dauerte und nach Bewilli- 
gung einer Zulage von 1^/2 Sgr. erlosch. 

Die Bevölkerungszunahme, die boden- und wohnungsver- 
teuernd wirken musste, war die Ursache der Aufhebung des 
Logisverhältnisses wenigstens in den grösseren Städten, wozu der 
ständige Wechsel der Arbeiter von Fabrik zur Kleinwerkstätte 
und umgekehrt das weitere beitrug. Die Beziehungen zwischen 
Meister und Geselle ^), die natürlich in den Fabriken und bei den 
Hausindustriellen kaum noch ausserhalb des Arbeitsverhältnisses 
vorhanden waren, lockerten sich somit auch, abgesehen davon, 
dass der Kleinmeister, um konkurrenzfähig zu bleiben, an Arbeits- 
kosten sparen musste und niedrigere Löhne zahlte. Die Möglich- 
keit, selbständig zu werden, war allerdings noch lange Zeit we- 
nigstens ziffernmässig für den Durchschnittsgesellen vorhanden *). 



i) Siehe auch Volksstaat 1875 Nr. 18, 45 und Plenge a. a. O. S. 598. 

2) Protokoll des i. Deutschen Sattler-Kongresses von 1872, S. 5. 

3) S. die schöne Schilderung in Schmoller's Kleingewerbe S. 326 f. 

4) 1861 kamen auf 100 Sattlermeister ( Wiedfeldt a. a. O. , Schnioller , Kleinge- 
werbe S. 105, 127, 370) 
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Wollte dieser aber mehr als ein proletarischer Land- oder Klein- 
meister werden, so erforderte die Produktion für den grossen 
Markt, welche die Produktion für lokalen Absatz vielfach ablöste, 
kaufmännischen Blick und Kenntnisse und zum Teil auch Kapital. 

Aber die Gesellenzahl vermehrte sich doch auch durch die 
Lehrlingszüchtung ^). Hervorgerufen wurde sie einerseits durch 
die Bevölkerungs Vermehrung, andererseits durch das Hindrängen 
zum Sattlergewerbe, das — wenigstens schien es so in Zeiten 
grossen Militärbedarfs — gute Lohnverhältnisse und die Möglich- 
keit der Verselbständigung bot, endlich durch die erklärliche Vor- 
liebe der Kleinmeister für einen Gehilfen, der die Arbeitskosten 
verbilligte, in kleineren Orten, wo Kost- und Logiswesen bestand, 
sogar ein beträchtliches Lehrgeld eintrug. Dabei musste natürlich 
das Interesse für eine gute Ausbildung des Lehrlings zurücktreten. 

Die Zunahme der Fabriksattler verminderte z. T. die Zahl 
der Innungsgesellen, schwächte den geselligen Zusammenhang, 
minderte vor allem die Kranken- und Reise-Unterstützung. 

Durch eine Entscheidung der Berliner Gewerbe-Deputation 
wurde 1855 bestimmt, dass Sattler-, Riemer- und Täschnerge- 
sellen, falls sie in Fabriken arbeiten, der Fabrikarbeiterkasse bei- 
zutreten, für die Gesellenkasse aber nur eine Kontrollabgabe von 
3 Pf. zu zahlen hätten, um in ihre statutenmässigen Rechte und 
Pflichten eintreten zu können, wenn sie wieder in Werkstellen 
arbeiteten. Dem gegenüber wurde zwar von der Innung und dem 
Gesellenausschuss eingewandt, dass die Berliner Sattlerkasse 
Reiseunterstützung zahle, was die Fabrikkasse nicht thue, und 
dass jeder Geselle, der Berlin verlasse, diese auch ausserhalb er- 



Gehilfen in: 
Berlin 169 

Preussen 7 5 

Bayern 83 

Württemberg 59,4 

Baden 56. 

1.875 waren unter 100 beschäftigten Sattlern und Tapezierern im Deutschen Reich 
(Statist. Jahrb. f. d. Deutsche Reich, 3. Jahrg. S. 40) 

Geschäftsleiter 52,7 

Hilfspersonen 47»3- 

Reichsstatist. N. F. Bd. in, S. 33* zählt 

1882 189s 

a Personen 26420 27466 

c Personen 31 380 41 722. 

i) Schmoller a. a. O. S. 343. 
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halte, weshalb er zur Berliner Kasse steuern müsse ^). Auch woll- 
ten sich die Gesellen mit gewöhnlichen Arbeitern nicht gleich- 
stellen lassen ^), vor allem würde die Kasse, da ihr 80 — 100 von 
den 350 — 400 Gesellen entzogen würden, finanziell geschwächt, 
die der Kasse verbleibenden Gesellen stärker belastet. Gleich- 
wohl blieb es bei dem Beschluss. 

2) Neue geistige Einflüsse. 

Auch als gesellige Vereine genügten die Innungs-Gesellen- 
schaften oder Brüderschaften manchen Gehilfen nicht mehr, be- 
stand doch ihre Unterhaltung zum grossen Teil in Trinken, Rau- 
fen und Zoten. Dass sich hiervon ein Teil der Gesellen abge- 
stossen fühlte, hatten vor allem die Arbeiterbildungsvereine be- 
wirkt, die schon in den 40er Jahren bestanden, von der Reaktion 
zum grossen Teil vernichtet waren und. dann mit der liberalen 
Aera in vermehrter Zahl wieder erstanden. 

Einer ihrer Vorkämpfer, Max Hirsch,, beurteilt sie folgender- 
massen^): »Es waren hauptsächlich ideal und volksfreundlich ge- 
sinnte Männer aus höher gebildeten Kreisen, welche das Licht 
der Bildung auch in das Dunkel der unteren Klassen zu tragen 
strebten , vielfach mit dem Nebenzweck, durch besseres Wissen 
auch die materielle Not zu bekämpfen.« Dies entsprach der Zeit- 
richtung, die der Anschauung huldigte, dass das Individuum durch 
Bildung, Fleiss, Sparsamkeit, also ausschliesslich durch Selbsthilfe 
seine Lage verbessern könne, dass Bildung frei und genossen- 
schaftliche Einigkeit stark mache. Die Arbeiterbildungsvereine 
sollten vor allem auch, wie 1848, die Arbeiter zu dem Kampfe 
der bürgerlichen Opposition gegen die Regierung drillen und zu- 
sammenfassen. Wie die an die Stelle der vorwiegenden Natural- 
löhnung tretende vorwiegende Geldlöhnung, welche nötigte, selbst 
Haus zu halten und auf Erhöhung des Arbeitslohnes zu dringen, 
die Arbeiter zu materieller Selbständigkeit erzog, so wirkten die 
Arbeiterbildungsvereine dadurch, dass sie durch Vorträge, Er- 

i) Schreiben des Ladenmeisters v. 14. Juli 1858 (Acta 16, Sattler 1068 G.S. 58). 

2) Die Unterschiede zwischen Sattlern , Riemern und Täschnern bestanden da- 
gegen nicht mehr. 1867 wurde die Bestimmung des Kassenstatuts, dass abwechselnd 
ein Riemer und Sattler Altgeselle sein und dem Gesellenausschuss eine gleiche Zahl 
von Riemern, Sattlern und Täschnern angehören sollte, aufgehoben , da die Riemer- 
gesellen mit der Zeit ausstürben, weil die seit 1849 freigesprochenen sich fast alle ein 
Prüfungsattest als Sattlergesellen hätten ausstellen lassen. 

3) Arbeiterfrage und deutsche Gewerkvereine, Leipzig 1893, S. 7. 
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möglichung der Buch- und Zeitungslektüre zum Nachdenken an- 
regten, auf eine grössere geistige Selbständigkeit hin. 

Solche Handwerker-, Arbeiterbildungs-, auch bloss Arbeiter- 
vereine genannt, gab es nach einer Statistik von Karl Brämer^) 
in Preussen nicht weniger als 200. Einer der grössten Bildungs- 
vereine war, neben dem alten Hamburger ^), der 1862 gegründete, 
übrigens noch heute bestehende Berliner Arbeiterverein *). Er 
huldigte^ wie seine Gründer und wie die grosse Mehrheit der Be- 
völkerung fortschrittlichen, antizünftlerischen Anschauungen, was 
aus folgenden Bestimmungen seines Statuts hervorgeht*): 

§ I. Der Verein strebt die Förderung der geistigen und ma- 
teriellen Interessen seiner Mitglieder an. — § 2. Der Verein will 
demgemäss i) die B efreiung der Arbei^ und des Verkehrs v on 
all en Reschränkiin cren. 2) Anregung geben zur Bildung von wirt- 
schaftlichen Genossenschaften, die auf Unabhängigkeit, Selbsthilfe 
und Selbstverantwortlichkeit beruhen, 3) das moralische Bewusst- 
, sein des Arbeiters heben und jede Sonderstellung derselben be- 
i^^,A?^ j"^ seitigen. — § 3. Zur Erreichung dieser Zwecke sollen dienen : 
^ */L ^ belehrende, soziale und politische Vorträge, Diskussionen und Bi- 

u^'^*^ •o- bliothek, auch gesellige Vergnügungen, überhaupt alle gesetzlich 

zulässigen Mittel. 

In diesem Sinne trat er eifrig für die "R^Y^^^^^ing- 7"** ^♦•*''ng]?ng 
der Koalitionsfreiheit^) ein und plaidierte _für_ A bschaffun g der^ 
Zwangspflicht zum Eintritt in die Innu n gs- und Fabrikarb eiterkassen^). 
Als der Entwurf der neuen Bundes-Gewerbeordnung im Jahre 
1868 diese wiederum enthielt, protestierte er in einer Versamm- 
lung vom 4. Mai 1868 dagegen'), in der Erwägung, dass diese 
Pflicht das Selbstbestimmungsrecht der Arbeiter auf das schwerste 
verletze und die meisten der betreffenden Kranken-, Sterbe- und 
Hilfskassen durchaus keine Garantie für Lebensfähigkeit böten 
nd der Zwang zum Eintritt in dieselben somit die Arbeiter auch 










i) Arbeiterfreund, 1866. 

2) G. Adler ^ Gesch. d. ersten sozialpolitischen Arbeiterbewegung in Deutschland. 

S. 128, 165. 

3) Arbeiterfreund, 1864, S. 162 — 171, 1866, S. 57 ff. 

4) citiert nach Arbeiterfreund 1866, S. 57. 

5) s. Beschluss vom 7. II. 64. Nat.-Ztg. 67, v. 10, II. 64, Mehring, Gesch. d. 
deutschen Sozialdemokratie II, 151. 

6) s. auch Schmoele^ Sozialdem. Gewerksch. I. 13 f. 

7) Volksztg. 106 V. 6. V. 68 u. Sozialdemokrat, IV, 55 v. 8. V. 68. 
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materiell gefährde ^). Von verschiedenen Seiten wurde in dieser 
Sitzung auf die bestehenden Krankenkassen des 1867 in Leipzig 
gegründeten Allgemeinen deutschen Schneider-Vereins und des 
seit 1865 bezw. 1866 bestehenden Cigarrenarbeiter-Vereins und 
Deutschen Buchdrucker-Verbandes hingewiesen und die Gründung 
gleicher Kassen für alle Gewerbe empfohlen. 

Die gerügten wirklichen oder vermein^ li i j mn Mi niliiiii h 11I1 
KrankenTcassenwesens traten^n der Sa ttlerkrankenkasse gerade in 
den IoIaLuu Jährüti besonders heoior. Die Verwaltungsbehörde, 
der Berliner Magistrat, zeigte sich, wie schon oben angeführt, den 
Wünschen der Mitglieder wenig willfährig. Als sie 1867 ^) eine 
Beitragsherabsetzung verlangten, wurde dies ebenso abgelehnt, 
wie eine Erhöhung des Krankengeldes bei Aufnahme in Heilan- 
stalten und eine Ermässigung der Remuneration des Altgesellen, 
obwohl dieser selbst erklärte^), dass er eine jener Besoldung ent- 
sprecl^ende Thätigkeit nicht habe ausüben können. Eine Belastung 
der Kasse trat dadurch ein, dass der Magistrat im Widerspruch 
mit dem Kassenvorstand als Gesellen thätige Meister (wohl Haus- 
industrielle in der Militäreffektenfabrikation) für berechtigt hielt, 
der Gesellenkasse beizutreten. Als im Jahre 1867 die Heilanstalts- 
behandlung für Geschlechtskranke eingeführt wurde, sank in we- 
niger als 4 Monaten das Kassenvermögen von ca. 950 Thlrn. auf 
382 Thlr., so dass diese allein Erfolg versprechende Art der Be- 
handlung schleunigst wieder aufgegeben werden musste. Zur Ent- 
lastung der Kasse war am 13. Febr. 1867 ^'^ Reiseunterstützung 
aufgehoben worden. 

3) Der Berliner Sattlerverein von 1868 und die Gewerkschafts- 
bewegung des Jahres 1868. 

Diese Umstände veranlassten ein Mitglied des Berliner Ar- 
beitervereins, den in der Militäreffektenfabrik von Dotti arbeiten- 
den Sattlergesellen Gustav Daut, einen rede- und federgewandten, 
rührigen und ehrgeizigen Sachsen, der Anregung, die im Berliner 



i) s. zur Kritik der Krankenkassen u. a. Volksztg. 1869 Nr. 68, Post 1868 Nr. 401, 
434, M. Hirsch a. a. O. S. 42 — 44 und Arbeiterberufsv. in Grossbrit. u. Deutschi. 
S. 56. S. Brentano, Arbeiterversich. gem. d. heut. Wirtsch.-Ord. S. 132, bes. 142, 
147 fF., auch bes. 223 f. Schmoele a. a. O. I, 7, 13. Hirsch-Polke, Gew.Ver.Leitfaden 
1876 S. 17. 

2) Acta Sattler 16, 351 G.S. 67, 694 G.S. 68. 

3) Volksztg. 193, V. 19. VIII. 68. 
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Arbeiterverein durch den Hinweis auf die bestehenden Berufs- 
vereine gegeben worden war, Folge zu leisten. Unterstützt wurde 
er von anderen, der Fabrikarbeiterkasse zwangsweise, der Sattler- 
kasse freiwillig angehörenden, meist in Waggonfabriken arbeiten- 
den Kollegen, von denen einige ebenfalls Mitglieder des Arbeiter- 
^ Vereins^) waren. Am 12. Mai 1868, ^ic.^ ^^Ui- "r^ip^ nach jene r 
S itzung des Berliner ^r| 7fit^*-^^^*-^^*^g, «^^^-^nrlft?" cj^j^ip^^? Sj 
r llßt^^^*'*'^^ v erein ^) , dessen Zweck die Aufklarung und Fortbildung^ sowie 
^T^Z- — — T^i^d'ie Hebung der materiellen Interessen seiner Mitglieder sein sollte. 
cM}^ - iMan nahm in den Statuten zunächst nur Rücksicht auf die Be- 
'■^ ijj.^'^*' thätigung im erstgenannten Gebiete, beabsichtigte jedoch die Lage 
v^ ü^*^ ^^s Berufs zu heben durch i) die Begründung eines nationalen 

x^^^ ^^'^» Arbeitsvermittlungs-Bureaus« mit Ermöglichung des Beitritts aus- 
iL 1^^ Wärtiger Mitglieder u. s. w., 2) eine gründliche Reform des so ver- 

alteten Krankenkassenwesens, besser aber durch die Begründung 
einer auf rationellen Prinzipien beruhenden, wenn möglich natio- 
nalen, gut verwalteten neuen gemeinsamen Krankenkasse. 

D ie Beteiligung an dem ju n^^en Vereine, der in seinen Sitz- 
ungen, um sich über die soziale Lage aufklären zu lassen, An- 
hänger verschiedener Richtungen sprechen Hess, scheint anfangs 
sehr gering gewesen zu sein. Wenigstens wurde die Sitzung am 
25. Juli wegen schwachen Besuchs auf einige Zeit vertagt^). Bei 
i Wiedereröffnung innerhalb der durch § i des sog. Vereinsgesetzes 
^jj^^^^^ gewährten Frist aber wurde sie vom überwachenden Polizeileut- 
\ jK nant aufgelöst, worin die Tagespresse der Linken eine neue Praxis 

lAt ^^^ Polizeipräsidiums erblicken wollte, die Versammlungsfreiheit 
*r^ noch mehr zu beschränken. Obwohl der Beamte rektifiziert wurde, 

yy^ hatte der Zeitungslärm bewirkt, dass die nächste Versammlung, 

{t/ , am I. August, stark besucht war und z. T. einigen Gästen, welche 

isj^ die Lösung der sozialen und politischen Frage in der Richtung 

der Politik Lassalle s und Schweitzer'^ sahen, lebhaften Beifall spen- 
dete. Gleichzeitig wurde nun die Agitation zur Reform des Ge- 
sellenkrankenwesens begonnen. Man setzte eine Kommission ein, 
die ein Musterstatut beraten sollte und Daut berief eine Ver- 
^f^\ ^ Sammlung der Bauarbeiter, deren Gewerkskrankenkasse ebenfalls 









i) Nach der Statistik d. Arbfr. v. 1866 S. 88 f. gehörten d. Berl. Arbeiterver, 
Ende 1864 13 Sattlergesellen an. 

2) Volksztg. 116 V. 19. V. 1868. 

3) Post, 394, 401 V. 3. u. 6. VIII. 68, Volksztg. 1868 Nr. 174, 180. 
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besuchte Versammlung beschloss eine neue allgemeine, auf dem 
Prinzip der Selbstverwaltung beruhende B auarbeiterkasse (Kran- 
ken-, Sterbe- und Invalidenkasse) zu gründen; zum Vorsitzenden 
des vorbereitenden Komites wurde der Sattler Daut.^ zu dessen 
Stellvertreter ein Konditor Beijßke gewählt. Die Sattlerversamm- 
lung vom 29. August 1868 endlich beschloss einstimmig die Grün- 
düng einer neuen Sattler-Krankenkasse auf dem Wege natiöiraler 
Verbindung unter allen Umständen zu erstreben ^). In denselben 
Tagen beschloss auf Anregung von Mitgliedern des Sattlervereins 
die Gesellenschaft, eine Kommission von 30 Personen einzusetzen ^), 
welcher die Idee der Gründung einer nationalen Berufsverbin- 
dung der Sattler zur Prüfung und Vorarbeit unterbreitet wer- 
den sollte. 

Die Arbeiterbewegung im August und September 1868 ist 
von den verschiedensten Parteistandpunkten und neuerdings un- 
parteiisch von Schmoele beschrieben worden *) , so dass sie hier 
im engen Rahmen der Entstehungsgeschichte einer Gewerkschaft 
nur soweit berührt werden soll, als Sattler, bezw. der Berliner 
Sattlerverein daran beteiligt waren. Der Ajiku££) von S 'ff^rffrtifrrrr 
und Fritzsche an die deutsche Arb^i UK'ALhcifL lwx Bei^ ehickung 
eines Arbeiterkongresses in BerHn auf den 27. September 1868, 
der »eine umfassende, fest begründete Organisation der gesamten 
Arbeiterschaft Deutschlands durch und in sich selbst zum Zwecke 
gemeinsamen Voranschreitens vermittelst der A rb^jtnHnnt^linnp'^n 
für den ^ ^[^fnhl^^^, "^^ ^^'t KnnlihWnnriTht [;fifyf ^| ^pn «^pi«, schaffen 
sollte, wurde auch im Berliner Sattlerverein diskutiert. Man be- 
schloss, zwei Delegierte von verschiedener politischer Richtung, 



i) s. detailliert Volksztg. 1868 Nr. 198, 216, Post 434. 

2) Berlin u. s. Entwicklung (Berl. Stat. Jahrb. f. 1869 S. 332). 

3) Kreuzztg. Nr. 206 v. 3. IX. 68. 

4) Zu nennen sind bes. R, Meyer ^ Emanzipationskampf d. 4. Standes. 1874, I, 
253 — 258, 314—316 (Soz.-kons.) , F, Mehring ^ Dtsch. Sozialdem. 1877 S. 88—97 
(soz.-lib.), L, Bamberger, Arbeitfr. 1873 S. 73 — 76, 99 f. (nat.-lib.), L. Parisius, Polit. 
Part. u. Min. Bismarck 1878 S. 167 ff., M. Hirsch^ Arbeiterfr. etc. S. 8 ff. (Tortschr.), 
E, Jäger, mod, Sozialism. 1873 S* 34^ ^- "• passim (kathol.), F, Mekring , Gesch. 
d. dtsch. Sozialdem. 1898 II, S. 228 — 254, A, Bebel, Gewerkschaftsbew. u. pol. Part. 
1900, S. 9, C. Legten, Gewerkschaftsbew. 1901 , S. 4 f. (sozialdem.), ferner Schmoele^ 
Sozialdem. Gewerksch. 1896 I, S. i — 14, Kulemann, Gewerkschaftsbew. 1900, S. 184 f., 
201 u. H. d. St., 2. A. IV 644, 651 f., Sombarty Dennoch! 1900, S. 43 — 45 (unpol.). 

5) s. Aufruf a. d. Arbeiter Deutschi., Sozialdem. IV, loi v. 30. VIII. 68. 
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den Fortschrittler Matthieu Seyfried und den Lassalleaner Scholz 
zu wählen, um einen unparteiischen Bericht über den Kongress 
zu erhalten ^). Dagegen sollten sie etwaigen Beschlüssen zunächst 
nicht beitreten. Daut wurde als Vertreter der Kommission der 
Bauarbeiterkasse zum Kongress gesandt. Auch in einigen grösse- 
ren Provinzstädten, in denen die sozialistische Arbeiterbewegung 
Eingang gefunden hatte, regten sich die Sattler, soweit sie Lassal- 
leaner waren, und sandten entsprechend der Aufforderung von 
Schweitzer und Fritzsche in Gemeinschaft mit anderen, z. T. ver- 
wandten Gewerbszweigen, die allein die Mittel nicht aufbringen 
konnten, Delegierte ^). So schickten die Sattler, Riemer, Tape- 
zierer, Färber, Kattundrucker, Buchbinder, Kammmacher und 
Gerber von Kassel, zusammen 207 Arbeiter, den Sattler C. F. 
Mann, wahrscheinlich denselben, der einst Lassalle vorgeworfen 
hatte , dass er die Zuschriften eines einfachen Arbeiters keiner 
Antwort würdige ^), und Leipziger Sattler delegierten gemeinsam 
mit Tischlern, Instrumentenmachern, Drechslern, Glasern, Schuh- 
machern und Gerbern den Buchbinder W. Taute. Die Streitig- 
keiten am ersten Tage des Kongresses, welche die Entfernung 
Max Hirsch's und seiner Anhänger, Berliner und Danziger Ma- 
schinenbauer und Berliner Maler, veranlassten, sind bekannt. Dem 
Protest der ausgeschlossenen Minorität trat u. a. auch der eine 
Delegierte der Berliner Sattler, Seyfried, bei, der am zweiten Tage 
in Gemeinschaft mit Daut und den andern Delegierten der Bau- 
arbeiter den Kongress verliess, als sie durch Fabrizierung von 
Schlussanträgen nicht zum Worte kamen und ihr Antrag auf Er- 
nennung von zwei Vertrauensleuten zur Ueberwachung des Bu- 
reaus nicht zur Abstimmung gebracht wurde. Der andere Ber- 
liner Delegierte blieb ebenso wie der Kasseler auf dem Kongress 
und stimmte im Widerspruch mit seinem Mandat dem von Schweitzer 
eingebrachten Statutenentwurf zu. Dieses Organisationsstatut ent- 
hielt auch die »Gründung« *) einer allgemeinen deutschen Ar- 
beiterschaft der Buchbinder, Sattler, Riemer, Täschner, Tapezierer 
und Dekorateure, Lederarbeiter und Handschuhmacher, zu deren 
»Präsidenten« der Berliner Buchbinder Peter, zu deren »Vizeprä- 



i) Volksztg. 1868 Nr. 223, 225, 231, 234. Gewerkver. 1888 S, 167. 

2) Sozialdem. iio v. 20. IX. 68. 

3) Joerg, Gesch. d. sozialpol. Part. S. 230. 

4) s. über eine ähnliche »Gründunge F. Päplow , Die Organisation der Maurer 
Deutschlands 1869 — 1899, Hamburg 1900, S. 7. 
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sidenten« der Delegierte des Berliner Sattlervereins, Scholz, er- 
nannt wurde. 

Auf dem Minoritätskongress, der am 28. September 1868 im 
»Universum« tagte und als Gründungsversammlung der Hirsch- 
Duncker'schen Gewerkvereine anzusehen ist, kam es bereits zu 
einigen Auseinandersetzungen zwischen den fortschrittlichen Satt- 
lern Daut und Seyfried ^) und den aus Neugier ebenfalls erschie- 
nenen Lassalleanern Mann und Scholz, von denen der Letztge- 
nannte die Mitteilung des Versammlungsvorsitzenden FranzDuncker, 
die Vertreter der Berliner Sattler hätten sich dem Protest der 
Minorität angeschlossen, als hinterlistige Hintergehung bezeich- 
nete, er gehöre noch jetzt der Majorität an. Schon auf den näch- 
sten Tag *) hatte der rührige Daut eine Versammlung der Ber- 
liner Lederarbeiter einberufen, um dieser ein von der oben er- 
wähnten Kommission ausgearbeitetes Statut zur Gründung eines 
allgemeinen deutschen Lederarbeiter-Vereins vorzulegen. Die nur 
schwach besuchte Versammlung wurde aber von den auswärtigen 
Delegierten und dem »Präsidenten« Peter veranlasst, über den 
Arbeiter-Kongress zu debattieren, wodurch die Verlesung des 
Statutenentwurfs verhindert wurde. 



4) Die Hirsch-Duncker'sche Organisation : 

Deutscher Sattlerverein, Deutsche Sattlergewerkschaft, 
Gewerkverein Deutscher Sattler-, Riemer- und Täschnerei- 

Arbeiter. 

In der ersten ordentlichen Generalversammlung des Sattler- 
vereins am 4. Oktober hob Daut hervor, dass den Ha uptanstos s 
zur Gründung des Vereins das Bedü rfnis nach emer g em<=^^nffP"^*^ 
Krankenkasse^^gegebcft-Jiabe, dass man sich aber auch mit höher 
und weiter liegenden Fragen beschäftigt, in diesem Sinne regen 
Anteil an den Verhandlungen des Arbeiter-Kongresses genommen 
und seinen Standpunkt gewählt habe. Man müsse sich solchen 
Bildungsvereinen, wie es der Hamburger^) sei, anschliessen und 
dessen Ziele zu den seinigen machen. Entsprechend der Ten- 
denz, den Verein zu einem nationalen auszudehnen, gab man ihm 
den Namen: Deutscher Sattlerverein. Gleichzeitig wurde be- 



i) s. Kreuzztg. 229 v. 30. IX. 68. 

2) s. für das Folgende Volksztg. 1868, Nr. 231, 234, 235, 240. Gew.-Ver. 1888. 
S. 167. 

3) s. G. Adler a. a. O. u. Volksztg. 1868 Nr. 232. 
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schlössen, zwei Delegierte zu wählen, »welche dem Dr. M. Hirsch 
bei der Beratung über die Gewerkschaften zur Seite stehen soll- 
ten«. Dagegen stellte man dem Schweitzerianer Scholz ein schar- 
fes Misstrauensvotum aus und protestierte dagegen, dass der 
Buchbinder Peter sich »Präsident der deutschen Lederarbeiter 
und Sattler« nenne. 

In der etwa 75 Mitglieder aus den meisten Berliner Gewer- 
ken ^) zählenden Kommission zur Beratung der Musterstatuten für 
»Deutsche Gewerkvereine« war Daut Schriftführer und hatte auch 
wohl einen gewissen Anteil an dem ja grösstenteils aus der Feder 
von Max Hirsch stammenden Musterstatut, das am i. November 
in der Volkszeitung mit einem »Aufruf an die deutschen Arbeiter 
aller Berufszweige« erschien ^). 

Die weiteren Phasen der Entwicklung waren folgende: Am 
8. November erklärte es der Deutsche Sattlerverein ^) für seine 
Pflicht, im Verein mit andern verwandten Berufsarten die Ver- 
wirklichung einer deutschen Lederarbeitergesellschaft zu erstre- 
ben, zu diesem Zwecke agitatorisch vorzugehen und zwar auf der 
Basis des von der sogenannten Minoritätskommission beratenen 
Musterstatuts. Am 14. November erklärte er *), nachdem ein An- 
trag von Scholz auf Uebergang zur Tagesordnung abgelehnt war : 
»die Begründung einer »Deutschen Sattlergewerkschaft« unter Zu- 
lassung aller verwandten Berufsarten ist die beste Verwirklichung 
unserer Vereinsbestrebungen und daher unser Programm. Der 
Verein beschliesst demzufolge: 

i) unverzüglich sich als ersten Ortsverein derDeut- 
schen Sattlergewerkschaft umzugestalten, 

2) als Basis dieser Umgestaltung die von der Kommission der 
deutschen Gewerkvereine beratenen Musterstatuten anzuerkennen, 

3) solange als Verein fortzubestehen, bis die Gewerkschaft 
resp. der Berliner Ortsverein derselben konstituiert ist, dann aber 
unverzüglich die Auflösung (zu Gunsten der neuen Vereinigungs- 
form) vorzunehmen.« 

In die Statutenkommission wurden angeblich Vertreter aller 
bedeutenden Werkstätten Berlins gewählt. Bei der Beratung des 



i) darunter 11 Altgesellen. 

2) Volkszeitung 1868 Nr. 257, M. Hirsch, Arbeiterfr. etc. S. 12 — 23, Muster- 
statuten der Deutschen Gewerkvereine etc., Berlin 1887. 

3) Volkszeitung 1868 Nr. 265. 

4) Ebda. Nr. 271. 
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Statuts — Anfang Januar — wurde mit geringen Modifikationen 
das Musterstatut angenommen. Die Wander Unterstützung wurde 
beibehalten, jedoch nur für diejenigen, die sich in einer beson- 
ders zu errichtenden, thatsächlich nicht ins Leben getretenen 
Wanderunterstützungskasse versicherten^). Das Eintrittsgeld wurde 
auf 5 Sgr. , der Wochenbeitrag auf i Sgr. , das »Hilfsgeld« für 
Arbeitseinstellung auf 2 Thlr. festgesetzt ^). Auch hierbei suchte 
der Schweitzer'sche »Vizepräsident« Scholz, der dem Verein in 
der Hoffnung, ihn für die Ideen der Lassalleaner zu gewinnen, 
auch weiterhin angehörte, erfolglos Abänderungen durchzusetzen. 
Als Name des Vereins wurde »Gewerkverein deutscher 
Sattler-, Riemer- undTäschnerei-Arbeiter« fest- 
gesetzt und der »Deutsche Sattler verein« am 30. Januar zu Gun- 
sten des Gewerkvereins aufgelöst. Gleichzeitig wurde die Oppo- 
sition gegen die Zwangskrankenkassen wieder aufgenommen ^), 
und auch erreicht, dass in der Generalversammlung der Gewerks- 
krankenkasse, nachdem Daut und andere darauf hingewiesen hat- 
ten, dass der zu wählende Altgeselle vorzugsweise den Beruf 
habe, die Gewerkvereinsbewegung zu unterstützen, ein dieser 
freundlich gesinnter Altgeselle gewählt wurde. Die Petitionen 
gegen die Zwangskassen hatten dann den Erfolg, dass der Reichs- 
tag am 26. Mai 1869 in der Gewerbeordnung freie Hilfskassen 
zuliess *). 

Im Februar erliess der Ortsverein ^), der nun etwa 90 — 100 
Mitglieder zählte®), einen Aufruf an die Berufsgenossen in ganz 
Deutschland, der davon ausging, dass bei der Entwicklung der 
Industrie und des Verkehrs die bisher lokalen Einrichtungen der 
Krankenhüfs- und Sterbekassen, der Arbeitsvermittlung u. s. w. zu 
nationalen erhoben werden müssten, und mit der Aufforderung 
schloss, aller Orten Ortsvereine nach dem beifolgenden Muster- 



i) Auf dem Gründungskongress des Verbandes d. deutschen Gew.-Ver. wurde 
trotz lebhaften Protestes der Delegierten der Sattler die Wanderunterstützung aus 
dem Musterstatut mit einer Stimme Majorität gestrichen, was Fernhaltung der jünge- 
ren Elemente und der handwerksmässigen Berufe zur Folge hatte, S. Hirsch^ Arbei- 
terfr. S. 33, Arbeiterberufsver. in Grossbritannien etc., S. 64, 66. 

2) Volksztg. 1869 Nr. 3, 9, 23. 

3) Ebda. Nr. 5. 

4) Ebda. Nr. 68 u. Gew.Ver. I Nr. 2, Hirsch, Arbeiterfr. S. 44. 

5) Volkszeitung 1869 N*"« S^- 

6) Ebda. Nr. 42, 83. Bei seiner Gründung (16. I. 69) hatte er 77 Mitglieder ge- 
zählt (Gew.Ver. 1870 S. 196). 

Volkswirtschaft!. Abhandl. VI. Bd. 2 [2l] 
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Statut ZU gründen, die dann durch frei gewählte Abgeordnete zu- 
sammentreten sollten, um den Gesamt-Gewerkverein zu consti- 
tuieren. Ehe aber noch ein zweiter Ortsverein gegründet war, 
erlitt der Verein dadurch einen unersetzlichen Verlust, dass sein 
Sekretär Daut Berlin verlassen musste^). Er hatte im Oktober 
einen »Deutschen Bauarbeiterverein« gegründet, der mit 2(X) Mit- 
gliedern in's Leben trat und den Zweck hatte, die oben erwähnte 
Bauarbeiter-Krankenkasse zu begründen. Daut wurde einstimmig 
zum Vorsitzenden gewählt *) und auch als Delegierter zu dem 
ersten Gewerkvereins-Kongress, dem der deutschen Maurer in 
Leipzig (5. Dezember) gesandt ^). Während des Kongresses wurde 
jedoch, wahrscheinlich von seinem Mitbewerber um die Führung 
der Berliner Bauarbeiter, dem Konditor Benecke, eine Schmäh- 
schrift an den Kongress gesandt, die Daut zur Niederlegung seines 
Mandats veranlasste und wahrscheinlich auch die Hauptursache 
seines Scheidens von Berlin war , obwohl ihm der von ihm be- 
gründete Ortsverein der Maurer ein Vertrauensvotum ausstellte *). 
Er ging nach Thüringen (Gotha), wo er noch einige Zeit für die 
Gründung von Gewerkvereinen agitierte, um dann aus der Ar- 
beiterbewegung zu verschwinden. Mit ihm verlor der noch auf 
schwachen Füssen stehende Sattler- Verein seinen besten Agitator 
und geschicktesten Organisator. 

Zwar entstanden in den folgenden Monaten einige Ortsver- 
eine ^): so im März die Ortsvereine der Sattler und Gerber in 
Neu-Ruppin, der Sattler, Polsterer, Buchbinder, Kürschner und 
Kappenmacher in Dortmund®), im Mai der Sattler, Riemer, 



1) Volksztg. 1869 Nr. 42, 49. 

2) Ebda. 1868, Nr. 253, 302. 

3) S. über diesen Kongress, Päploiv a. a. O. S. 7 — 10. Hirsch, Arbeiterfrage 
S. 28 f. 

4) Ein Mitbegründer des Sattlervereins gab folgende Version: Daut habe, um 
eine Rolle in der Arbeiterbewegung zu spielen, später, um im Zentralrat der Hirsch- 
Duncker'schen Gewerkvereine mit dem Weissgerber Landgraf konkurrieren zu können, 
der die unqualifizierten Arbeiter im Gewerkverein der Fabrik- und Handarbeiter or- 
ganisierte, die Bauarbeiter vereinigen wollen und zu dem Zwecke verschwiegen, dass 
er Sattler sei. 

5) Volksztg. 1869, Nr. 63, 78. Gew.Ver. 1869 Nr. 2, 9, 10. 

6) Gegr. 21. März 1869 mit 22 Mitgl., hatte Ende 1869 J^^^ noch 12 Mitgl. und 
löste sich im April 1871 in den Ortsverein der Maschinenbauer auf (Gew.Ver. 1870, 
S. 196, 187 1 S. 71). Die übrigen Ortsvereine, von denen der Neu-Ruppiner und der 
Danziger ihr Entstehen nur der starken gewerkvereinsfreundlichen Strömung verdankten, 



f32ll I^i^ lassalleanische Gewerkschaft der Buchbinder und Lederarbeiter. jg 

Täschner und Tapezierer in Danzig, im Juli der Sattler und Tape- 
zierer in Königsberg i. Pr. Damit war allerdings die Minimalzahl 
der Ortsvereine eines Gewerkvereins, fünf, erreicht. Bei dem lang- 
samen Entstehen dieser Vereine, die dazu nur dadurch zustande 
kamen, dass in ihnen eine Reihe von Nichtsattlern vertreten waren, 
verzichtete der Berliner Ortsverein darauf, einen Gewerkverein 
in's Leben zu rufen, nachdem ein dringhcher Aufruf zu Ostern 
1869 im Anschluss an den ersten Verbandstag einen Gewerkver- 
ein zu gründen *), ohne Wiederhall geblieben war. Man beschloss 
vielmehr am Ende des Jahres 1869, als der Mitgliederbestand auf 
18 herabgesunken war ^), dem zu Pfingsten 1869 gegründeten Ge- 
werkverein der Schuhmacher^) beizutreten*), der, da gleichzeitig 
auch zwei Ortsvereine der Gerber beitraten, den Namen »Ge- 
werkverein der Schuhmacher und Lederarbeiter« annahm und den 
Berliner Sattlern zwei Plätze im Generalrat einräumte. 

5) Die lassalleanische Ge^verkschaft der Buchbinder und Leder- 
arbeiter. 

Bevor wir auf die Weiterentwicklung des H.-D.Ortsvereins 
und der Berliner Sattlerbewegung eingehen, einige Worte über 
die lassalleanische Gewerkschafts- Organisation, in der Buchbinder, 
Sattler, Handschuhmacher, Tapezierer etc. vereinigt werden sollten. 
Nach den wenigen Mitteilungen darüber^) war es ihr gelungen, 
eine Anzahl Anhänger, meist Buchbinder, in Berlin, Offenbach, 
Frankfurt, Würzburg, Barmen, Elberfeld, Cassel, Hamburg, Han- 
nover, Annaberg, Buchholz zu gewinnen. Wenigstens waren diese 
Orte von Peter und drei andern Delegierten auf dem in der An- 
merkung erwähnten Buchbinder-Kongress vertreten. Die Zahl der 
vertretenen Mitglieder soll 412 betragen haben, aber wahrschein- 
lich war dies nur die Zahl der Versammlungsbesucher, die Dele- 
gierte gewählt hatten. 



die fast alle Gewerke in diesen Städten erfasste, waren schon 1870 wieder ver- 
schwunden. 

l) Volksztg. 1869 Nr. 61. 

2) Als Ursache wurde die Opposition von Mitgliedern der Zwangskrankenkasse, 
besonders des als Gewerkvereinsfreund gewählten Altgesellen bezeichnet. 

3) Gew.V. 1870, S. 20, Hirsch^ Arbeiterfr. S. 30. 

4) Gew.V. 1869, Nr. 32, 1870 S. 70, 78. 

5) S. Verhandlungen des I, Kongr. der Buchbinder, Portefeuille-, Etuis- u. Kar- 
tonnagearbeiter zu Leipzig, 28. — 30. III. 1869, herausgegeben vom Direktorium des 
Internationalen Vereins für Buchbinder und verwandte Geschäftszweige. 

2 * [21*] 
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Der Kongress, der den kurzlebigen »Internationalen Buch- 
binderverein« gründete, eine »neutrale« Gewerkschaft^) hatte sich 
längere Zeit mit der Frage zu befassen, ob auch die der Peter'- 
schen Arbeiterschaft besonders in Berlin angehörenden Sattler 
aufgenommen werden sollten. Die Majorität, deren Stimmung der 
Vorsitzende des demokratischen Arbeitervereins in Stuttgart, Buch- 
binder Notz ^) (Prot. S. 26) in den Worten wiedergab: »Es ist uns 
keineswegs daran gelegen, dass in unserem Vereine alle, welche 
einmal bei ihrer Arbeit einen Pappendeckel in die Hand be- 
kommen, auch x^ufnahme finden«, schloss diese durch Annahme 
des Namens »Internationaler Verein für Buchbinder und verwandte 
Geschäftszweige« aus. Als Peter darauf den Kongress verliess, 
erklärte sie jedoch, dass die Arbeiterschaft mit allen ihren Mit- 
gliedern aufgenommen werden solle, wenn sie sich bis zum i. Mai 
anschlösse (Prot. S. 32 f.). Obwohl Peter hiermit einverstanden 
war, verliess er doch bald darauf die Versammlung von neuem 
und nunmehr endgiltig, da die Lassalleaner keine Aussicht hatten, 
den Verein zu beherrschen. Wenn nicht schon früher, hat sich 
die Arbeiterschaft 1870 in den Arbeiter-Unterstützungsverband auf- 
gelöst. 

6) Die Berliner Lohnbewegungen von 1870 und 1871 — 1872. 
Der lassalleanische Strikeverein der Sattler Berlins. 

Die Berliner Sattler, die dem Ortsverein beigetreten waren, 
hatten sich zurückgezogen, da ihre Lage natürlich nicht sogleich 
gebessert wurde. Als der plötzliche Ausbruch des Krieges von 
1870 die Nachfrage nach Sattlern ungemein steigerte, strömten sie 
herbei und verlangten von dem Ortsverein, derselbe solle die 
Lohnbewegung in die Hand nehmen^). Dieser erklärte sich da- 



i) Wenigstens wurde unter allgemeiner Zustimmung erklärt (Prot. S. 5): »Wir 
stimmen weder für Hirsch, noch Schweitzer, noch Bebel, wir erklären uns allein für 
die Leipziger Vorlage« (des Vors. Werner, der die Eisenacher Partei mitbegründete). 
Auch wurde nicht das Dem. Wochenblatt , das sich ihrer warm angenommen hatte, 
sondern ein Fachblatt, die 111. Buchbinderzeitung zum Organ erwählt. Dagegen war 
der Beschluss , Produktivgenossenschaften zu gründen , durchaus im Sinne der Inter- 
nationalen, wie denn auch wohl die Mehrheit aus Anhängern des Programms des Nürn- 
berger Vereinstages bestand. Siehe über das Ende des Buchbindervereins »Der Dtsch. 
Buchbinder- Verband im Jahre 1900«, Stuttgart 1901, S. 6. 

2) S. über ihn Mehring II, 257. 

3) Gew.Ver. 1870, S. 135, 142, 146. Berl. Stadt. Jahrb. V, 1871, S. 227, Kreuz- 
zeitung 1870 Nr. 192. Prot, des I. Sattlerkongr. S. 5, 7. 
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ZU bereit, wenn sie alle Mitglieder werden wollten, wozu die 
wenigsten Lust hatten. Ohne jede Organisation, ohne Strike- 
fonds traten, nachdem gütliche Verhandlungen gescheitert waren, 
am 16. August ca. 700 Militärsattler in den Strike/ setzten ein 
Strikekomite von 8 Mitgliedern, mit dem Vorsitzenden des Orts- 
vereins an der Spitze, ein und fassten folgenden Beschluss : 

1. Es ist Ehrensache jedes Gewerbsgenossen — gleichviel 
, ob die für seine speziellen Arbeiten geforderten Preise genehmigt 

sind oder nicht — die Arbeit nur in denjenigen Werkstätten auf- 
zunehmen oder fortzusetzen , in welchen der Gesamttarif der 
strikenden Gesellen anerkannt und bewilligt ist (durchschnittlich 
etwa 25 Proz. Zuschlag für Militär- Arbeit). 

2. Es ist Pflicht jedes arbeitenden Sattlers zur gemeinsamen 
Kasse der Strikenden wöchentlich mindestens 5 Sgr. als Unter- 
stützung der Bedürftigen zu zahlen. 

3. Es ist notwendig, die kleinen Meister auf die Gefahren 
aufmerksam zu machen, welche ihnen aus der Uebernahme der 
von grössern feiernden Fabriken ihnen zukommenden Aufträge 
erwachsen können. 

Bereits am 19. August wurde überall die Arbeit wieder auf- 
genommen, nachdem eine ganz geringe Lohnzulage ohne Aner- 
kennung des Tarifs erfolgt war. Es war die dritte Lohnbewegung 
der Berliner Militärsattler, die trotz der günstigsten wirtschaftlichen 
Lage aus Mangel an einer Organisation nur ganz geringe Erfolge 
erzielte. 

Gleichwohl veranlassten eine Reihe von Umständen schon im 
folgenden Jahre eine neue Lohnbewegung. Die ausserordentlich 
günstige Konjunktur nach dem Kriege, die hervorgerufen war 
durch die notwendige Erneuerung der aufgebrauchten Militäreffek- 
tenbestände und die infolge des Anschlusses der Südstaaten er 
forderliche einheitliche Ausrüstung, der Aufschwung des deutschen 
Wirtschaftslebens, die rapide Bevölkerungsvermehrung, die Steige- 
rung der Wohnungs- und zum Teil der Nahrungsmittelpreise, die 
Beispiele, die andere Berufe gaben ^), der engere Zusammenschluss, 
das Machtgefühl und die erleichterte Agitation, welche die ver- 
mehrte Zahl der Sattler^) hervorrief, legten an sich schon eine 
neue Lohnbewegung nahe. Dazu kam die von den Lassalleanern 
unter Führung Hasenclever's, Hasselmann's und Kapell's geplante 

i) S. auch Oldenberg, Art. Arbeitseinstellungen, H. d. St., 2. A. I, 741. 
2) Nach Wiedfeldt a. a. O. 1867 : 681, 1871 : 1095. 
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Organisation der Arbeiter Berlins angeblich zu dem Zwecke ^), 
»durch gemeinsames Handeln die Lage der Berliner Arbeiter zu 
verbessern, und zwar durch planmässiges Vorgehen der Arbeiter- 
korporationen bei Stellung ihrer berechtigten Forderungen, und 
falls die letzteren nicht auf gütlichem Wege durchgesetzt werden, 
durch organisierte Strikes« ; thatsächlich aber *) um die einzelnen 
Gewerke, die für die politischen Ziele des Allgemeinen Deutschen 
Arbeiter-Vereins in dem fortschrittlichen^) Berlin nicht leicht zu 
gewinnen waren, allmählich durch die Versprechung und Durch- 
setzung materieller Vorteile zum Eintritt in den Arbeiter- Verein 
zu bewegen. 

Im Herbst 1871 setzte die Lohnbewegung ein; diesmal ohne 
Berücksichtigung des Ortsvereins, dem man ungerechtfertigter 
Weise die Schuld an dem Misserfolg des Vorjahres gab. An der 
Spitze der Bewegung stand ein früheres Mitglied des Ortsvereins, 
J. Berg, der schon an den drei früheren Lohnbewegungen teilge- 
nommen hatte. Im Gegensatz zu dem klaren, besonnenen, im 
Stillen arbeitenden Daut war er ein wirrer Kopf, ein Mann der 
grossen Worte, ein warmherziger, begeisternder Versammlungs- 
agitator und Strikeführer, aber kein Organisator*). 

Eine am i. Oktober 1871 tagende Militäreffektensattlerver- 
sammlung^) beauftragte ein Komite, mit den Fabrikanten und 
Meistern in Verhandlungen einzutreten, um einen Lohnaufschlag 
von 25 Proz. zu erzielen — die Durchsetzung eines Normalarbeits- 
tages wurde als aussichtslos betrachtet. Die Forderungen w^urden 
noch im Laufe des Oktobers dahin präzisiert ^) : Minimallohn von 
5^/2 Thaler, 25 Proz. Zuschlag bei Akkordlohn, was einer Lohner- 
höhung von durchschnittlich ungefähr i Thlr. entsprach^), bei 12 
bis 1 5 stündiger, meist 1 3 stündiger Arbeitszeit. Verhältnismässig 



i) E. Jäger a. a. O. S. 343, Neuer Sozialdemokrat, 1871, Nr. 43, 49, 63. 

2) Jäger a. a. O., R. Meyer a. a. O. I, 316 f. 

3) Bei der Reichstagswahl von 187 1 waren neben mehr als 25 000 fortschrittl. 
und über 6000 demokr. Stimmen nur 2000 lassalleanische Stimmen abgegeben worden. 

4) Um ihn ganz kurz zu charakterisieren, sei eine der seinen Vereinsberichten im 
Volksstaat beigefügten Grussformeln mitgeteilt: »Mit sozialkoUegialischem Bruder- 
gruss«. Er starb vor einigen Jahren im Irrenhause. 

5) Berl. Stadt. Jahrb. VI 1872, S. 229. 

6) Volkszeitung 1871, Nr. 250. 

7) S. N. Sozd. 1871, Nr. 44. Nach AUg. Deutsch. SatLler-Ztg. 1888 Nr. 9 wäre 
der Durchschnittslohn M. 9. gewesen, hätten 7« der Sattler 12—15 und die Werk- 
führer 18 M. bezogen, was den unten angegebenen Forderungen widerspricht. 
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wenige Fabrikanten und Meister bewilligten eine Zulage, in der 
gewünschten Höhe wohl keiner, die meisten brachen die Verhand- 
lungen ab. Die ruhige und gemässigte Stimmung, die bisher vor- 
geherrscht hatte ^) und die sich u. a. darin äusserte, dass einem 
grösseren Fabrikanten, der einen Lohnzuschlag bewilligt hatte, an 
seinem Geburtstage seitens der Gesellen eine Ovation dargebracht 
wurde, schlug nun um und wurde sogleich von den Lassalleaner- 
führern benutzt. Nach einem Vortrage des Zimmerers August 
Kapeil über die Lage der Arbeiterklasse und die Notwendigkeit 
einer Vereinigung der Arbeiter Berlins wurde am 29. Oktober 
1871 ^) der schon vorher von der Lohnkommission gefasste Plan 
der Gründung einer Strikekasse in die That umgesetzt und ein 
Strikeverein der Sattler Berlins und Berufsgenossen gegründet^). 
Dieser Hess nun zunächst , um das Interesse und die Beteiligung 
der Kollegen zu erwecken, hervorragende Redner der verschie- 
denen Parteien in seinen Sitzungen sprechen und sich gegenseitig 
in der Diskussion bekämpfen. Die Führung im Verein hatten 
aber die Lassalleaner. In einer Versammlung vom 12. November 
1871*) erklärte August Kapell, wie die Arbeitgeber den Arbeitern 
immer geschlossen gegenüber stehen müssten und man durch die 
Phrasen der Max Hirsch'schen Einigungsämter ^), die damals auch 
im Ortsverein der Sattler propagiert wurden, nicht Feuer und 
Wasser vereinigen könne. Nach diesen Ausführungen beschlossen 
die Sattler Mitkämpfer in den Reihen der Berliner Arbeiter zu 
werden und 5 Delegierte zum Arbeiterkongress zu senden, der 
die oben erwähnte Organisation schaffen sollte. Da für je 100 
Mitglieder i Delegierter zu entsenden war, hatte der Strikeverein 
damals schon nach kaum I4tägigem Bestehen die ansehnliche 
Stärke von 500 Mitgliedern erreicht. Er war die achtstärkste 
der 23 gewerkschaftlichen Organisationen, die sich dem »Berliner 



i) Volksztg. 18 71 a. a. O. u. Berl. städt. Jahrb. a. a. O. 

2) N. Sozd. 1871 Nr. 57. 

3) Das Statut ist nicht vorhanden. Der Verein wird jedoch mit dem gleichzei- 
tigen Berliner Strikeverein der Tapezierer (Tapez.-Ztg. 1887 Nr. 2) Aehnlichkeit ge- 
habt haben. Dieser bildete eine Sparkasse , in die jedes Mitglied bis zu einem be- 
stimmten Termine wöchentlich 50 Pf. einzulegen hatte ; aus dem Fonds sollten alle 
unterstützt werden , welche infolge von Nichtbewilligung der Gesamtforderung die 
Arbeit niederlegen mussten. Uebrig bleibendesGeld sollte zurückge- 
zahlt werden. Als Extravereinsbeitrag wurden noch 10 Pf. monatlich erhoben. 

4) N. Sozd. 1871 Nr. 61. 

5) Max Hirsch^ Arbeiterfr. S. 71 ff. 



2A Entstehung der Gewerkschaftsbewegung 1868 — 72. ['^261 

I 

Arbeiterbund« anschlössen, der aus jenem Kongresse hervor- 
gingt). Die Lassalleaner, besonders Finn und Kapeil, die so den 
Verein für sich gewonnen hatten, traten daher entschieden Red- 
nern anderer Parteien gegenüber, die Vorträge über die soziale 
Frage hielten, so Bebel ^), der für die Einigung der Arbeiterpar- 
teien eintrat und sich in Leipzig bitter darüber beklagte ^), dass 
sie ihn nach einem Vortrage, gegen den sie nicht das geringste 
einwenden konnten, auf das heftigste bekämpft hatten, so Max 
Hirsch*), der vergebHch versuchte, durch ein Einigungsamt den 
Ausbruch des Strikes zu verhindern. Obwohl die Strikekasse 
Mitte Januar erst ca. 300 Thlr. enthielt^), auf den Kopf des Mit- 
gliedes also nur etwa ^2 Thlr. entfiel, begann die undisziplinierte 
Menge teilweise bereits im Januar den Strike. Zu einer Ver- 
sammlung vom 19. Januar 1872 wurden nochmals sämtliche Meister, 
Fabrikanten resp. deren Vertreter eingeladen^). Jedoch lehnte 
man das Verlangen der zwei anwesenden Vertreter der Arbeit- 
geber, eine achttägige Bedenkzeit zu geben, ab, beschloss viel- 
mehr, am nächsten Tage allen Arbeitgebern folgende Forde- 
rungen zu überreichen: Erhöhung des Minimalzeitlohns von 4^/2 
auf 5^/2 Thlr., des Lohnsatzes für Akkordarbeit um 25 Proz., Ein- 
führung der lostündigen Arbeitszeit. Der Zuzug zum Strikeverein 
war in der Erwartung grosser Erfolge noch immer ein starker; 
Ende Februar zählte der Verein ca. 700 Mitglieder. Auch ein 
Teil der im Gegensatz zu den Militäreffektensattlern sogenannten 
Privatsattler wollte striken. Ebenso schloss sich nunmehr der 
H.-D. -Ortsverein der Strikebewegung an. — 

Die Führer beabsichtigten daher Branchenstrikes durchzu- 
führen. Anfang Februar begannen eine Anzahl Täschner ~). Nur 
zu bald stellte sich heraus, dass weder die Strikekasse den An- 
forderungen auch nur im entferntesten gewachsen sei, noch die 
Strikeleitung den Plan von Branchenstrikes durchführen konnte. 

i) Die Hirsch-Dunckerianer lehnten natürlich die Beteiligung an dem »lokalen 
Sammelsurium« , wie sie es nannten , ab , siehe G.-V. 1871 S. 174, 199. S. über den 
Berl. Arbeiterbund R. Meyer l^ 314 f., MehringW, 335, Jäger S. 343, Hirsch a. a. O., 
Berl. Stadt. Jahrb. V, 1871 S. 233 f., N. Sozd. 1871 Nr. 43, 44, 49, 57, 61, 63. 

2) Volksstaat 18 71 Nr. 102. 

3) In der bei Schmoele I, 40 erwähnten Schneiderversammlung. 

4) N. Sozd. 1871 Nr. 70, 75. Volksztg. 1871 Nr. 295, 299, 1872 Nr. 7, 24. 

5) Volksztg. 1872 Nr. 17, N. Sozd. 1872 Nr. 5. 

6) Volksztg. 1872 Nr. 14, N. Sozd. 1872, Nr. 11. 

7) N. Sozd. 1872, Nr. 18. 
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Schon am 17. Februar^) musste Berg erklären: »Aus unserer 
Vereinskasse können wir noch nichts entnehmen, da noch Strikes 
anderer Branchen in Aussicht stehen.« Nur die Ortsvereinler 
zahlten ihren 1^/2 Dutzend am Strike beteiligten Mitgliedern vom 
27. Februar bis 18. März mit Hilfe anderer H.-D.- Vereine eine 
Unterstützung von i — 2 Thlrn. pro Woche*). 

Die Agitation, die vom Vorstande des Strikevereins und der 
Strikekommission entfaltet wurde, hatte wohl einigen Erfolg bei 
den auswärtigen Berufsgenossen. Einige finanzielle Unterstützung 
kam z. B. von Dresden auf einen Aufruf im »Neuen Sozialdemo- 
krat« ^) hin, in dem darauf hingewiesen wurde, dass die übrigen 
Kollegen Deutschlands sich bald eines besseren und menschen- 
würdigeren Daseins zu erfreuen haben würden, wenn erst die Ber- 
liner Sattler gesiegt hätten. Dagegen erklärte die Bundesver- 
sammlung des Berliner Arbeiterbundes vom 25. Febr. 1872 *), 
dass die Bundeskasse noch zu schwach sei, um — den ersten 
aus dem Berliner Arbeiterbund hervorgegangenen — Strike unter- 
stützen zu können, und ihre ganze Kraft auf die Agitation richten 
müsse. Sie fand den billigen Ausweg, einem Antrage Bergs zu- 
zustimmen, sämtliche Bundesmitglieder, Parteigenossen und Ar- 
beiter Deutschlands aufzufordern, freiwillige Beiträge zu senden. 
Die Meister, welche Militärlieferungen übernommen hatten, konnten 
und wollten zwar dem Strike nicht standhalten. Desgleichen war 
es für die Strikenden günstig, dass eine grosse Fabrik in Cassel 
einige Hundert von ihnen in Arbeit nahm und sogar eine Anzahl 
Verheirateter abreisten^). Dagegen wurden die- knappen Geld- 
mittel noch dadurch geschmälert, dass in einigen Fabriken die 
Arbeit eingestellt wurde, obgleich die Forderungen vor Beginn 
des Strikes bewilligt waren. Ueber die Zahl der Bewilligungen 
und der Strikenden lässt sich kein rechtes Bild gewinnen. Die 
Zahlen, die in den »Siegesbulletins« des »Neuen Sozialdemokrat« 
angegeben werden, erscheinen absolut unzuverlässig und geben 
nur ein Bild von dem wenig festen Zusammenhalt, der unter den 
Strikenden herrschte, von dem ununterbrochenen Eintreten in den 
Strike und der Wiederaufnahme der Arbeit. So werden Strikende 



i) Ebda. Nr. 21. 

2) G.-V. 1872 S. 40, 82. 

3) 1872 Nr. 24. 

4) Ebda. Nr. 25. 

5) Ebda. Nr. 28 u. 29. 
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angegeben ^) am 29. Februar: 800; in den ersten Märztagen: 
1000; obwohl nun in den folgenden Tagen angeblich 500 nach 
Kassel abfuhren, streikten kurz vor dem 10. März: 800^), vor 
dem 13. März noch 600, vor dem 15. März aber wieder 700. 
Jedenfalls war der Erfolg in den grossen Militäreffektenfabriken, 
in denen Mitte März die Arbeit wieder aufgenommen wurde, mini- 
mal ^). Diese konnten, da sie die Arbeit in Submission über- 
nommen hatten, nur eine Lohnerhöhung von 10 — 16 Proz. be- 
willigen und wiesen darauf hin, dass die Sattlergesellen mittelst 
ihrer Vereinigung zugleich in anderen Gegenden Deutschlands eine 
Lohnerhöhung durchsetzen sollten, da sowohl in den Rheinlanden 
wie in andern Gegenden die vielen kleinen neuerstandenen Mili- 
täreffektenfabriken bedeutend niedrigere Arbeitslöhne als die Ber- 
liner Fabrikanten bezahlten und bei dem Submissionswesen ihnen 
zu grosse Konkurrenz machten. Auch sollen sie Lieferungsauf- 
schub erhalten, sowie durch ihre Werkführer nicht ohne Erfolg 
Uneinigkeit unter den Gesellen zu stiften gesucht haben. That- 
sächlich soll die Arbeit gegen eine Lohnerhöhung von nur 5, 
7^/2, höchstens 10 Proz. wieder aufgenommen worden sein, also 
noch unter den ihnen gebotenen Sätzen. 

7) Die Bewegung im übrigen Deutschland. 

Es hätte der Aufforderung der Fabrikanten kaum bedurft, 
in ganz Deutschland die Lohnbewegung und Vereinigung in's 
Leben zu rufen, um im richtigen Augenblicke loszuschlagen, was 
der Schlussbericht ^) des Strikekomites , der natürlich von einem 
grossen Siege sprach, in Aussicht stellte. 

»Es war ein impulsives Gefühl, unklar in unserer Vorstellung, 
hatten wir doch das Streben , zusammenzuhalten , uns zu verei- 
nigen , zu verbinden , um die gemeinsamen Interessen wahrzu- 
nehmen« , erzählte der Abgeordnete Auer auf dem lojährigen 
Stiftungsfest der Münchener Filiale des Sattlerverbandes ^). 

Die erwähnten Militäreffektenfabriken am Rhein (Elberfeld- 
Barmen, Koblenz, Köln-Deutz, Roisdorf bei Bonn), die von über- 



i) Nr. 26, 27, 30, 31, 32. 

2) Nach Volksztg. 58 v. 9. III. 1872 sogar gegen 900. 

3) N. Soziald. 1872, Nr. 28, 29, 31, 32, 34, 35. Volksztg. 1872 , Nr. 58, 70, 123. 
G.-V. 1872, S. 46, 82. Allg. Deutsche Sattlerztg. 1888 a. a. O., Prot. v. 1872. 

4) N. Soziald. Nr. 35. 

5) S. wSattler- und Tapezierer-Zeitung XIII (1899) S. 218 f. 
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all her Arbeitskräfte zogen, riefen durch die Anhäufung von Ar- 
beitern, unter denen sich gewiss auch solche mit sozialistischen 
Anschauungen befanden, lebhafte Bewegungen gegen die ver- 
hältnismässig ungünstigen Arbeitsbedingungen (Hausindustrie, 
Ueberstundenarbeit , niedriger Stücklohn u. s. f.) hervor. Aehn- 
lich wirkten die grossen, an Privatmeister in verschiedenen Städten 
vergebenen Militärlieferungen ^). Bereits Ende März kam es am 
Rhein und in München zu Lohnbewegungen. In Koblenz war zu 
Beginn des Krieges von 1870 ein Strike ebenso missglückt wie 
in Berlin; er dauerte nur drei Stunden*). Erfolgreicher waren 
jetzt Strikes in Köln und Roisdorf, einem Dorfe bei Bonn, dessen 
Einwohner zum grossen Teil aus den Arbeitern einer Lederfabrik 
bestanden, die ihr Vorprodukt zu Militäreflfekten verarbeitete. In 
Köln hatte der Lassalleaner Neubauer, ein Ostpreusse, einen 
Verein gegründet, der Mitte 1872 schon über 100 Mitglieder 
zählte^). Auch in Elberfeld kam es wohl zum Strike. In Mün- 
chen bestand ein Sattlerverein *], der die Aufgabe hatte, Kranken- 
unterstützung zu zahlen, dieser Aufgabe aber nicht genügte. Da 
er sich nicht mit Lohnverbesserungen abgeben wollte, wurde im 
November 1871 ein Fachverein gegründet, der auch mit Erfolg 
eine Lohnerhöhung und Arbeitszeitverkürzung durchgesetzt haben 
soU^). Infolge dessen ergriff die Bewegung eine Reihe bayrischer 
Städte. 

In Norddeutschland versuchte man in Dresden mit den Gel- 
dern, die vom Berliner Strike zurückgeblieben waren ^), eine festere 
Organisation zu schaffen, nachdem- man schon 1866 die Selbst- 
verwaltung der Krankenkasse erreicht und seit Erlass des säch- 
sischen Genossenschaftsgesetzes von 1868 wohl zum Zwecke der 

i) So teilt (für die neuere Zeit) Paul Voigt in seiner Abhandlung über »Das 
Handwerk in Eisleben« (Lage des Handwerks Bd. 9 S. 339 f., 369) mit, dass von 
einer gewerkschaftlichen Bewegung in Eisleben nur bei den Sattlern etwas zu spüren 
sei, die mehrfach zur Waffe des Strikes griffen, um sich bessere Arbeitsbedingungen 
zu erkämpfen, und dass die Arbeiterbewegung durch die zahlreichen Sattlergesellen 
des für Militärbedürfnisse arbeitenden Meisters Zuzug erhalten habe. Diese Sattlerge- 
sellen würden von auswärts herangezogen, wenn durch Militärlieferungen die Betriebe 
vorübergehend ungemein vergrössert w^erden müssen und statt der 5 — 10 gewöhnlich 
in Eisleben beschäftigten Sattlergesellen für kurze Zeit 30 — 50 Gesellen nötig sind, 

2) Prot. V. 1872 S. 12. 

3) Prot. V. 1872 S. II. 

4) Ebda. S. 8. 

5) N. Soziald. Nr. 38 v. 29. III. 1872. 

6) Prot. V. 1872 S. 12, sowie direkte Mitteilungen. 



28 Entstehung der Gewerkschaftsbewegung 1868 — 72. fSSOl 

Errichtung von Produktivgenossenschaften begonnen hatte , eine 
Fachorganisation zu begründen, der sich auch die Tapezierer an- 
schlössen. In Braunschweig hatte der Vertreter Kassels auf dem 
Schweitzer'schen Arbeiter- Kongress von 1868, Mann, einen ver- 
geblichen Versuch gemacht, die Brüderschaft für die Arbeiter- 
bewegung zu gewinnen. Er war vom Altgesellen daran gehindert 
worden^). 

In Kassel streikten im April 150 Militäreffektensattler , die 
während des Berliner Strikes dorthin abgeschoben waren ^). 

Auch in Hamburg mit seinen zum grossen Teil bis 1865, 
dem Jahre der Einführung der Gewerbefreiheit, aufrecht erhaltenen 
Zunftgesellenschaften , an die sich vielfach Gewerkschaften an- 
schlössen ') , mit seinen vielen Strikes , unter denen die in der 
Lauenstein'schen Waggonfabrik die bedeutendsten waren, seiner 
starken sozialistischen Bewegung *) — auch in Hamburg war 
unter den Sattlern eine Bewegung entstanden, die wohl im Jahre 
1871 zur Gründung eines Vereins führte^). 

Im gleichen Jahre gründete ein 1870 aus Paris ausgewiesener^) 
Sattler, Witzig, in Offenbach einen Fachverein. Die dortige 
Portefeuille-Industrie, hatte sich seit den 20er Jahren des 19. Jahr- 
hunderts im Anschluss an die Buchbinderei ^) fabrikmässig aus- 
gedehnt^). Begünstigt wurde sie durch eine traditionelle Kon- 
zessionspolitik, durch am Orte befindliche unterstützende Branchen 
(Leder-, Taschenbügelfabriken , Gürtlereien) durch einen neuge- 
schaffenen und sich aus sich selbst erneuernden Arbeiterstamm 
mit überlieferten Fähigkeiten, durch die in Verbindung mit land- 
wirtschaftlichem Nebenbetrieb unter den Portefeuille-Arbeitern ver- 
tretene Hausindustrie ^), durch die fast völlige Konkurrenzlosigkeit. 
Die Arbeiter standen, obwohl der Gross- und Mittelbetrieb vor- 

i) Ebda. S. 7. 

2) Volksstaat Nr. 31 v. 17. 4. 1872. 

3) Sie traten schon im Jahre 1865 ^" einem Arbeiterrat ähnlich dem Berliner 
Arbeiterbund von 1871 und den späteren Gewerkschaftskartellen zusammen. 

4) Siehe das Nähere in den drei ersten Kapiteln von H. Bürger^ Die Hambur- 
ger Gewerkschaften und deren Kämpfe von 1865 — 1890. S. auch Anmerkung bei 
Schmoele II, 136. 

5) Bürger sl. a. O. S, 147. 

6) Siehe Deutsche Sattlerztg. 1870 Nr. 34. 

7) Firazzt, Bilder und Geschichten aus Offenbachs Vergangenheit S. 168. 

8) S. H, A. Mascker, Deutsches Gewerbewesen, S. 645—647. Pirazzi S. 167 — 173, 
I. Bericht der Offenbacher Handelskammer f. 1857; Viebahn III, 553. 

9) Schriften des Ver. f. Sozialpolitik Bd. 41 S. 122 f. 
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herrschte^), vielfach in patriarchalischen Verhältnissen zu den 
Unternehmern, die sich aus kleinen Anfängen emporgearbeitet 
hatten ^). Die Sattler, die nicht, wie die Portefeuiller, da sie nur 
Teilarbeit verrichteten, Hausindustrielle waren , hatten bereits im 
Jahre 1863 nach dem Muster einer seit 1860 bestehenden Buch- 
binder- und Portefeuiller-Gesellschaft ^) eine Sattler-Gesellschaft 
gegründet *). Sie zahlte reichliche Kranken- und Reiseunter- 
stützung aus und gewährte freies Nachtquartier auf der Herberge. 
Sie hatte nicht eigentlich den Zweck, die Interessen der Sattler- 
Gesellen durch Lohnerhöhung und Arbeitszeitverkürzung zu ver- 
treten. Wäre aber eine Lohnerhöhung nötig gewesen, so hätte 
sie diese wohl in die Hand genommen und auch nehmen können, 
denn sie zählte durchschnittlich iio — 130 Mitglieder, die grosse 
Mehrheit der Sattlergehilfen. Eine derartige Organisation erschien 
aber nicht nötig, da die Arbeit so spezialisiert und qualifiziert 
war, dass lohndrückende Konkurrenz von auswärts nicht leicht 
stattfinden konnte. Auch verstanden sich die Offenbacher Sattler 
gegen Zuzug dadurch zu schützen, dass sie Zugereisten in der 
Werkstätte nichts »zeigten«, sodass diese nicht arbeiten konnten, 
gegen lange Arbeitszeit durch die Unsitte des Blaumachens. 
Ausserdem waren die Löhne den Lebensbedürfnissen entsprechend^) 
und stiegen, bei der Notwendigkeit, den Arbeiterstamm zu er- 
halten, ebenso wie die Arbeitszeit kampflos verkürzt wurde ^). 



i) Nach Viebahn a. a. O. III, 1020 f. 1868: 20 grosse Portefeuillefabriken mit 
50 — 400 Arbeitern, 25 kleine mit 15—40 Arbeitern, 120 halbverlegte Meister. 

2) Pirazzi a., a. O. 

3) Siehe Jahresbericht der Handelskammer zu Oflfenbach f. 1863 S. 16. 

4) Um etwaiger Legendenbildung vorzubeugen (s. Webb, Geschichte des britischen 
Trade- ünionism. , deutsch von Bernstein^ S. 12, 428 flf.) , sei hier bemerkt , dass die 
alte Offenbacher Sattlerfahne, die jetzt im Besitz der Mitgliedschaft des Sattlerver- 
bandes ist, von den Erben des letzten Innungs-Obermeisters der Sattlergesellschaft auf 
ihren Wunsch überlassen worden ist. Ein anderer Zusammenhang zwischen Innung 
und Sattlergesellschaft besteht m. W. nicht. 

5) Ein altes Mitglied der Sattlergesellschaft gab als Lohn an für 1858 : bei Kost 
und Logis 2 fl. (etwa M. 3,40) und I2stündige Arbeitszeit von 6 — 8, 1859 : bei Logis 
3 fl. 30 kr., 1868: 10 fl., 1875: 14 fl.; als Preise: für 1866: Brod 8 kr., i Pfd. Kalb- 
fleisch 6 kr., I Pfd. Hammelfleisch 24 kr., i Pfd. Butter 12 kr., i Wohnung von zwei 
Zimmern 50 fl. 

6) Die einzige Lohnbewegung fand 1875 statt. Nachdem die Arbeiter den Ar- 
beitgebern brieflich auseinandergesetzt hatten, dass die Steuern von 9^/2 kr. auf ^2 fl., 
die Wohnungsmiete von 50 auf 60 fl. gestiegen sei, wurde ohne Strike eine Lohnzu- 
lage von I fl. und zehnstündige Arbeitszeit bewilligt. 
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Als die Sattlergesellschaft Anfang der 1870er Jahre die Reise- 
unterstützung aufgab^), bildete sich der erwähnte Fachverein, der 
als wesentlichste Aufgabe die Auszahlung der Reise-Unterstützung 
übernahm und nach der Absicht seines sozialistischen Gründers 
die Interessenvertretung und die sozialistische Agitation unter den 
Sattlern übernehmen sollte. 

So gab es in einer Reihe von Orten Deutschlands Sattler- 
Organisationen oder wenigstens lebhafte Bewegungen unter den 
Sattlern, zumal auch die Privatarbeit, die durch den Krieg nur 
wenig gelitten hatte*), in höchster Blüte stand, als von Berlin 
und Köln aus im Frühjahr 1872 Aufforderungen zum Zusammen- 
schluss an die Sattler-, Riemer- und Täschnergehilfen Deutsch- 
lands und Deutschösterreichs ergingen'^). 

8) Einigungstendenzen. Auer. 

In Berlin hatte der Strikeverein nach dem Strike den grössten 
Teil seiner Mitglieder verloren. Aber auch der Rest hielt nicht 
mehr zur Fahne des Allg. Dtsch. Arbeitervereins. Zwar war 
während des Strikes von Berg und seinen Kollegen in der Füh- 
rung des Strikevereins, Jonas und Böhm, betont worden*): »Mit 
Recht können wir , nachdem der sozialistische Geist in uns ein- 
gedrungen ist, sagen, dass auch die Einigkeit eine solche geworden, 
wie sie nicht schöner gedacht werden kann .... Nur eine Stimme 
ist, dass, wenn auch der Strike beendet, wir bei der Fahne blei- 
ben c. Als aber der sozialistische Geist, ebenso wenig wie der 
liberale, Streikerfolge erzielt hatte, kehrte die grosse Mehrzahl, 
wie früher der Hirsch-Duncker'schen, so jetzt der Lassalleanischen 
Gewerkschaftsorganisation den Rücken. Mit einem donnernden 
Hoch auf die Sozialdemokratie und die vielen sozialdemokrati- 
schen Werkstätten, die ihnen in so reichem Maasse zur Seite ge- 
standen hätten und mit einer Empfehlung des »Neuen Sozial- 
demokrat«, der beim Strike seine volle Schuldigkeit gethan habe, 
löste sich die Strikekommission auf^). Anfang Mai wurde nach 



i) Veranlassung dazu war wohl die Aufhebung des Wanderzwangs (siehe Mascker 
a. a. O.) und die Thatsache, dass die jüngeren Mitglieder auf der ^Wanderschaft kein 
Reisegeschenk mehr erhalten hatten. 

2) Deutsche Sattlerzeitung 1870 Nr. 33, 1871 Nr. 1. 

3) S. auch N. Soziald. 1872, Nr. 46. 

4) Ebda. Nr. 28. 

5) Ebda. Nr. 34, 35. 
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einem Vortrage Hasenclever 's durch eine Resolution es für Pflicht 
eines jeden Mitgliedes des Strikevereins erklärt, Mitglied des Allg. 
Dtsch. Arbeitervereins zu werden ^), womit ja der Zweck des Ar- 
beiterbundes und überhaupt der lassalleanischen Gewerkschafts- 
bewegung für diesen Beruf erreicht schien. — Es sollte keine 
zwei Monate dauern, da war der Strikeverein aus dem Berliner 
Arbeiterbund ausgetreten ^), und das wesentlich durch den Ein- 
fluss des der Eisenacher Partei angehörenden Ignaz Auer, der 
nun die Führung der Sattlerbewegung übernahm ^). 

Auer*) wurde 1846 im Dorfe Dommelstadt bei Passau in 
Niederbayern geboren und katholisch getauft. Nach dem Dorf- 
schulbesuch lernte er in Neuhaus am Inn bei einem Dorfsattler- 
meister 1859 — 1863 <^iG Sattlerei und ging dann auf die Wander- 
schaft. Im Frühjahr 1864 kam er zum ersten Mal nach München. 
Dies machte auf den Bauernjungen einen so gewaltigen Eindruck, 
dass er es nicht wagte, in die Herberge einzukehren, sondern 
froh war, die »grosse, gewaltige, niederdrückende« Stadt wieder 
verlassen zu können. Er durchwanderte dann Bayern , bekam 
1866 in Thalkirchen bei München Arbeit und »walzte« von dort, 
wo er wohl dem katholischen Gesellenverein angehört hatte ^), 
im Frühsommer 1867 nach Sachsen. Was der aufgeweckte Hand- 
werksbursche auf jener Wanderfahrt durch das damals schon in- 
dustriell hochentwickelte Sachsen sah, war eine neue Welt, waren 
Verhältnisse, von deren Existenz er bis dahin keine Ahnung hatte. 
Er bekam in Grossenhain Arbeit und las gleichzeitig eifrig Bücher. 
»Rechts die Arbeit, links lag das Buch«, schildert seine Thätig- 
keit ein Kollege von ihm. In Augsburg, wohin er in der Folge- 
zeit kam, trat er der Eisenacher Partei bei. 1871 arbeitete er in 
Kassel und nahm an dem oben erwähnten Strike teil. Dann 
wanderte er mit Kollegen nach Berlin , wohl nicht ohne Veran- 



i) N. Soziald. 1872, Nr. 53. 

2) Volksstaat, 1872, Nr. 89. 

3) Dass er, wie Mehring II/325 angiebt, seine Berufsgenossen zu organisieren 
begonnen habe, ist somit nicht richtig. 

4) Quellen : Kürschner'^ Reichstags-Handbuch, die S. 26 erwähnte Festrede Auer'% 
ferner Auer, >Wie ich zum ersten Male in meinen Wahlkreis kam« , Sachs. Volksbl. 
1901 Nr. 185, Mehring^ Gesch. der deutschen Sozialdem. Bd. Ili passim und direkte 
Mitteil. d. Abg. Auer, 

5) der in den katholischen Gegenden ähnlich wie die Arbeiterbildungsvereine 
geistige Anregung und Geselligkeit gewährte (Mehring II, 3). Auch der Protestant 
Bebel gehörte einem katholischen Gesellen verein an {Mehring II, 13). 
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lassung seiner auf ihn aufmerksam gewordenen Partei, die ihn in 
dem fortschrittlich-lassalleanischen Berlin als Agitator gebrauchen 
konnte. Wurde doch die kleine von dem Schuhmachermeister 
Theodor Metzner geleitete und zum grossen Teil aus jüdi- 
schen Handlungsgehilfen bestehende Gruppe der Eisenacher von 
den Lassalleanern nicht anders als die »13 Mühlendammer« ge- 
nannt. 

Die Eisenacher, die sozialdemokratische Arbeiter-Partei unter- 
stützte, abgesehen von den weiter unten darzustellenden Gründen 
allgemeinerer Natur, die Gewerksgenossenschaften vor allem, weil 
sie in ihnen das Mittel sah , die bestehende politische Spaltung 
unter den Arbeitern zu beseitigen"). Die Ueberzeugung von der 
Notwendigkeit der Einigung der Arbeiter im gewerkschaftlichen 
Kampfe werde auch die Notwendigkeit der Einigkeit im politischen 
Kampfe predigen, war Bebel's Ansicht. Als daher die von Bebel 
und Liebknecht veranlasste Resolution einer am 26. November 
1868 tagenden Leipziger Arbeiterversammlung ^), die von der 
Majorität des Nürnberger Arbeitertages und des Berliner Arbeiter- 
kongresses gegründeten resp. zu gründenden Gewerksgenossen- 
schaften unter Ausschluss der H.-D. Gewerkvereine zu einigen 
und zu verschmelzen , von Seiten des Arbeiterschaftsverbandes 
eine schroffe Ablehnung erfahren hatte, wurden alle Versuche 
der Arbeiter sich ohne Unterschied der politischen Richtung nach 
Berufen zusammenzuschliessen , um ihre Forderungen durchzu- 
setzen^), von den Internationalen lebhaft gefördert, natürlich mit 
der Absicht , dass die so zu schaffende Einigung der Arbeiter- 
parteien in der Richtung der Eisenacher Partei erfolgen würde *) — 

i) S. Behelf Gewerkschaftsbewegung und polit. Parteien, Stuttgart 1900, bes. 
den S. 25 — 31 abgedruckten Volksstaatartikel Bebel's (Nr. 46 v. 8. Juni 1872). 

2) Volkszeitung 1868 Nr. 283, 285. Mehring II, 253 f. 

3) Schmoele \, 16 will die Versuche zur Gründung »unabhängigere Gewerkschaften 
hauptsächlich von Lassalleanern ausgehen lassen , er schliesst hier wohl zu viel aus 
dem Epitheton »Allg. Dtsch«. 

4) Am deutlichsten giebt der Stimmung der Masse der politisch interessierten Ar- 
beiter Ausdruck ein vom »Sozialdemokrat« nicht aufgenommener Aufruf des Koburger 
Bevollmächtigten des AUgem. Deutschen Schneidervereins, Rüger (Delegierten auf 
dem Schweitz. Arbeiterkongress), im Dem. Wochenblatt 1869 Nr. 7 : »Haltet fest an 
der Neutralität, damit unsere heiligsten Interessen nicht scheitern an der unausbleib- 
lichen Zersplitterung ! . . .« »So lange diese drei Parteien bestehen, so lange soll sich 
kein Gewerke anschliessen , weder an die eine noch an die andere , und wenn das 
geschehen würde, so wären die Parteiführer genötigt, sich selbst zu einigen ; und das 
steht fest, sobald die Führer geeinigt sind, sind die Parteien einig und nur dann kann 
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— SO die Bestrebungen der Buchbinder^), der Handschuhmacher *), 
besonders aber der Weber, denen es auf zwei Kongressen 1871 
und 1872 ^) unter dem Einflüsse Bebel's gelang , Lassalleaner, 
Eisenacher, Hirsch-Dunckerianer *), Innungen, Gesellenvereine und 
andere Lokalvereine zu einem »Allg. Dtsch. Weber- und Manu- 
fakturarbeiter-Bund « zusammenzuschliessen. 

Hocherfreut schrieb Bebel im Volksstaat: »Dieser Beschluss 
ist eine That , so erfreulich , wie sie seit lange die deutsche Ar- 
beiterbewegung nicht aufzuweisen hat. Die Vertreter der deut- 
schen Manufakturarbeiter sind mit gutem Beispiel der deutschen 
Arbeiterklasse vorangegangen, sie haben bewiesen, dass die Ver- 
söhnung der Gegensätze innerhalb der Arbeiterklasse möglich ist, 
wenn der gute ehrliche Wille vorhanden ist . . .« 

9) Der erste deutsche Sattler-Kongress. 

Dass dieses Beispiel bei den Sattlern bald Nachahmung fin- 
den sollte, war Auer's Absicht. Schon bevor dieser die Führung 
der Sattlerbewegung übernahm, hatten, wie erwähnt, die Leiter 
des Berliner Strikevereins folgenden Aufruf an die Sattler-, Riemer- 
und Täschnergesellen Deutschlands erlassen ^) : 



etwas Ganzes und etwas Richtiges geschaffen werden, wenn wir eine Partei sind. 
Wir haben alle ein gleiches Interesse, ob wir diesem oder jenem Gewerke angehören. 
Wir sind Arbeiter und wollen unsere soziale Lage verbessern . . . und das kann nur 
geschehen, wenn wir Eine Organisation haben. 

i) S. Prot, des S. 19 erwähnten Buchbinderkongresses und des Eisenacher Kon^ 
gresses S. 67, 70 .f. 

2) C. A. Maier ^ Der Verband der Glag^-Handschuhmacher Deutschlands. Leip- 
zig 1901, S. 42. 

3) Prot, des i. und 2. Deutschen Webertages 187 1 und 1872 , Volksstaat 1872 
Nr. 44, 46, 48, G.-V. 1872 S. 99. 

4) S. über die seit 1870 veränderte Taktik diesen gegenüber d. Prot, des Stuttg. 
Kongresses 1870 S. 11. Auf dem 2. Webertage erklärte der Lassalleaner Fr. Harm, 
der spätere Reichstagsabgeordnete für Elberfeld: Ob ein Arbeiter Sozialdemokrat 
ist oder nicht , darf uns nicht kümmern. Dementsprechend nahm der Gewerkschafts- 
kongress zu Erfurt, der vom 15. — 17. Juli 1872 tagte, einstimmig folgende Resolution 
an : »In Erwägung, dass die Kapitalmacht alle Arbeiter, gleichviel ob sie konservativ, 
fortschrittlich-liberal oder Sozialdemokraten sind, gleich sehr bedrückt und ausbeutet, 
erklärt der Kongress es für die heiligste Pflicht der Arbeiter , allen Parteihader bei 
Seite zu setzen, um auf dem neutralen Boden einer einheitlichen Gewerkschaftsorga- 
nisation die Vorbedingungen eines erfolgreichen, kräftigen Widerstandes zu schaffen, 
die bedrohte Existenz sicher zu stellen und eine Verbesserung ihrer Klassenlage zu 
erkämpfen« . . . (Prot, des Erf. Kongr. S. 19, E. Jäger a. a. O. S. 378). 

5) Volksstaat 1872 Nr. 36. Ziemlich gleichzeitig hatte der Lassalleaner Neubauer 
Volkswirtschaft!. Abhandl. VI. Bd. 3 [22] 
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»Die am 24. April d. J. tagende Generalversammlung der 
Sattler Berlins hat den einstimniigen Beschluss gefasst, einen Kon- 
gress der Sattler Deutschlands mit Einschluss Deutsch-Oester- 
reichs^) am 17. Juni, vier Wochen nach dem ersten Pfingsttag, in 
Berlin einzuberufen , und hat eine Kommission zur Ausführung 
dieses Beschlusses ernannt. Die unterzeichnete Kommission, mit 
den Vorarbeiten des Kongresses betraut, wendet sich daher an 
Euch, Kollegen, und legt es Euch warm ans Herz, der Idee des 
Kongresses auch Eure Sympathie zuzuwenden. Die Gründe zu 
diesem Entschlüsse sind kurz folgende : Das Sattlergewerbe, früher 
eines derjenigen, welches seine Angehörigen gut ernährte, ist im 
Laufe der Zeit durch verschiedene Umstände so heruntergekom- 
men , dass die Sattlergehilfen als zu den schlechtest bezahlten 
Arbeitern gerechnet werden können. Wir glauben deshalb, dass 
Ihr gewiss dasselbe sagen Werdet und mit uns einverstanden seid ; 
ohne festes Zusammenstehen wird es für die Arbeiter niemals 
besser, sondern immer schlechter und schlechter. Fern sei es 
von uns, durch diesen Kongress einer feindlichen Absicht gegen 
unsere Arbeitgeber Ausdruck zn verleihen, wir wollen den Kampf, 
der zwischen unsern Berufskollegen und ihren Arbeitgebern an 
einzelnen Orten ausgebrochen , nicht noch mehr zuspitzen , son- 
dern wir glauben sicher, dass wenn es uns gelingt, unsere Kol- 
legen zu einem Bunde zu vereinigen, wir dadurch den Interessen 
beider Teile am besten dienen. Wir geben uns deshalb der 
sicheren Hoffnung hin, dass ihr Euch unserem Aufruf zufolge an 
dem Kongress beteiligen werdet. 

Zur Wahl Be,rlins als Ort, an welchem der Kongress 
stattfinden soll, leiten uns folgende Gesichtspunkte: Es sind in 
Berlin eine Anzahl Berufskollegen beschäftigt wie an keinem zwei- 
ten Ort in Deutschland, die Verbreitung unserer Beschlüsse wird 
deshalb eine grossartige sein, und dann ist Berlin der Ort, von 
welchem die Kongressidee ausging. 

Wir geben uns deshalb der Hoffnung hin, dass Ihr unsere 
Wahl durch Zustimmung billigt, Kollegen, denkt: Einig- 
keit macht stark. Zerstreut sind wir wie ein Spielball des 
Zufalls, nur vereintes Handeln kann uns helfen. Denn bedenkt. 



in Köln ebenfalls einen Aufruf erlassen, der zu einem Kongress in Kassel einlud (Volks- 
staat Nr. 34). Er schloss sich jedoch dann dem Berliner Vorschlag an. 

i) In Wien hatte der Mitarbeiter des ^ Volkswille« , Täschner Gehrke, zunächst 
eine Fachsektion des Arbeiterbildungsvereins und später einen Fachverein gegründet. 
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dass wenn auch durch die in letzter Zeit stattgehabten Arbeits- 
einstellungen an verschiedenen Orten eine pekuniäre Besserstel- 
lung der Kollegen erzielt worden ist , haben wir doch bei dem 
vollständigen Mangel an jeder Organisation gar keine Ga- 
rantie dafür, dass uns die mit so schweren Opfern erkauften Vor- 
teile wieder durch gewissenlose Ausbeuter der Arbeitskraft ent- 
rissen werden.« 

Zur Teilnahme am Kongresse war auch der Berliner Orts- 
verein der Sattler eingeladen worden, der ja gemeinsam mit dem 
Strikeverein den Strike durchgefochten hatte ^). Er war wegen 
innerer Zwistigkeiten aus dem Schuhmacher- und Lederarbeiter- 
verein ausgetreten *) und wollte nun versuchen , an die engeren 
Berufsgenossen Anschluss zu gewinnen, obwohl er keine grossen 
Hoffnungen auf den Kongress setzte^). 

Der erste deutsche Sattlerkongress*) wurde — nachdem der 
Termin des Zusammentritts um 14 Tage verschoben war — am 
30. Juni 1872 mit Militärkonzert, Festprolog, Festlied und Ball 
eröffnet. Der Saal war mit grossen Wappenschildern geschmückt, 
die Citate von Lassalle, Herwegh: 

Mann der Arbeit, aufgewacht 
Und erkenne Deine Macht, 
Alle Räder stehen still, 
Wenn Dein starker Arm es will. 

und Schiller: 

Das Alte stürzt, 
Es ändert sich die Zeit 
Und neues Leben 
Blüht aus den Ruinen. 

trugen. Anwesend waren ^) 34 Delegierte, die 19 Orte Deutsch- 
lands und Deutsch-Oesterreichs vertraten und zwar Berlin, Wien, 
Offenbach, Hamburg, München, Köln, Koblenz, Elberfeld, Barmen, 
Roisdorf, Karlsruhe, Stuttgart, Augsburg, Nürnberg, Dresden, 
Hannover, Braunschweig, Hildesheim, Altona, Itzehoe, Posen; 
zum grossen Teil waren die Delegierten Berliner, die sich Pro- 

i) Volkszeitung 1872 Nr. 125, G.-V. 1872, S. 106. 

2) G.-V. 1870 S. 55. 

3) G.-V. 1872 S. 82. 

4) Protokoll des ersten deutschen Sattlerkongresses zu Berlin am i., 2. u. 3. Juli 
1872. Braunschweig, W. Bracke jun. Volksstaat 1872 Nr. 47, 54, 56. N. Soziald. 
Nr. 73, 77. Volksztg. Nr. 151, 152, 155. Allg. Dtsch. Sattlerztg. 1888 Nr. 9. Sattler- 
und Tapezierer-Ztg. XIII (1899) S. 122, 181 f. 

5) Nach einer Photographie der Kongressteilnehmer. 

3* [22*] 
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vinzmandate verschafft hatten. Angeblich waren 4333 Berufs- 
kollegen vertreten. Diese verhältnismässig hohe Zahl kommt 
wohl nur dadurch zustande , dass die meisten Delegierten sich 
ohne weiteres zu Vertretern aller am betreffenden Ort beschäf- 
tigten Sattler aufschwangen. Infolge der Teilnahme Auer^s hatten 
die Sozialdemokraten internationaler Richtung die Führung auf 
dem Kongress , obwohl Lassalleaner wie Neubauer , Mann , den 
wir auf dem Arbeiterkongress von 1868 kennen lernten, unge- 
fähr in gleicher Zahl anwesend waren. Ferner nahm der Vor- 
sitzende des Hirsch-Duncker'schen Ortsvereins teil und endlich 
auch wohl eine Anzahl, die keiner bestimmten Richtung ange- 
hörte, sondern lediglich die Interessen der Sattlergesellen ver- 
treten wollte. Unter den Sozialisten war ein Teil, wie Auer und 
auch Berg, der unter Auer's Einfluss stand, bemüht, möglichst 
vorhandene Gegensätze auszugleichen, w^ährend andere, wie Mann^ 
am liebsten eine reinliche Scheidung der sozialdemokratischen 
Gewerkschaftler von den Ortsvereinlern gesehen hätten. 

Vorsitzende wurden Auer (Berlin) und Wohlmuth (München), 
Schriftführer Neubauer (Köln) und Berg (Berlin), 

Den ersten Punkt der Tagesordnung bildete : »Die all- 
gemeine Lage des Sattlergew erbes«. 

In den Referaten wurde ausgeführt, dass die Entwick- 
lung des Verkehrs und der Technik und die seit 1859 eingetre- 
tene Vermehrung der Militärmacht, die grossindustrielle Betriebe 
nötig machte, einen erheblichen Teü der Sattler in Grossbetriebe, 
besonders Militäreffektenfabriken drängte. Durch die stärkere 
Nachfrage nach dem Material stieg der Preis desselben, das Gross- 
kapital habe daher die Löhne gedrückt und die unzusammen- 
hängenden, unorganisierten Arbeiter hätten keinen Widerstand 
leisten können. »Es war ein grosser Nachteil«, hob Auer her- 
vor, »dass bei Aufhebung der Zünfte die Arbeiterbewegung noch 
nicht im Fluss war. Wäre dies der Fall gewesen, so hätte sich 
auch in unserem Geschäfte eine Verbesserung erzielen lassen«. 
Er kam zu dem Schluss: »Wir sind der Ueberzeugung, dass wenn 
wir nicht thatkräftig eintreten und nicht eine feste Organisation 
erstreben, wir immer mehr herunterkommen werden. Ich bin 
keiner von denen, die das Heil in Gewerkschaften suchen ; aber 
nicht berechtigt zu leben ist der, der nicht den Kampf ums Le- 
ben zu kämpfen wagt. Ich glaube, es ist unsere Pflicht, eine 
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feste Organisation zu schaffen.« In der Diskussion^) wur- 
den Berichte über die Lage der Sattler an den einzelnen Orten 
und über Entstehung und Stand der Organisation erstattet, lieber 
die Lage der Arbeiter wurde Folgendes berichtet ^) : In Berlin 
wurde in Privatwerkstätten, in denen sich die Arbeiter zu jedem 
Preise anbieten, für 2^/2 Thlr. gearbeitet, in Braunschweig wurde 
als höchster Lohn 3 Thlr. 7V2 Sgr. bezahlt, nur der Altgeselle er- 
hielt 4 Thlr. und Kaffee, in Elberfeld-Barmen 3, 3^/2, 4^/2 Thlr.; 
I Thlr. mehr erhalten Werkmeister; in Wien erhielten die Täsch- 
ner II — 1172 fl- , die Wagensattler und Sattelmacher dagegen 
nur 7 fl., in der Mitte zwischen dem Lohn beider stände der Lohn 
der Riemer; die Wagensattler waren hier lange Zeit auf Trink- 
gelder angewiesen, die sie allerdings bis zu einer Höhe von 20 — 
30 fl. bezogen , die Meister zahlten ihnen daher fast gar nichts, 
nunmehr gebe es fast gar keine Trinkgelder, aber auch nur nied- 
rigen Lohn ; charakteristisch sei , dass von den Wagensattlern 
nur etwa 8®/o, von den Täschnern dagegen 20*^/0 verheiratet seien. 
In Köln erhielten Zivilarbeiter , die 29 — 30 Jahre im selben Ge- 
schäft waren, 22^2 — 25 Sgr., in Hamburg werde 10 — 15 Mark 
pro Woche^ beim Kleinmeister mit Kost und Logis nur 3 Mark 
gegen früher 5 Mark bezahlt, in Koblenz sollen 1870 15 Sgr. 
täglich gezahlt worden sein. In Dresden sei der Lohn verschie- 

i) Nach dem Bericht im Volksstaat (1872 Nr. 54) wurde in der Diskussion aus- 
geführt , dass das Sattlergewerbe — niemals sehr einträglich — gegen- 
wärtig eine der schlechtest bezahlten Professionen sei . . . Schuld daran sei, dass die 
Sattler nicht organisiert sind. Würde dies ohne Unterschied der politi- 
schen Stellung in gehöriger Weise geschehen , dann würden auch die Sattler 
sehr bald der festorganisierten Kapitalmacht gegenüber einen unüberwindlichen Wall 
bilden . . . 

2) S. auch Sattler- u. Tapezier erztg. XIII, 182. Selbstverständlich können diese 
Zahlen keinen Anspruch auf Allgemeingültigkeit bezw. Richtigkeit im einzelnen er- 
heben. Sie sind aber charakteristisch für die niedrige Lebenshaltung der Gehilfen in 
einer Zeit der Hochkonjunktur und für die Erkenntnis dieses Gegensatzes seitens eines 
Teiles derselben. Die Deutsche Sattler- und Wagenbauzeitung 1871 Nr. 4 (Arbeit- 
geberorgan) vergleicht die niedrigen Löhne, besonders der Wagensattler in Süddeutsch- 
land (München, Stuttgart, Baden) mit den hohen in New- York und London und be- 
klagt den niedrigen Lohn als äusserst beschwerend, da die Lebensbequemlichkeiten 
unverhältnismässig teuer seien ; Rock, Beinkleider und Stiefel kosteten 18 Wochen Ar- 
beit des bestbezahlten Arbeiters. Der höchste Lohn sei bei freier Station 2 fl. 42 kr., 
bei geringerer Arbeit i fl. 42 kr., bei Fortfall der freien Station i fl. täglich, die Ar- 
beitszeit dauere von 5 — 7 Uhr, also incl. von 25 Minuten Mittagspause 14 Stunden. 
Als Besserungsmittel schlägt sie die noch seltene Stückarbeit vor, bei der 9 — 14 fl. 
verdient würden. 
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den, von 272 — 3 Thaler 10 Sgr. bis höchstens 6 Thal er, die Rie- 
mer erhielten in grossen Werkstätten 4 Thlr., in Darmstadt habe 
der Lohn durchschnittlich nur i fl. 30 kr. wöchentlich betragen. 
Als Arbeitszeit wurde angegeben: für Wien: Täschner 10 Std., 
übrige 12 Std. ; Hamburg : 14 — 15 Std. ; Dresden und Leipzig : 
12 Std. einschl. Pausen, übrig. Sachsen 14 Std., Darmstadt 12 Std. 
In Elberfeld werde von 5 bis 8 Uhr gearbeitet und zu Hause 
noch die Nacht hindurch. In Bezug auf Lohn- und Arbeitszeit 
wurde somit grosse Verschiedenheit konstatiert. Ersterer wurde 
noch vielfach als 3 — 3^2 Thlr. betragend angegeben, letztere auf 
durchschnittlich 12 — 14 Std. Ferner wurde über Nachfeierabend- 
arbeit und über Lehrlingsunwesen geklagt. Einstimmige Annahme 
fand folgende Resolution : 

»In Erwägung, dass durch die am heutigen Tage stattge- 
fundene Debatte, an welcher sich die Vertreter der meisten grös- 
seren Städte Deutschlands beteiligten, vollständig klar dargelegt 
wurde, dass die Lage der Sattlergehilfen Deutschlands eine der 
schlechtesten aller Arbeiterkorporationen ist, sowohl betreffs der 
Lohnverhältnisse als auch der Arbeitszeit, sowie des Mangels an 
jeder Organisation , erklärt der erste deutsche Sattlerkongress : 
alle in seiner Macht stehenden Mittel anzuwenden, diese Miss- 
verhältnisse zu beseitigen und eine allgemeine Organisation zu 
schaffen, welche im Stande ist, die Lage unserer Korporation auf 
den Stand zu stellen, der dem Arbeiter es ermöglicht, mensch- 
lich zu existieren und ist es Pflicht eines jeden Delegierten, in dem 
Orte, welchen er hier vertritt, in diesem Sinne zu wirken.« 

Ueber den zweiten Punkt der Tagesordnung: »Das Lehr- 
lingsunwesen«, referierte wieder Auer, von folgenden Ge- 
sichtspunkten ausgehend: Die Grossindustrie hat den kleinen 
Meister aus seiner Lage herausgehoben, sie arbeitet durch die 
Maschinen billiger , da benutzen nun die kleinen Meister die 
Preisgabe des Lehrlingswesens, um sich ebenfalls eine billige 
Arbeitskraft zu verschaffen. Die Grossindustrie thut dasselbe 
ohne Zwang , weil sie den willenlosen Lehrling noch mehr aus- 
beuten kann als den freien Arbeiter. Er kritisierte dann die ver- 
schiedenen Besserungsvorschläge: die Beschränkung der Lehr- 
freiheit lehnte er ab, weil sie den natürlichen Gesetzen der Frei- 
heit widerspräche, eine Warnung an die Eltern und Erzieher, weil 
die Verhältnisse fast in allen Gewerben dieselben seien und eine 
grosse Anzahl junger Leute überhaupt nicht untergebracht wer 
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den könnten , die Festsetzung einer Verhältniszahl von Gesellen 
und Lehrlingen, weil alsdann auf dem Lande und in den kleinen 
Städten eine grosse Zahl Lehrlinge ausgebildet werden würde, 
die nichts von den Verhältnissen der übrigen Gehilfen wüssten. 
Besser sei es, die Lehrlinge selbst zu erziehen. Als Abhilfs mittel 
schlug er vor, dass die Lehrlingskraft nach dem Verhältnis der 
geleisteten Arbeit bezahlt werden muss. Dann würde der Meister 
lieber zum Gesellen greifen. »Ausserdem haben wir die mora- 
lische Pflicht, dahin zu wirken, denn wir fühlen in uns das Be- 
wusstsein , dass jedem Arbeiter» der volle Ertrag seiner Arbeit 
gegeben werden muss.« 

Die Diskussion ergab grosse Meinungsverschiedenheiten über 
Ursprung und Abhilfe des Lehrlingsunwesens. Namentlich von 
Seiten der rheinischen Delegierten wurde behauptet, dass gerade 
durch Bezahlung der Lehrjungen das Gewerbe vielfach herunter- 
gekommen sei ^). F'rüher, als Lehrgeld von 20 — 50 Thlr. gezahlt 
wurde, hätten die Eltern darauf gedrungen, dass die Jungen et- 
was lernten, jetzt bleiben sie Pfuscher, gehen in die Militärwerk- 
stätten, wenn es ihnen beim Meister nicht mehr gefalle und ar- 
beiten dort auf Stück, wozu keine grossen Kenntnisse nötig seien; 
dagegen seien in Berlin selbst zur Zeit der grossen Militärarbeit 
noch genug Arbeiter arbeitslos gewesen. Durch die Bezahlung 
würden sich zu viele zum Gewerbe drängen. 

Dem gegenüber wurde betont, dass die Meister in früherer 
Zeit den Lehrlingen ausser der billigen Arbeitskraft auch noch 
das Geld abgestohlen hätten, durch die Lehrlingsbezahlung würde 
mehr Lust und Liebe zur Arbeit hervorgerufen werden ; auch das 
Kost- und Logiswesen der Lehrlinge wäre abzuschaffen , damit 
die Eltern berechnen könnten, was zum Lebensunterhalt der 
Lehrlinge gehöre und einen entsprechenden Lohn verlangten. 

Für sehr wichtig wurde es von dem Wiener Delegierten ge- 
halten, dass der Lehrling einem Arbeiter übergeben werde, der 
ihn erziehe und anlerne, dann erst gehöre die Zukunft den Ar- 
beitern. 

Mit allen gegen 5 , meist rheinische Stimmen (bei einigen 



i) Man stützte sich dabei auf die Erfahrungen in rheinischen Mihtäreffekten- 
fabriken, wo z. B. in der Roisdorfer Fabrik zeitweihg eine Anzahl von 25 — 30 Lehr- 
lingen , von einem Werkführer geleitet , die Arbeit sehr billig herstellte. (Volksstaat 
1874 Nr. 71). 
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Stimmenenthaltungen) wurde folgende Resolution Auer's ange- 
nommen : 

»In Erwägung, dass durch die schrankenlose Ausbeutung 
der Arbeitskraft der Lehrlinge seitens der Arbeitgeber des Satt- 
ler-, Riemer- und Täschnergewerbes den selbständigen Gehilfen 
eine unerträgliche Konkurrenz geschaffen wird, welche um jeden 
Preis entfernt werden muss, erklärt der erste deutsche Sattler- 
kongress , es sei mit allen gesetzlichen Mitteln dahin zu wirken, 
dass die Lehrlinge verhältnismässig ihrer Fähigkeit bezahlt werden.« 

Eine durchgreifende Verbesserung erwartete man allerdings 
nicht von dem Vorgehen gegen das Lehrlingsunwesen, sondern 
von der Verkürzung der Arbeitszeit^) durch Erlangung eines 
Normalarbeitstages, vor Allem auch zu dem Zweck, 
dass der Arbeiter Zeit habe , sich politisch zu bilden und seine 
Bedürfnislosigkeit ablege. Der Referent Neubauer schlug dazu 
folgende Taktik vor : »Da, wo die Arbeitszeit am längsten ist, 
haben wir zu erstreben , dass dieselbe zuerst abgekürzt wird, 
und da wo schon eine zehnstündige vorhanden ist, darauf hinzu- 
wirken, dass die neunstündige eingeführt wird , um dann vorläu- 
fig auf diesem Standpunkt stehen zu bleiben.« Durch die Ver- 
kürzung der Arbeitszeit würden sich die Löhne heben und mehr 
Arbeiter beschäftigt werden können. Er beantragte mit aller 
Kraft für einen gesetzlich einzuführenden neunstündigen Normal- 
arbeitstag agitieren zu wollen. Der Korreferent Berg erklärte: 
»Man wirft uns vor, wir wollen bloss faullenzen. Nein, wir wollen 
nur, dass die schönen Erfindungen nicht bloss für die Reichen, 
sondern auch für uns gemacht werden; wir wollen die Arbeiter, 
welche durch die Maschinen *) aus den Werkstätten hinausge- 
worfen sind, durch die verkürzte Arbeitszeit wieder hineinbringen.« 
Er trat dafür ein, zunächst die neunstündige Arbeitszeit zu er- 
streben, als weiteres Ziel aber die achtstündige in Aussicht zu 



i) Dafür hatte schon der OfFenbacher Handelskammerbericht für 1871 S. 10 plai- 
diert und trat auch die Dtsch. Sattler- und Wagenbauzeitung 1872 Nr. 18 ein. 

2) Zur Erläuterung dieser auch schon in vorhergehenden Debatten hervortreten- 
den übertriebenen Furcht vor der Maschine , die auch heute fast nur in der Militär- 
effektenindustrie eine gewisse Bedeutung hat, muss erwähnt werden, dass die Sattler- 
nähmaschine Anfang der 70er Jahre (s. auch S. 6 Anm. 3) in das Sattlergewerbe Ein- 
gang fand und erklärlicherweise von Meistern wie Gesellen erwartet wurde, dass sie 
dieses Gewerbe , ähnlich wie es die Maschine im Schuhmachergewerbe that , von 
Grund aus umwälzen würde, was nicht der Fall gewesen ist. Diese Furcht vor der 
Maschine hat aber zu der Entstehung der Sattlerbewegung viel beigetragen. 
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nehmen und auf politischem Wege dahin zu wirken , dass von 
Staatswegen eine gesetzliche Regelung der Arbeitszeit herbeige- 
führt werde. 

Eine nicht geringe Zahl von Vertretern, besonders der Vor- 
sitzende des Ortsvereins , die meisten süddeutschen Delegierten 
und der Delegierte Hamburgs wollten demgegenüber das zunächst 
erstrebenswerte und mögliche, nämlich die zehnstündige Arbeits- 
zeit als Forderung aufgestellt wissen, weil sonst die Kollegen vor 
den Kopf gestossen würden. Die schärfste Tonart schlug der 
Delegierte für Itzehoe, Mann, an, der mit den bekannten sozia- 
listischen Argumenten die Forderung des Achtstundentages unter 
Ausfällen gegen die Ortsvereinler , welche an die Interessenhar- 
monie der Arbeiter und Arbeitgeber glaubten, erhob. 

Einen Vermittelungsvorschlag machte Auer , indem er die 
theoretischen und praktischen, die politischen und ökonomischen 
Forderungen durch folgenden Antrag zu vereinigen suchte: 

»In Erwägung, dass die übermässig lange Arbeitszeit zum 
Ruin der Arbeiter in moralischer und pekuniärer Hinsicht führt, 
erklären die sämtlichen anwesenden Delegierten, mit allen gesetz- 
lichen Mitteln dahin wirken zu wollen, dass ein gesetzlich ge- 
sicherter Normalarbeitstag von 8 Stunden eingeführt wird ; bis 
zur Erreichung desselben aber durch moralische Mittel dahin 
wirken zu wollen, dass ein Normalarbeitstag von 10 Stunden all- 
gemein eingeführt werde und für die Ueberstunden 50^/0 Lohn- 
zuschlag zu zahlen sei, ohne der weiter gehenden Agitation Hin- 
dernisse in den Weg zu legen.« 

Aber auch hiergegen erhob sich von selten der massvolleren 
Elemente Widerspruch. Ein Delegierter aus Dresden hob hervor, 
dass ihm , wenn er das nach Sachsen schwarz auf weiss bringe, 
eine Masse Mitglieder vom Verein abspringen würden. Da riss 
auch Auer, der bisher der gemässigten Richtung aus taktischen 
Gründen entgegenzukommen versucht hatte, die Geduld; »Es ist 
das Mindeste, was wir fordern können. — Ich habe die Resolu- 
tion so gelinde wie möglich abgefasst ; wenn wir denjenigen that- 
und kraftlosen Mitgliedern unter uns, die es nicht wagen das zu 
fordern, was sie zu fordern verpflichtet sind, immer Rechnung 
tragen wollen, so wäre es besser gewesen, dass der Kongress 
gar nicht getagt hätte.« Diesen Argumenten fügte man sich, die 
Resolution Auer wurde mit allen gegen vier Stimmen angenom- 
men, selbst der Ortsvereinler stimmte dafür. 
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Ueber die Organisation des zu schaffenden 
Bundes referierte der Vorsitzende des Ortsvereins der Sattler 
Berlins als der ältesten und erfahrensten Organisation. Er ver- 
langte, dass der Bund alle Sattlervereine jeder politischen Rich- 
tung Deutschlands und Deutsch-Oesterreichs umfassen sollte. Die 
einzelnen Vereine einer Provinz sollen einen Bezirksverein bilden, 
der die gemeinsamen Angelegenheiten der betreffenden Lokal- 
vereine vermitteln und ihnen gegenüber den Bund vertreten, dem 
Zentralausschuss auch einen Teil der Arbeit abnehmen soll; 
über den Bezirksvereinen steht der Sattlerverband, der über das 
Ganze die Kontrole hat^). Die Selbständigkeit der Lokalvereine 
innerhalb der Zentralisation , von welcher der Referent den Bei- 
tritt seines Ortsvereines abhängig machte, wurde auch von anderer 
Seite empfohlen , während der Lassalleaner Mann eine straffe 
Zentralisation wollte : »Je straffer eine Organisation ist , desto 
mehr und grösseres kann sie wirken. Lassen wir den einzelnen 
Orten zuviel Spielraum , so führt das zu Intriguen einzelner Per- 
sonen, lassen wir aber den Personenkampf eintreten, so wird die 
Zentralbehörde machtlos dastehen; Bezirksvereine würden nur 
dazu dienen, der Zentralbehörde entgegenzuarbeiten.« 

Der erfahrene Wiener Delegierte erklärte sich gegen die 
Aufnahme der Vereine als solche, weil dadurch eine grosse Masse 
Arbeiter auf dem Lande und in den Kleinstädten, die keinem 
Lokalverein angehören, ausgeschlossen sein würden. Er erkannte 
auch die Handhabe, die den Polizeibehörden durch die Schaffung 
von Zweigvereinen und Bezirksvereinen eines Zentralvereins ge- 
geben werden würde. Auer vermittelte wieder; er trat dafür ein, 
dass ein Hauptverein gegründet werde, dem sich die Mitglieder 
der einzelnen Vereine, unbeschadet der Fortexistenz des eigenen 
anschliessen könnten; die Organisation solle stramm zusammen- 
halten, aber auch vor Diktatur bewahren. 

Das schliesslich angenommene Statut wich erheblich von 
dem ursprünglichen Entwürfe ab (siehe Beilage I). 

Dass die soziahstische Mehrheit die Neutralität nicht aufrecht 
erhalten würde , zeigte sich schon bei der Abstimmung über die 
zu wählenden Vereinsorgane. Auer hatte vorher erklärt, dass er 
sich von Anfang an dafür ausgesprochen habe, dass die gewerk- 

i) Dieser Organisationsplan war dem ursprünglichen der Hirsch-Duncker'schen 
Gewerkvereine nachgebildet, der später die Bezirksvereine fallen lies*s. Kulemann^ 
Gewerkschaftsbewegung S. 186, Hirsch, Arbeiterfr. S. 18 f. 
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schaftliche Organisation eine rein geschäftliche sein solle , alle 
politischen Fragen ausschliessend. Er empfahl daher, die Organe 
der verschiedenen Arbeiterparteien zu berücksichtigen und den 
»Gewerkverein«, »Neuen Sozialdemokrat«, »Volksstaat« sowie den 
Wiener »Volkswille« zu wählen. Der »Gewerkverein« wurde je- 
doch mit allen gegen nur 4 Stimmen abgelehnt, während die 3 
andern Blätter einstimmig angenommen wurden. 

Zum Vorsitzenden des »Allgemeinen Deutschen Sattler-Ver- 
eins«, welchen Namen der Verein entsprechend dem Antrage 
Manns erhalten hatte, wurde mit 26 Stimmen Auer gewählt, unter 
den Ausschussmitgliedern befanden sich die Berliner Strikevereins- 
vorsitzenden und ehemaligen Delegierten zum Berliner Arbeiter- 
bund, Berg und Jonas. 

Anhang. 

Das Ende der Hirsch-Duncker'schen Organisation. 

Schon auf dem Kongress war der Vorsitzende des Orts- 
vereins zu der Ueberzeugung gelangt, dass der Allg. Dtsch. Satt- 
lerverein nicht die gewünschte Hebung der Lage der Arbeiter 
des Sattlergewerbes erreichen würde , da es den sozialistischen 
Führern nur darauf ankommen würde, Anhänger der Sozialdemo- 
kratie zu gewinnen und sie die speziellen Interessen der Berufs- 
genossen vernachlässigen würden. Dementsprechend trat der 
Ortsverein dem Verbände nicht bei, zumal auch e r bei der gün- 
stigen Konjunktur einigen Zulauf hatte ^). Dies änderte sich nach 
dem berühmten Strike in der Pflug'schen Waggonfabrik ^) (August 
bis Herbst 1872), durch dessen Folgen (Eingehen der Fabrik 1875) 
die dort beschäftigten und zum grossen Teil dem Ortsverein an- 
gehörenden Waggonsattler, darunter der Vorsitzende des Orts- 
vereins, arbeitslos wurden. Die Hoffnung auf Ausbildung zu ei- 
nem Gewerkverein wurde nunmehr endgiltig aufgegeben, zumal 
der Vorsitzende Tapezierer wurde , eine Anzahl der tüchtigsten 
Mitglieder sich im Laufe der Zeit als Sattlermeister, Fuhrwerks- 
besitzer, Papierhändler u. s. w. selbständig machten, wodurch na- 
türlich für sie der Gewerkverein fast nur noch als Unterstützungs- 



i) G.-V. 1872 S. 121. 

2) Siehe u. a. Handw. d. Staatsw. 2. A. I, 745, Mehring 1877, S. 186 f., Barn- 
berger^ Arbeiterfr. S. 112, Bericht der Aeltesten der Kaufmannsch. zu Berlin für 1872, 
S. 58. 
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kasse Interesse hatte, endlich in einer Reihe von Orten Sattler, 
ähnlich wie in dem oben erwähnten Verein in Dortmund , sich 
auf Grund der Betriebs-, nicht der Berufsgemeinschaft, Gewerk- 
vereinen, wie dem Maschinenbauerverein anschlössen. In Berlin 
litt die Agitation aus denselben Gründen , obwohl Anfangs noch 
Versuche gemacht wurden, durch Gründung einer Sparkasse zum 
Zweck einer Baugenossenschaft, einer Spar- und Vorschusskasse, 
einer Sterbekasse für die Frauen der Mitglieder — Anziehungsmit- 
tel zu schaffen ^). Ebenso scheiterte ein Versuch anlässlich des Hilfs- 
kassengesetzes von 1876 eine neue Agitation zu entfachen^). 

Die Kranken- und Sterbekasse, die bei einem Beitrag von 
30 bezw. 50 Pfg. wöchentlich ein Krankengeld von 12 bezw. 
18 Mark und ein Sterbegeld von 60 Mark zahlte, hielt noch eine 
kleine ^) Schar alter Mitglieder zusammen. Als Ende der 80er 
Jahre durch viele Erkrankungen die Kasse erschöpft war *), traten 
die MitgHeder unter Wahrung ihrer Rechte und ohne Eintritts- 
geld dem I. Ortsverein des Gewerkvereins der Schuhmacher und 
Lederarbeiter bei. 



1) G.-v. 1872, S. 199, 1873 s. 115. 

2) G.-v. 1876, S. 43, 61. 

3) Die in verschiedenen Publikationen der Hirsch-Duncker'schen Gewerkvereine 
angegebenen Zahlen: 1874: 53; 1880: 23; 1884: 20; 1885, 1886, 1887: 24; 1888: 
18 sind wohl zu niedrig, da man, um eine geringere Anzahl von Pflichtexemplaren 
des G.-V. abonnieren zu müssen, die Mitgliederzahl absichtlich niedriger angab. 

4) 1885 war der Bestand der Krankenkasse 758,72 M., der Sterbekasse 449,79 M. 
(G.-V. 1885, S. 38). 



r347l ^^^ anfänglichen Erfolge des Allg. Deutschen Sattlervereins. ac 



Verlauf der Gewerkschaftsbewegung 1872 — 1878. 

i) Die anfanglichen Erfolge des AUgem. Deutschen Sattler- 
Vereins. 

Einen grösseren Erfolg als die Hirsch-Duncker'sche Organi- 
sation schien der Allg. Dtsch. Sattler- Verein erzielen zu sollen. 
Ende August 1872 hatten sich definitive Mitgliedschaften in Karls- 
ruhe, Köln, Elberfeld, Hamburg und Hannover gebildet ^). Der 
Berliner Strikeverein, der um diese Zeit nur noch etwa 66 Mit- 
glieder zählte und dessen Organisation als Mitgliedschaft von den 
Lassalleanern anfangs verhindert wurde, nahm nach seinem Bei- 
tritt im Oktober einen solchen Aufschwung, dass er im Februar 
1873 schon wieder die Mitgliederzahl von 300 erreicht hatte ^). 
Um die Jahreswende 1872/73 gab es ausser in den erwähnten 
Orten Mitgliedschaften in Posen, Dresden, Braunschweig, Roisdorf 
bei Bonn, Strassburg, Ofienbach, Stuttgart, München, zu denen 
im Jahre 1873 Lübeck, Zwickau, Coblenz, Barmen, Bremen, Leip- 
zig, Mainz, Magdeburg kamen ^). 

In Berlin *), Dresden und Hamburg ^) war der Vorstand der 
Gewerkskrankenkassen mit Vereinsmitgliedern besetzt, in Dresden 
eine gute Erfolge erzielende Produktivgenossenschaft gegründet 
worden ®). Zur Beseitigung der herrschenden Umschau waren in 
Berlin, Dresden, Hamburg, Elberfeld, München Arbeitsnachweise 

1) Volksstaat 1872 Nr. 69. 

2) Ebda. Nr. 89, 1873 Nr. 15, Protokoll des II. Sattlerkongr. zu OfFenbach 1873, 
S. 3, 6. 

3) Volksstaat 1872 Nr. 97, 1873 Nr. 3, 10, N. Soziald. 1873 Nr. 27. 

4) Hier hatten die Innungsmeister während und infolge des Strikes von 1872 die 
Kassenverwaltung niedergelegt, wodurch die Krankenkassenverwaltung durch Statut 
vom 9. VIII. 1872 den Gesellen allein zufiel. (Acta 16 Sattl. 135 G. S. 72.) 

5) Volksstaat 1873 Nr. 10, 44. 

6) Bis sie in das Privateigentum des Dredener Delegierten zum i. Sattlerkongr. 
überging (Sattler- u. Tapeziererztg. XIII, 189). Auf diesem war schon von Berg ein 
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errichtet ^) und angeblich bedeutende Summen — wenigstens im 
Verhältnis zu dem geringen Beitrag — an Reiseunterstützung aus- 
gezahlt worden. In verschiedenen Orten war es zu Lohnbewe- 
gungen gekommen, besonders um die Forderung des lostündigen 
Normalarbeitstages durchzusetzen. Von ihnen waren die der Ber- 
liner Kummetmacher, sowie die Strikes in Braunschweig und Dres- 
den ganz, der in Hamburg teilweise erfolgreich, der in Stuttgart 
missglückt, da man sich nicht mit der Bewilligung von 25^0 Ver- 
gütung für Ueberstunden und der Abschaffung von Kost und Lo- 
gis begnügen wollte ^). Selbst die bei der günstigen Konjunktur 
gutgestellten Berliner Wagensattler, damals wenigstens die »Ari- 
stokratie der Sattler«, die sämtlich glaubten, dass eine Lohner- 
höhung sehr leicht auf dem Wege friedlichen Verständnisses her- 
beigeführt werden könne, gelang es zum grossen Teil für den 
Verein zu gewinnen ^). Mit diesen, wie wir bald sehen werden, 
Scheinerfolgen, wurde natürlich grosse Reklame gemacht und schon 
Anfang Januar 1873 die Hoffnung ausgesprochen: es sei genügende 
Aussicht vorhanden, dass binnen kurzem keine grössere Stadt in 
Deutschland vorhanden sein würde, in der nicht eine Mitglied- 
schaft bestände *). 

2) Die Arbeitgeber-Organisation. 

Die Bewegung der Sattler, ihre anscheinend grossen Erfolge 
und die noch grössere Reklame bewirkten, dass auch die Arbeit- 
geber sich zusammenschlössen. Die mehrfach citierte »Deutsche 
Sattler-Zeitung«, ein seit 1870 von dem Verlage der noch heute 
bestehenden »Deutschen Gerber-Zeitung« herausgegebenes, wesent- 
lich fachtechnisches Organ, war infolge der Indolenz der Sattler- 
meister auf dem Aussterbeetat angelangt, sie fristete als letzte 
Seite der »Deutschen Gerber-Zeitung« unter dem Namen »Zei- 
tung für Lederverarbeitung« nur noch ein kümmerliches Dasein. 
Jetzt schien die Gelegenheit günstig, eine neue Zeitung für Satt- 
ler, Tapezierer und Lederwaren-Fabrikanten herauszugeben. In 

Antrag gestellt worden, »durch freiwillige Sammlungen einen eisernen Fonds zu bil- 
den, um bei einem ausbrechenden Kriege selbst grosse Militärlieferungen übernehmen 
zu können«. Der Antrag war jedoch abgelehnt worden, 
i) Volksstaat 1873 Nr. 3, 60, 73. 

2) Ebda. 1872 Nr. 58, 1873 Nr. 30, 36, 42, 44, 73. N. Soziald. 1872 fjr. 82, 89, 
93. 1873 Nr. 89. Prot. v. 1873 S. 3, 6, 11. Bürger y Hamb. Gewerksch. S. iii, 

3) Volksstaat 1873 Nr. 15. 

4) Volksstaat 1873 Nr. 3. 
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ihrem Programm ^) heisst es mit der üblichen agitatorischen Ue- 
bertreibung der Stärke des Gegners: »Dass die augenbhcklichen 
Verhältnisse zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer sehr be- 
denklich und m keiner Weise befriedigend sind, sondern einer 
radikalen Reformation bedürfen, wird wohl ein jeder schon selbst 
gefühlt haben. Wie und auf welche Weise eine Aenderung zum 
Guten herbeigeführt werden kann, das haben uns schon die Ar- 
beitnehmer gezeigt. Durch eine Vereinigung sämtlicher Arbeiter 
im Sattlergewerbe hat sich ein Körper von solcher Macht gebil- 
det, dass derselbe alle berechtigten sowohl wie unberechtigten 
Forderungen durchzusetzen vermag, wenn ihm nicht eine ebenso 
starke Macht entgegentritt, die ohne feindliche Tendenzen die ge- 
hörigen Schranken aufzustellen weiss. Es Hegt die Befürchtung 
nahe, dass der herrliche Aufschwung unserer Industrie ein jähes 
Ende nehmen wird, wenn nicht den Anforderungen der Zeitströ- 
mung Rechnung getragen und eine gut organisierte Vereinigung 
der Arbeitgeber alle die Hindernisse aus dem Wege räumt, die 
täglich Gestaltung annehmen. 

Zur Herstellung eines deutschen Sattler-Arbeit- 
gebervereins unsere ganzen Kräfte zur Verfügung zu stellen, 
wird eine unserer wichtigsten Aufgaben sein.« 

In der That wurde bereits im März 1873 ^) ein :> Verein der 
Arbeitgeber von Sattlern, Riemern und Täschnern« gegründet 
(Statut siehe Beilage II). 

Ueber eine Thätigkeit des Arbeitgebervereins ist uns nichts 
bekannt geworden. Abgesehen von seiner eigenen Schwäche, die 
in seiner Zusammensetzung aus ökonomisch, sozial und politisch 
höchst verschiedenartigen Elementen (Grosskapitalisten und Klein- 
meistern, liberalen, z. T. jüdischen Kaufleuten und konservativen 
Anhängern des Befähigungsnachweises) beruhte, wird er bald er- 
kannt haben, dass das Schreckgespenst, als welches die »Deutsche 
Sattler-Zeitung« den AUg. Dtsch. Sattlerverein hingestellt hatte, 
in Wirklichkeit nicht bestand, dass Strikes, auch abgesehen von 
der ungünstiger werdenden Konjunktur, nicht zu befürchten seien. 

3) Die Erfolglosigkeit der Organisation, ihre Ursachen und die 

Versuche, ihnen entgegenzuwirken. 

Der Misserfolg der Organisation stellte sich schon auf dem 

i) Zeitung für Lederverarbeitung Nr. 49 v. 8. XII, 1872. 

2) Ein Hamburger Meisterbund war schon 1872 gegründet worden. 
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2. Sattler-Kongress, der im August 1873 in Offenbach stattfand, 
heraus. Nur 13 Mitgliedschaften^) mit 935 zahlenden Mitgliedern 
waren die Frucht einer einjährigen Agitationsthätigkeit und zahl- 
reicher als bedeutend hingestellter Erfolge. Gleichwohl hatte 
diese kleine Zahl als Grundstock für eine lebensfähige Gewerk- 
schaft ausgereicht, wenn sie einen festen Stamm überzeugter und 
thatkräftiger Gewerkschaftler gebildet und sich im gleichen Masse 
vermehrt hätte. Statt dessen zählten die auf der nächsten Gene- 
ralversammlung im Mai 1875 zu Dresden vertretenen 18 Mitglied- 
schaften ^) nur ca. 750 Mitglieder (siehe Beilage III), die GeW- 
sehe Statistik von Ende 1877 ^) zählt in 10 Mitgliedschaften nur noch 
260 Mitglieder *), an der letzten Urabstimmung, die über Bestehen 
oder Auflösung der Organisation entscheiden sollte, im März und 
April 1878, beteiligten sich in 6 von 7 Mitgliedschaften 107 Mit- 
glieder ^). 

Die oben geschilderte Aenderung der ökonomischen und so- 
zialen Verhältnisse reichte wohl aus, eine selbständige Gewerk- 
schaftsbewegung ins Leben zu rufen, nicht aber sie weiter auszu- 
dehnen. Einmal hielt die schnelle Entwicklung, die momentan 
jenes »impulsive Gefühl«, sich zusammenzuschliessen, hervorge- 
rufen hatte, nicht an und wirkte auch an kleineren Orten fern 
von den Verkehrsstrassen und den Grossstädten schwächer. An- 
dererseits waren die Arbeiter nicht reif, eine Gewerkschaftsorga- 
nisation auszubauen, ebenso wenig waren die Anschauungen und 
Methoden der Führer dazu geeignet. 

a. Oeko nomische und soziale Ursachen. 

D,as Sattlergewerbe hat allerdings im Laufe der Jahre die, 
wie Plenge ^) sich ausdrückt, ihm innewohnende Triebkraft bewährt 



i) Prot. V. 1873 S. 7: Berlin, Braunschweig, Hamburg, Bremen, Elberfeld, Rois- 
doi;f, Mainz, Offenbach, Stuttgart, München, Dresden, Zwickau, Leipzig. 

2) Prot. V. 1875 S. 7, 9, 10. 

3) S. Schmoele I, 57. 

4) Das ProtokoU der 4. und letzten Generalversammlung zu Leipzig im Mai 1877 
(s. Tapez.-Ztg. 1877 Nr. 7 — 9, 11 — 13) enthält nur für 4 von den angeblich vorhan- 
denen 13 Mitgliedschaften vergleichbare Zahlen, in ihnen war die Mitgliederzahl seit 
1875 von 306 auf 127 gesunken. Eingegangen waren seit 1875 die Mitgliedschaften 
in Magdeburg, Flensburg, Köln, Mainz, Offenbach, Chemnitz, Zwickau, Crimmitzschau, 
neugegründet Mitgliedschaften in Elberfeld, Döbeln, Gera. 

5) Tapez.-Ztg. 1878 Nr. 7 u. 10. 

6) a. a. O. S. 545. 
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und mehr und mehr kapitalistische Züge angenommen. Die zahl- 
reichen Kleinbetriebe haben sich vielfach zu Spezialbetrieben für 
den Absatz an Wiederverkäufer ausgebildet, oder sind proletari- 
siert worden. Daneben hat sich ausser in der Militäreffekten- 
branche besonders in der Täschnerei eine Anzahl von grossen 
Mittel- und Grossbetrieben ausgebildet; auch sind eine erhebliche 
Anzahl von Sattlern mit Betrieben anderer Art zusammenge- 
schweisst ^) oder an solche Betriebe angegliedert ^) worden. Wie 
allmählich aber die gross- und mittelbetriebliche Entwicklung ge- 
gangen ist, mögen zwei Beispiele aus Plenge\ Arbeit über die 
Leipziger Sattlerei ^) zeigen. 

Ein heute grosser Mittelbetrieb zählte Angestellte: 1870 i, 
1875 6 — 7, 1880 10-— 12, 1885 15, 1895 36, der grösste Betrieb der 
Täschnerei, Moritz Maedler, 1850 10, 1861 20, 1870 40, 1880 50, 
erst dann beginnt ein schnelleres Tempo, 1885 100, 1890 200, 
1895 240. Immer noch aber ist, trotz dieser erheblichen ökono- 
mischen Veränderungen, trotz dieser Auflö.sung der handwerks- 
mässigen Verfassung, der Kleinbetrieb, obwohl im Rückgange be- 
griffen *), infolge der grossen Reparaturfähigkeit der Produkte, 
der Mannigfaltigkeit derselben, die nur geringe Arbeitsteilung zu- 
lässt, der Verbindung mit dem Tapeziergewerbe in kleineren und 
Mittelstädten, dem Ladenhandel in grösseren Städten, der Not- 
wendigkeit der Anpassung an die Bedürfnisse der Landwirtschaft ^) 
weitaus vorherrschend und weithin über das Reich zerstreut. 



i) Ausser den älteren > Kutschenmanufakturen« (s. Gothein, Wirtschaftsgesch. d. 
Schwarzwalds S. 778 — 781, Marx, Kapital I, 318) Kinderwagen-, Fahrrad-, Waggon- 
KofFer-, Portefeuille-Fabriken, s. Reichsstat. N. F. Bd. 113 S. 212 ff., Bd. 119, S. 89 ff., 
Ztschr. d. preuss, stat Bur., 40. Jahrg. 1900, S. 228 — 232. 

2) Maschinen-, Zuckerfabriken, Brauereien, Strassenbahnbetriebe, Steinkohlenberg- 
werke, Post- , Personen- und Frachtfuhrverkehr. 1895 waren 4316 Sattler Betrieben 
anderer Berufsarten und Berufszweige eingegliedert. 

3) a. a. O. S. 550, 567. 

4) Jahr Kleinbetrieb Mittelbetrieb Grossbetrieb 

Zahl in Prozent: 
1882 97,9 2,0 0,1 

1895 96,5 3'4 0,1 

Darin beschäftigte Personen : 

1882 85,8 11,5 2,7 

1895 76,9 I7»9 5.9- 

5) Reichsstat. Bd. 1 1 1 , S. 53 nennt das Sattlergewerbe eine landstädtische Be- 
rufsart , weil es in den Landstädten 1,55 mal stärker als im Reichsdurchschnitt ver- 
treten ist. 

Volkswirtschaft!. Abhandl. VI. Bd. 4 [23] 
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(Siehe Beilage IV und V). Gab es doch unter den loio 
kleineren Verwaltungsbezirken der Gewerbezählung von 1895 nur 
einen (Amt Friesoythe in Oldenburg), der keinen Hauptbetrieb 
der Sattlerei zählte ^). Die Schwierigkeit der Agitation bei dieser 
lokalen und sozialen Gestaltung des Gewerbes ^), die in den 1870er 
Jahren natürlich noch weit hemmender wirkte, liegt auf der Hand, 
zumal die geringe Zahl der Berufsgenossen an den einzelnen Orten 
einen engen Zusammenhang zwischen Meistern und Gesellen na- 
türlich macht ^) und eine gegenseitige tägliche und stündliche 
Verständigung der Gesellen durch persönliche Betupfung nach 
Art der Ameisen — um ein Bild Schaffte s zu gebrauchen *) — 
bei dieser Zerstreutheit schwer möglich ist. Andererseits bewirkte 
der starke Zuzug nach den grösseren Städten, dass auch in die- 
sen, wo die sozialen Bedingungen für die Organisation an sich 
günstiger waren, immer wieder von Neuem organisiert werden 
musste. So wurde auf dem Kongress von 1875 berichtet, dass 
der Zustrom nach Hamburg ^) so stark wäre, dass in einem halben 
Jahre immer die Hälfte der dort beschäftigten Sattler als neu zu- 
gereist zu betrachten seien, in München kämen täglich fast 5 bis 
6 Württemberger zugereist, in Dresden litten die Sattler unter 
der Konkurrenz von Böhmen und Schlesiern, in Leipzig unter der 
Konkurrenz der Dresdener, in Hannover und Braunschweig unter 
dem Zuzug aus den umliegenden Ortschaften, die Zuzügler könn- 
ten dadurch billiger arbeiten, dass sie Geld- und Naturalzuwen- 
dungen von Seiten ihrer Angehörigen erhielten; Berlin hatte na- 
türlich Zustrom von ganz Deutschland. 

Wies auch, wie erwähnt, das Kleingewerbe mehr und mehr 
kapitalistische Züge auf, so änderten sich die Anschauungen der 
grossen Mehrzahl der Gesellen doch keineswegs. Noch immer 
betrachteten sie den Gesellenstand als Uebergangsstadium *) zu 
der — vielfach proletarischen — Existenz des Meisters, was natür- 
lich dieselbe Interessengemeinschaft mit dem Meister zur Folge 

i) Bd. 118, S. 292. Der nächstkleinste (Bezirksamt Bayreuth ohne die Stadt) 
zählte einen Sattler-Hauptbetrieb mit 2 gewerbthätigen Personen (Bd. 118 S. 69). 

2) S. auch O, BechtU y Gewerkvereine in der Schweiz (Elsters Studien Bd. i), 
Einleitung. Herkner^ Arbeiterfr. 2. A. S. 99 ff. 

3) Schmoller*?, Grundriss I, 438. 

4) Votum gegen den Zolltarif. S. 73. 

5) S. auch Schmoele 11, 66 f. 

6) Auch manche tüchtige Vereinsmitglieder gingen durch Verselbständigung dem 
Verein verloren, stellten sich ihm sogar z. T. feindselig gegenüber. 



1*25 3l ^*^ Erfolglosigkeit der Organisation etc. 51 

hatte, wie wir sie in den 1850er Jahren noch in Berlin sahen. 
Der Gedanke, dass seine ökonomische Lage durch Selbständig- 
werden sich nicht bessere ^), dass vielmehr zur Beseitigung der 
Lehrlingszüchtung, zur Erringung besserer Lohn- und Arbeitsbe- 
dingungen ein fester Zusammenschluss der Gesellen gegenüber 
dem Meister nötig sei, trat zurück gegenüber dem Gedanken, sein 
eigener Herr sein zu können. 

Welche Anschauungen hierüber aber auch die Vereinsführer 
leiteten, geht aus einem Vorgange auf dem Gründungskongress 
hervor. Als ein Delegierter darauf hinwies, man müsse bei dem 
grossen Einfluss, den die zünftlerischen Anschauungen huldigen- 
den, lehrlingszüchtenden Meister auf die Gesellen haben, diese 
heranziehen, antwortete Auer : »Wenn wir noch der Ansicht wären, 
dass dieselben einen Ausschlag geben könnten, so würde ich gerne 
dafür sein ; aber der Grossindustrie gegenüber, sind sie auch nichts 
mehr wie wir, sie werden ebenso von dieser ruiniert, wie die 
Arbeiter«. 

b. Die Unreife der Berufs genossen. 

Neben diesen sozialen Hemmnissen der Organisation war eine 
Solidarität unter den Arbeitern auch infolge ihrer geistigen Un- 
reife nicht möglich. 

Auf der letzten Generalversammlung (1877) wird diese im 
Vorstandsbericht als wichtige Ursache der geringen Erfolge des 
Vereins folgendermassen geschildert ^) : »Es wird wohl allen von 
Ihnen bekannt sein, dass es nicht so leicht ist, Kollegen, die mit 
geringen Schulkenntnissen ausgestattet, überhaupt mit einer ge- 
ringen Einsicht in's öffentliche Leben begabt, mehr zu Vergnü- 
gungen geneigt, durch materielle oder Familienverhältnisse ge- 
drückt sind, niemals über die Grenzen ihrer eigenen Verhältnisse 
sich erheben können, für unsere Sache zu gewinnen, für eine Sache, 
die von der Allgemeinheit gegründet, der Allgemeinheit zu Gute 
kommt«. 

Die Berufsgenossen glaubten in ihrer grossen Mehrzahl, wie 
wir schon bei der Darstellung der Entwicklung des Ortsvereins 
gesehen haben, dass sich ihre Lage in kurzer Zeit ohne thätige 
Mitarbeit und grössere Beiträge besonders durch Strikes verbes- 
sern würde, und Hessen, da dies natürlich nicht der Fall war und 

i) S. Plenge a. a. O. S. 611. 
2) Tapez.-Ztg. 1877 Nr. 7. 

4* [23*] 
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die ausposaunten Erfolge als recht gering oder gar nicht vorhan- 
den sich zeigten, nach kurzer Zeit den Verein, der ihnen nichts 
nützte, im Stich. Eine noch grössere Zahl, als die derjenigen, 
welche überhaupt beigetreten waren, hatte deshalb kein Interesse 
an der Organisation, weil es ihnen, ihren geringen Bedürfnissen 
entsprechend, gut ging ^). Dieser Mangel an Solidarität, der dem 
ungebildeten, kurzsichtigen Menschen, der nur den augenblick- 
lichen Nachteil sieht, ebenso eigen ist, wie der hochstehenden 
Individualität, die am mächtigsten allein zu sein glaubt, zeigte sich 
u. a. darin, dass die älteren Berufsgenossen, die einen festen Stamm 
dauernd ansässiger Mitglieder hätten bilden können, bei denen in- 
dessen die Zunftanschauungen am stärksten waren, dem wesent- 
lich aus jüngeren Elementen bestehenden Verein teils nicht bei- 
traten, da ihnen die Reiseunterstützung keinen unmittelbaren Vor- 
teil brachte, teils ebenso wie die jüngeren nach einem Strike ihn 
sogleich verliessen, so 1873 in Stuttgart, teils wie in München 
sich ihm direkt feindlich gegenüberstellten und wie in Offenbach 
die Neubegründung der dort eingegangenen Filiale durch jüngere 
Kollegen verhinderten. Aus einem ähnlichen Beweggrunde hielten 
sich die Gehilfen, die ein paar Mark mehr verdienten, vor allen 
Dingen die Werlcführer und Altgesellen, stolz fern von den we- 
niger verdienenden. So erzählt Auer^): »Wir hatten . . . mit einer 
Apathie, mit einer Abneigung unserer in angeblich besserer Lage 
sich befindenden Kollegen zu kämpfen .... Als unsere ersten 
Versammlungen stattfanden, da gab es einzelne Tische im Lokale, 
an denen sich die Kollegen aus den sogenannten besseren Werk- 
stätten zusammengesellten, und diese Kollegen blieben allen Zu- 
reden und Versuchen, sie in die Organisation hineinzubringen, un- 
zugänglich .... Sie verdienten 6 — 7 fl. und der Lohn war für sie 
so befriedigend und die 12 Stunden Arbeitszeit etwas so selbst- 
verständliches, dass sie es nicht für nötig hielten, mit ihren Kol- 
legen gemeinsame Sache zu machen, um bessere Verhältnisse 
herbeizuführenc. Stark wirkte hierbei wohl mit das Verhalten 
der weniger verdienenden Kollegen, deren Zunftanschauungen ^) 
es widersprach, dass einer mehr verdiente als der andere. Aehn- 
lich standen die höher qualifizierten Privatsattler den minder qua- 

i) S. Prot. V. 1872, Ber. aus Dresden und Bonn S. ii u. 12. 

2) Sattler- u. Tapez.-Ztg. XIII, 218. 

3) Was zwei nähren kann, soll nicht einer allein treiben (Schmoller, Umrisse und 
Untersuchungen etc. S. 421). 
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lifizierten Militärsattlern ablehnend gegenüber. Letztere konnten 
infolge der periodischen Arbeitslosigkeit in der Militäreffekten - 
branche und des dadurch hervorgerufenen Fluktuirens der Gesel- 
lenzahl keinen festen Stamm bilden, sodass z. B. am Rhein die 
Filialen jedesmal entstanden, wenn Militärarbeit und Aussicht auf 
eine erfolgreiche Lohnbewegung vorhanden war, um nach Been- 
digung der Militärarbeit, die infolge der mangelhaften Organisa- 
tion die Hoffnungen getäuscht hatte, fast regelmässig wieder ein- 
zugehen. So sind in Barmen, Elberfeld, Cöln-Deutz, Roisdorf i), 
Magdeburg mehrmals Mitgliedschaften gegründet worden, um sich 
bald wieder aufzulösen *). Ueber das Getriebe in einer Militär- 
effektenfabrik in Elberfeld und die Anschauungen von Militär- 
sattlern soll eins der in den 1870er Jahren dort beschäftigten Ver- 
einsmitglieder selbst berichten ^) : 

»In solcher Republik hatte ich nun freilich noch nicht gear- 
beitet. Wohl wurde mir von Neubauer von der dort herrschen- 
den Unsitte des Einstandes gesagt, und ich war mir wohl bewusst, 
dass, wollte ich dagegen ankämpfen und für unsere Ideen arbei- 
ten, ich mich demselben nicht wohl entziehen dürfe. Nichtsdesto- 
weniger konnte ich mich nicht dazu entschliessen, ehe ich nicht 
wusste, dass längere Arbeitsgelegenheit vorhanden war, was ver- 
dient wurde und auch Geld eingenommen hatte, obgleich mir ge- 
sagt wurde, dass zum Einstand Geld nicht nötig sei, die Kollegen 
dies besorgen und die Kosten erst am Lohntag kassiert würden. 
Der Einstand bestand zunächst aus einer nicht zu kleinen Bulle 
Schnaps und einem Fässchen Bier, wozu noch dann und wann 
eine Kiste Cigarren kam. Nun war ich aber auch gar nicht ver- 
anlagt, solchem Drucke nachzugeben; zwei mit mir anfangende 
Kollegen freuten sich durch meine Weigerung, der Entrichtung 
ihres Obolusses auf eine Zeitlang enthoben zu sein, während die 
andern sich vorerst damit zufrieden gaben, dass wenigstens diese 
beiden dem Mundschenk und Ceremonienmeister Jakoby Bescheid 
gaben. — Dass ich somit mich in keiner beneidenswerten Situa- 
tion befand, dürfte einleuchten, denn zu meiner Linken einen 

1) In Roisdorf, wo keine Privatwerkstellen vorhanden waren, also keine Mög- 
lichkeit, am Orte Arbeit zu erhalten, reisten naturgemäss nach beendeter Militärarbeit 
alle Mitglieder ab. 

2) Volksstaat 1874 Nr. 73. 

3) Aus der Artikelserie »1872 — 1878« von Joseph Grombass ^ München. Sattler- 
u. Tapez.-Ztg. XIII, 206 f. 
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baumlangen Ostpreussen, auf der Rechten einen kernigen Taub- 
stummen, welcher ständig auf den Stubenältesten blickte und des 
Zeichens zum Angriff zu warten schien, hätte wohl manchen be- 
denklich werden lassen. Als nun die Nachbarn sahen, dass ihr 
Erbieten, mich in die Kunst der Taschenfabrikation einzuweihen, 
überflüssig war, und sich von ihrem Schrecken der noch nicht 
dagewesenen Weigerung erholten und immer mehr Leute einge- 
stellt wurden, somit das nötige Nass reichlich vorhanden war, 
wurden auch wir gute Freunde und als nach Wochen, bei eben- 
solcher Gelegenheit auch ich mich erbot, dem alten Brauch — 
schön nannten sie ihn — nachzukommen, war meine Reputation 
vollständig hergestellt. Von geregelter Arbeitszeit war gar keine 
Rede, tief in die Nacht hinein wurde gearbeitet und da viel Ar- 
beit war, durch die Einstände und sonstige Feiern in der Werk- 
stätte, z. B. eine Wette, dass einer Läuse habe, welches durch 
Abstimmung entschieden wurde und dem Betreffenden ein Fass 
Bier kostete, ging sehr viel Arbeitszeit verloren, welche dann in 
der Nacht einzubringen versucht wurde, trotzdem dass sich jeder 
Lampe und Oel selbst zu halten hatte. — Bei diesem desorgani- 
sierten Zustande gelang es nicht, eine Mitgliedschaft zu gründen, 
und gehörten die Mitglieder zu jener nach Barmen. Doch, da 
es mir gelang, manche Kollegen vor einem weiteren event. auch 
dritten Fasse zu schützen, gewann ich immerhin MitgHeder. 1876 
gelang es auch in Elberfeld, eine Mitgliedschaft zu gründen, doch 
nach wenigen Monaten fand ich es als Vertrauensmann für not- 
wendig, Stempel und Kasse, um letztere vor dem Weg alles 
Fleisches zu bewahren, nach Berlin einzuschicken, da die meisten 
Mitglieder, wie auch ich, abzureisen gezwungen waren. Wie in 
Berlin, Hamburg, Dresden etc. wäre auch in Barmen und Elber- 
feld hinreichend Gelegenheit gewesen, sich geistig weitere Fort- 
schritte zu erwerben, doch Hessen die lange Arbeitszeit, wie die 
erwähnten Gepflogenheiten die Kollegen nicht dazu kommen.« 

Ein nicht geringes Hemmnis der Solidarität war auch der 
Partikularismus, der noch einen grossen Teil der Berufsgenossen 
Süddeutschlands und Schleswig-Holsteins mit Abneigung gegen 
den Vorort Berlin erfüllte. Er wurde zwar anfangs dadurch zu- 
rückgedrängt, dass der Vorsitzende Auer Bayer war, trat nach 
dessen Rücktritt aber stark hervor. Die Abneigung, »Geld nach 
Berlin zu schicken« i) war, wie wir später sehen werden, ein 

i) S. Sattler- u. Tapez.-Ztg. XIV, 9, s. auch Protokoll des i. deutschen Tape- 
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Hauptmotiv für die Bildung von Lokalvereinen. Bereits auf der 
Generalversammlung von 1873 wurde von München der Antrag 
gestellt, den Vorort von Berlin nach Offenbach oder Dresden zu 
verlegen, was aber infolge des vermittelnden Eingreifens Auers 
abgelehnt wurde. Auf der folgenden Generalversammlung zu 
Dresden 1875^) trat der Delegierte für Hamburg ausdrücklich 
mit der Begründung für Verlegung des Vororts nach Dresden 
ein, dass Berlin misstrauisch in Schleswig-Holstein und Süddeutsch- 
land betrachtet werde, was der Agitation schade, während Sach- 
sen sich überall der grössten Sympathie erfreue. 

c. Die Anschauungen derFührer. Gewerkschafts- 
theorien. 

Aber auch die Anschauungen der Führer vom Wesen der 
Gewerkschaften, den Methoden der gewerkschaftlichen Bethäti- 
gung und dem Gange der Entwicklung waren einer weiteren Aus- 
breitung der Gewerkschaftsbewegung im Sattlergewerbe hinderlich. 
Wir sahen , dass die Hirsch-Dunckerianer und mehr noch die 
Lassalleaner grosse amalgamierte Verbände in's Leben rufen 
wollten, ohne die Unterschiede der Berufe ^) und die eingefleisch- 
ten Gegensätze der Berufsgenossen genügend zu berücksichtigen. 
Die von liberalen Anschauungen getragenen Gewerkvereinler zo- 
gen gegen »die verknöcherten Gestaltungen des Mittelalters« ^), 
das »Pfahlbürgertum« *), das bisher noch unter der Mehrzahl der 
deutschen Arbeiter herrschte , zu Felde und stiessen so die in 
diesen Anschauungen aufgewachsenen Arbeiter ab , was noch 
mehr das Aufgeben der als nicht mehr zeitgemäss betrachteten 
Wanderunterstützung that, der der handwerksmässigen Betriebs- 
form angemessenen Art der Arbeitslosen-Unterstützung^). 

»Als wir anfangs der 1870er Jahre die ersten Versuche mach- 
ten, eine Sattlerorganisation in's Leben zu rufen, da . . . waren 
unsere Vorstellungen, unsere Begriffe, unsere Strebeziele viel un- 



ziererkongresses 1875 S. 7, Tapez.-Ztg. 1877 Nr. i u. 5. 

i) Protokoll V. 1875 S. II, 33. Dresd. Volksbote Nr. 61 vom 23. V. 75. 

2) Vgl. Webö , Geschichte des britischen Trade-Unionismus , deutsche Ausgabe 
S. 268. 

3) Aufruf zur Gründung der deutschen Gewerkvereine v. Ende Okt. 1868 (Muster- 
stat, der deutschen Gewerkver. S. 3). 

4) Hirsch-Polke, Gewerkvereins-Leitfaden 1876 S. 13. 

5) Vgl. Hirsch, Arbeiterfr. S. 33, Arbeiterberufsver. S. 64, 66. 
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klarer, viel verschwommener als sie es heute sind«, erzählt Auer^). 
Hierzu trugen nicht wenig die Anschauungen der Internationalen 
und die Uebertragung dieser Anschauungen in die Praxis durch 
die sozialdemokratische Arbeiterpartei bei. 

Die Gewerksgenossenschaften sollten, wie die alten Gesellen- 
verbände die Konkurrenz unter den Arbeitern verhindern und 
den Alltagskampf zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer, durch 
Erringung von Lohnerhöhung und Verkürzung der Arbeitszeit 
führen. Dies war die Thätigkeit der britischen Trade-Unions ge- 
wesen, »ihre Vergangenheit«, wie es in der Denkschrift von Marx 
an den Genfer Kongress der Internationalen (1866) heisst ^). Diese 
hätten aber, heisst es in der Denkschrift weiter, den Kampf gegen 
das Kapital zu ausschliesslich vor Augen gehabt, ihre eigene 
Macht der Thätigkeit gegen das heutige Produktionswesen nicht 
vollkommen verstanden und sich deshalb von der allgemeinen 
sozialen und politischen Bewegung ferngehalten ^). Daher müssten 
sie und ebenso die weiterhin zu gründenden Gewerkvereine in 
»Zukunft« in bewusster Weise das zu sein lernen, was sie bisher 
nur unbewusst gewesen waren, nämlich Brennpunkte der Organi- 
sation der Arbeiterklasse im Interesse ihrer vollständigen Eman- 
zipation. 

»Sie müssen jede soziale und politische Bewegung, welche 
auf dieses Ziel lossteuert unterstützen .... dies muss unfehlbar 
die ausserhalb der Gewerksorganisation Stehenden anziehen.« 

Und wieder und wieder betonte die Internationale, »dass in 
dem streitenden Stande der Arbeiterklasse ihre ökonomische Be- 
wegung und ihre politische Bethätigung untrennbar verbunden 
sind« *). 

Daher sollten die neuzugründenden und neugegründeten deut- 
schen Gewerksgenossenschaften die Gegenwartstendenzen der eng- 
lischen vermeidend, deren mit der Thätigkeit der deutschen Ge- 
sellenverbände übereinstimmenden Vergangenheitsbestrebungen 
mit den Zukunftsabsichten der Internationalen verbinden^), die 

ij Sattler- u. Tapez.-Ztg. XIII, 218. 

2) Schmoele I, 21. 

3) »Ihre Gegenwart«. 

4) S. besonders den Beschluss der Londoner Delegiertenkonferenz von 1871 
(Schnioele I, 25) und Abs. II, 4 des Eisenacher Progr. 

5) s. Liebknecht'^ Rede auf dem Kölner Parteitag J893 (Prot. S. 197), s. auch 
den von R. Meyer I, 262 ff. cit. Volksstaatartikel: »Die deutschen Arbeiter werden 
sich bald überzeugen , dass die Erfahrungen der englischen Arbeiter zum guten Teil 
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Arbeiter gleichzeitig zum »richtigen« Gebrauch der Koalitions- 
freiheit und des Reichstagswahlrechts, der ihnen ja fast gleich- 
zeitig ermöglicht wurde , erziehen und so , indem sie b e w u s s t 
den Schwerpunkt der Organisation der Arbeiterklasse bildeten, 
die Emanzipation derselben und damit den Zusammenbruch 
der Gesellschaftsordnung und den Neuaufbau einer solchen be- 
schleunigen. Die Sozialdemokraten hatten aber nicht mit dem 
rein praktischen Siijn der Arbeiter gerechnet, die Lohnerhöhung, 
kurze Arbeitszeit , Reise- und Krankenunterstützung von ihrem 
Beitritt zur Gewerkschaft erwarteten, und sich nicht für die Erobe- 
rung der politischen Macht interessierten, die nach Lassalle^s und 
Marx' Ansicht die unentbehrlichste Vorbedingung für die öko- 
nomische Befreiung der Arbeiterklasse war. Solche Vorteile wur- 
den ihnen auch versprochen. Auf dem Stuttgarter Kongress 
(1870)^) wurden als Mittel, durch welche die Gewerkschaften die 
Arbeiter heranziehen sollten , indem sie an die ihnen vertrauten, 
überkommenen Zunfteinrichtungen anknüpften, neben Strikes, die 
aber nicht provoziert werden und weniger Lohnerhöhung als Ver- 
kürzung der Arbeitszeit erringen sollten^ unabhängige Kranken- 
und Reiseunterstützungskassen empfohlen. Da die Gewerkschafts- 
führer, die ja meist auch in der sozialdemokratischen Partei-Or- 
ganisation thätig waren, die Gewerkschaften als die Exerzierplätze 
und die Manövrierfelder betrachteten, auf denen die Soldaten des 
Sozialismus geschult werden sollten, so hatten sie einerseits keine 
Zeit und Lust, den rein praktischen Fragen genügende Aufmerk- 
samkeit zu schenken, andererseits schreckten sie durch ihre auf- 
dringliche Intoleranz vielfach die unpolitischen oder anders den- 
kenden Arbeiter zurück, endlich lenkten sie die Aufmerksamkeit 
und den Argwohn der Organe der umzustürzenden Staats- und 
Gesellschafts-Ordnung, der Polizei und der Gerichte, auf sich. 

Diese Anschauung, welche die Hauptbedeutung der Gewerk- 
schaften darin sah, dass sie Rekrutenschulen für die politische 
Führung des Klassenkampfes bilden sollten, war auch im Sattler- 
verein herrschend. So schreibt Berg in einer Aufzählung der Er- 
folge im Volksstaat*): »Aber das Wichtigste ist, dass wir endlich 



auch für sie mit gemacht worden sind. ... Es bedarf wahrhaftig nicht, dass die deut- 
schen Gewerke alle Fehler der englischen getreulich nachahmen , sondern dass sie 
dieselben vermeiden«, und die dort für diese Ansicht angeführten Gründe, die die 
deutschen Verhältnisse im Vergleich zu den englischen sehr rosig erscheinen lassen, 
i) Schmoele I, 35—38. 2) 1873 Nr. 73. 
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in der Lage sind, teilzunehmen an dem Kampf zur Befreiung aus 
den Fesseln der Lohnsklaverei«^). 

Modifiziert wurde diese Anschauung, wie wir oben gesehen 
haben, nur durch die Auffassung, dass allein durch die parteipoli- 
tische Neutralität die notwendige Einigung der Arbeiter erzielt 
werden könne. In der That war auch unter den organisierten 
Sattlern eine solche Einigung wenigstens zwischen Eisenachern 
und Lassalleanern erreicht worden, indem zuxfi Teil, durch Auer's 
Thätigkeit, wie in Berlin, die Mitglieder für die Eisenacher Partei 
gewonnen wurden, Deshalb konnte schon im Jahre 1873 der 
»Neue Sozialdemokrat«, angeblich weil er nicht alle Vereinsmit- 
teilungen aufgenommen hatte, als Vereinsorgan abgeschafft wer- 
den ^). Nur die Hamburger Mitglieder, die überwiegend Lassal- 
leaner waren *), sahen in Auer's politischer Stellung ein Hinder- 
nis für den Verein und bemühten sich eifrig, ihm und damit der 
Vereinsleitung Hindernisse in den Weg zu legen, die mit Auer's 
Rücktritt und der Beseitigung des Hamburger Lokalführers en- 
deten *). So wurden, da der Hirsch-Duncker'sche Ortsverein, der 
als Korrektiv dieser »Neutralität« hätte dienen können, nicht bei- 
getreten war , die sozialdemokratischen Parteianschauungen , die 
ja auch bei den beiden Richtungen nur wenig verschieden waren, 
doch weiter propagiert. 

Im Jahre 1873 erschienen die Volksstaatartikel des Buch- 
druckerführers Karl Hillmann ^), die sogenannten »Praktischen 
Emanzipationswinke« , die einerseits den sozialdemokratischen 
Gegnern der Gewerkschaften, andererseits den beide Richtungen 
vermischenden und die gewerkschaftliche der politischen unter- 
ordnenden Sozialdemokraten die Gleichberechtigung und Bedeu- 
tung der unbewussten , rein ökonomischen , nationalen Gewerk- 
schaftsgebilde zeigten, welche allmählich zu klassenbewussten Or- 

i) Mehr als einer der früheren Vereinsführer versicherte mir, dass er eigentlich 
nie Gewerkschaftler gewesen sei. 

2) Prot. V. 1873 S. 13. 

3) S. N. Sozialdem. 1873 Nr. 37. 

4) Manche Sattler traten , so z. B. in Karlsruhe , wenn sie von lassalleanischen 
Agitatoren aufgeklärt waren, überhaupt nicht der Gewerkschaftsorganisation bei, son- 
dern dem Allg. Deutschen Arbeiterverein. 

5) Nicht, wie Schmoele I, 42 meint, Yorks, s. diese auch besonders als »Prakt. 
Emanzipationswinke« 1873 erschienenen Artikel bei R, Meyer I, 294 — 310. Vgl. dazu 
Mehring II, 325 f., 334 f., Schmoele 1,41 f., s. auch Prot, des Kölner Parteitags 
1893 S. 191. 
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ganisationen im Sinne der Internationalen führen mussten. Dem- 
gemäss nahm auf Antrag Auer's der Offenbacher Sattlerkongress 
folgende beiden Resolutionen an : 

i) »Der zu Oflfenbach tagende Kongress des AUg. Dtsch. 
Sattlervereins betrachtet es als einen grossen Missstand in der 
deutschen Gewerkschaftsbewegung, dass dieselbe als ein Anhäng- 
sel politischer Parteien betrachtet und missbraucht wurde und 
spricht derselbe sich dahin aus, dass die Gewerkschaftsbewegung 
selbständig und unabhängig von der politischen zu halten ist, in- 
dem durch das fortwährende Intriguieren einzelner politischer Par- 
teiführer die Gewerkschaftsbewegung bis jetzt nur geschädigt 
wurde , zugleich aber durch das Vermischen der beiden Rich- 
tungen der Bourgeoisie willkommene Gelegenheit geboten wird, 
der ihr, mehr als die politische Bewegung verhassten Gewerkschafts- 
bewegung die von ihr abhängige und beeinflusste reaktionäre 
Staatsgewalt auf den Hals zu hetzen.« 

2) »In Erwägung , dass die Arbeiter aller Kulturländer die 
gleichen Interessen in ihrem Kampfe gegen die Kapitalmacht ver- 
treten, in fernerer Erwägung, dass der gemeinsame Gegner der 
Arbeiter, das Kapital, längst international organisiert ist und ohne 
Rücksicht auf Farbe und Sprache der Druck auf die Arbeiter 
überall derselbe ist, in weiterer Erwägung , dass eine Umgestal- 
tung der heutigen Gesellschaftseinrichtungen nur dann zu ermög- 
lichen ist, wenn die Arbeiter allerorts von der gleichen Idee durch- 
drungen sind und den Kampf gemeinsam führen , betrachtet es 
der Kongress als Pflicht eines jeden Arbeiters für die Verbrei- 
tung der internationalen Idee zu wirken und derselben überall 
! Eingang zu verschaffen, erblickt aber in der nationalen Organi- 

sation durchaus kein Hemmnis zur Verbreitung obiger Ideen, im 
Gegenteil in Anbetracht der staatlichen Einrichtungen hält er sie 
aus Klugheit und taktischen Gründen sogar für geboten.« 

Praktische Bedeutung hatte diese mit einer Einschwöruhg 

auf die Prinzipien der Internationalen verbundene Neutralitätser- 

' klärung nicht. Nur in einer Aeusserlichkeit befolgte man Hill- 

I manns Vorschlagt), indem man den politisch klingenden Namen 

! »Allgemeiner Deutscher Sattlerverein« in »Verein der Sattler und 

verw. Berufsgenossen« umwandelte ^). So blieb auch für die 

nächsten Jahre das Streben der Führer hauptsächlich darauf ge- 

i) S. bei R, Meyer I, 308. 

2) Offenbacher Prot. (1873) S. 9. 
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richtet, die Mitglieder und die Berufsgenossen zu klassenbewussten 
Proletariern zu erziehen, wenn natürlich auch die rein ökonomische 
Bethätigung immer als Deckmantel und Anziehungsmittel benutzt 
wurde. Die wirtschaftliche Bethätigung wäre aber, abgesehen 
von ihrer geringschätzigen Beurteilung durch die endzielbewussten 
Sozialdemokraten, auch kaum möglich gewesen infolge der oben 
gezeigten Unreife der Mitglieder und der ferner stehenden Berufs- 
genossen. Würde unter diesen grössere Solidarität geherrscht 
haben, so würde diese wohl die Führer zur praktischen Alltags- 
arbeit unter Hintansetzung ihrer politischen Sonntagsideale ver- 
anlasst haben. 

d. Die Krise. 

Andererseits wurde die Erringung materieller Vorteile, nament- 
lich durch Strikes , verhindert durch die seit 1873 einsetzende 
Krise , die auch den Kleinmut und die Furcht, die Arbeitsstelle 
infolge der Zugehörigkeit zum Verein zu verlieren , verstärkte ^). 
Schon im September 1873 wird von Lohnabzügen und Arbeits- 
zeitverlängerung im Sattlergewerbe berichtet. Der Winter 1873 
auf 1874 bringt völlige Lähmung jeder Thätigkeit. Die Mitglied- 
schaften Köln, Koblenz, Lübeck gehen ein. — Infolge der starken 
Arbeitslosigkeit, die Mitglieder auf die Arbeitssuche treibt, kommt 
die Kasse in bedrängte Lage. An der Urabstimmung über Er- 
hebung von i Gr. monatlicher Extrasteuer zur Aufrechterhaltung 
der Reiseunterstützung beteiligen sich nur 7 von 16 Mitglied- 
schaften, weshalb die Reiseunterstützung um die Hälfte herabge- 
setzt und die viele Kosten verursachende Generalversammlung 
vertagt werden musste. Die Mitgliederversammlungen sind an Orten 
wo keine Militärarbeit vorhanden, die fast alljährlich auf kurze 
Zeit die Geschäftsstockung unterbricht, schwach besucht, die Mit- 
gliederzahl, besonders in Berlin, stark reduziert ^). 



i) Volksstaat 1873 Nr. 89, 1874 Nr. 5, 29, 46, 56, 71, 91, 117, 144, 145. 
2) Ein Bild sowohl der Krise als auch der Zustände in der MilitarefFektenindu- 
strie gewährt der Vergleich der Berliner Berufs- und Gewerbezählung von 1875 (^^^ 
Zahlen nach Wiedfeldt S. 368) 

a b b auf a 

Berufszählung: 636 Selbständige 2071 Abhängige 3,26 

Gewerbezählung : 603 » 1342 » 2,23 

Rund ^/a aller abhängigen Sattlerberufsgenossen waren also hauptsächlich infolge der 
Krise und des Aufhörens der Militäreffektenarbeit arbeitslos oder konnten wenigstens 
in ihrem Gewerbe keine Beschäftigung finden. 
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e. D i e F ü h r e r. 

Vor einer Darstellung der Thätigkeit der Gewerkschaft in 
der Krise und der Versuche, den mannigfachen Hemmnissen der 
Organisation entgegenzuwirken, sei ein Blick auf die Leiter des 
Vereins, die Verbands- und Lokalbeamten geworfen unter Be- 
rücksichtigung der im Zusammenhang mit ihnen die Ausbreitung 
ihrer Gewerkschaft hindernden Umstände. 

Zentralvorsitzender war 1872 Auer geworden, stellvertreten- 
der Vorsitzender J. Berg *). Obwohl Auer sich mehr für die 
rein politische Agitation interessierte, war er doch auch für 
die gewerkschaftliche Organisation thätig und die Erfolge des 
ersten Jahres, besonders in Berlin, sind wohl hauptsächlich seiner 
Thätigkeit zuzuschreiben, was auf dem Offenbacher Kongress ge- 
genüber den Anfeindungen des Hamburger Delegierten und auch 
später anerkannt wurde *). Sein Rücktritt 1873, der mit der zu- 
nehmenden Schwierigkeit, bei seiner exponierten Stellung Arbeit 
zu erhalten und besonders mit dem Wunsche, ganz in der partei- 
politischen Thätigkeit aufzugehen, zusammenhing, war daher ein 
schwerer Verlust für den Verein und nicht schuldlos an dem 
Rückgange desselben *). Nicht nur erreichten die Fähigkeiten 
seines Nachfolgers nicht die Auers, zwischen dem Zentralvor- 
sitzenden und dem Berliner Ortsvorsitzenden bestanden auch 
Streitigkeiten , die sich u. a. darin äusserten , dass beide nicht 
gleichzeitig die Versammlungen besuchten *). Desgleichen suchte 
der Hamburger Orts Vorsitzen de, der schon gegen Auer aufgetreten 
war, innerhalb des Verbandes Zwietracht zu säen, indem er unter 
Uebergehung des Zentralvorstandes an sämtliche Vertrauensmänner 
die Aufforderung sandte, für eine Einberufung der Generalver- 
sammlung zu wirken, besonders um gegen den Anschluss an die 
1874 geschaffene Gewerkschafts-Union zu protestieren^). Der 

i) Der sich bald aus unbekannten Gründen aus der Bewegung zurückzog; in 
den 1880er Jahren soll er Mitglied der Berliner Lohnkommission gewesen sein. 

2) Prot. V. 1873 S. 12, Volksstaat 1874, Nr. 5. 

3) Auer war noch kurze Zeit Vorsitzender der Berliner Mitgliedschaft , bis 
er zur Leitung der Reichstagswahlagitation nach Sachsen und 1874 als Parteisekretär 
(an Stelle von York) nach Hamburg ging, wo er bisweilen in Versammlungen seiner 
Gewerkschaft Agitationsreden hielt, (Prot. v. 1875 S. 7, Volksstaat 1874 Nr. 145, 
Prot. d. Lübecker Parteitags 1901 S. 247.) 

4) Nach Sattler- u. Tapez.-Ztg. XIII, 191. 

5) Volksstaat 1874 Nr. 68, 82, 91. 
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zweite Nachfolger Auers (September 1874 — Juli 1875), Karl Henke, 
ein Schlesier, besass mehr als durchschnittliche Fähigkeiten, konnte 
aber infolge seines starren, vor Streitigkeiten nicht zurückscheu- 
enden Charakters keine Sympathie gewinnen, weshalb ihm von 
den übrigen Vorstandsmitgliedern Hindernisse in den Weg gelegt 
wurden'), die ihn veranlassten, sein Amt niederzulegen; dieses 
übernahm der bisherige Zentralkassierer, Wilhelm Wirths, ein tüch- 
tiger Durchschnittsarbeiter, der die Zentralkasse, die er 1872 in 
gänzlich verwahrlostem Zustande übernommen hatte, einigermassen 
in Ordnung brachte. »Nahezu 100 Thaler waren zu decken, Ab- 
rechnungen über früher gemachte Auslagen gab es nicht; das 
erste Vierteljahr war er absolut nicht im Stande, Ordnung in die 
Bücher zu bringen, dann* aber sei seitens der Kontrollkommission 
auch nicht alles geschehen, was Pflicht gewesen wäre, und so 
wäre es gekommen, dass der Bericht mangelhaft sei,« erklärte er 
auf dem Offenbacher Kongress ^). 

Wenn die Delegierten ihm gleichwohl das Misstrauensvotum 
erteilten, dass sie die Abrechnung an eine von der Mitgliedschaft 
München zu stellende Rechnungsprüfungskommission verwiesen, 
so trat darin das »demokratische« Misstrauen von Leuten mit 
mangelhafter Sachkenntnis zu Tage, das neben seinen Vorzügen 
einer scharfen Kontrole die Verwaltung oft durch ungerechtfer- 
tigte Vorwürfe hemmte. Trugen ja sie selbst — sie waren ja 
meist Vertrauensleute und Führer der einzelnen Mitgliedschaften 
— eine Hauptschuld an der verwahrlosten Kassenführung *) : »Die 
Vertrauensmänner sendeten oft Geld ohne Datum und ohne An- 
gabe des Zwecks, erst wochenlang nachher träfen Briefe ein, in 
denen von dem gesandten Gelde die Rede war, zuweilen erfolgte 
auch gar keine Nachricht.« Die Berichterstattung der Filialen 
war höchst mangelhaft, Missstände, die trotz häufiger Rügen im 
Vereinsorgan nicht abgestellt wurden *). 

Zu diesen Mängeln in der Verwaltung kam, dass die leitenden 
Personen, die wohl unter Umständen Tüchtiges hätten leisten 



i) Nach Sattler- u. Tapez.-Ztg. XIV, 17. 

2) Prot. S. 8. 

3) Ebda. S. 4, 8. 

4) Volksstaat 1873 Nr. loi, 1874 Nr. 79, 99, 1875 Nr. 29. Im Vorstandsbericht 
von 1877 heisst es: »Briefe und Aufforderungen des Vorstands blieben in den meisten 
Fällen unbeantwortet, Abrechnungen sowie sonstiger Aufschluss über die örtlichen 
Verhältnisse wurden trotz mehrmaliger Aufforderungen nicht eingesandt.« 
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können, hierzu wenig Zeit hatten. Auf der Generalversammlung 
von 1875 berichtet Henke*): »Die Thätigkeit des Ausschusses 
war, wie sie eben sein konnte. Da die Posten sämtlich Ehren- 
ämter sind und die Arbeiten nach der ermüdenden Berufsarbeit 
in den Feierstunden erledigt werden müssen, so wurden sie unter 
sämtliche Ausschussmitglieder verteilt.« Die grösste Zahl der 
versandten Schriftstücke und Drucksachen , 203 von 251, hatte 
der Zentralkassierer zu versenden, der dafür bis 1873: 2 Thlr., 
seitdem 5 Thlr. monatlich erhielt. Dies erklärt auch mit den 
schnellen Wechsel in den Vorstandsposten, da die besten Kräfte 
stets der Gefahr der Massregelung ausgesetzt waren und bei un- 
günstigen Arbeitsverhältnissen den Ort ihrer Thätigkeit verlassen 
mussten. 

f. Die Agitationsthätigkeit. 

Die Thätigkeit des Vorstandes beschränkte sich somit im 
allgemeinen auf anregende und orientierende Briefe, auf Mittei- 
lungen im Vereinsorgan, wobei von Erfolgen mit möglichst viel 
hochtönenden Redensarten gesprochen wurde , um wenigstens 
unter den Lesern des Vereinsorgans keine Mutlosigkeit aufkom- 
men zu lassen, wobei aber auch scharfer Tadel der MitgHeder 
und der Ortsleiter nicht fehlte. Agitationsreisen waren selten, 
da hierzu meist kein Geld vorhanden war. Eine Agitationsreise 
nach Leipzig, Halle, Magdeburg, Potsdam Anfang 1873 *) wurde 
Auer dadurch ermöglicht, dass er von der Berliner »Mitglied- 
schaft« der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei ausersehen war, 
für die Wiedereroberung des infolge Bebeis Verurteilung erlosche- 
nen einzigen sozialdemokratischen Reichstagsmandats (Glauchau- 
Meerane) zu agitieren. 

Wie geringen Wert eine solche einmalige Agitationsreise hatte, 
bewies die Agitation Henke's in Leipzig im November 1874 ^). 
Eine Rede von ihm gewann 15 — 20 neue Mitglieder; trotz dieses 
Zuwachses sank die Mitgliederzahl in Leipzig vom April 1874 bis 
zum Mai 1875 von 55 auf 34. 

Eine intensive Agitation konnte der Vorstand nur an seinem 
Sitz in Berlin entfalten, was von manchen auswärtigen Mitglied- 



i) S. 5. Fast wörtlich dasselbe berichtet der damalige Zentralvorsitzende Eng- 
hardt-Dresden auf der Generalversammlung von 1877 (Tapez.-Ztg. 1877 Nr. 7). 

2) S. Volksstaat 1873 Nr. 15, Sachs. Volksbl. in Zwickau X, 185 v. 12. VIII. 1901. 

3) Volksstaat 1874 Nr. 46, 139. Prot. v. 1875 S. 8 f. 
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Schäften als ungerechtfertigte Bevorzugung angesehen wurde ^). 
Ausser den Agitationsversammlungen und Vergnügungen ^) , an 
denen Nichtorganisierte teilnahmen, wurde durch Auer das System 
des Aufsteilens statistischer Tabellen und die Einrichtung von 
unentgeltlichen Arbeitsnachweisen ausgebildet. Durch diese konnte 
man am leichtesten persönlich mit den Kollegen in Verbindung 
treten. Den Umfang der Einrichtung von Arbeitsnachweisen 
haben wir oben gesehen; zur Aufstellung von statistischen Ta- 
bellen, die vor allem den Zweck haben sollte, die Branchen, die 
sich nicht an der Bewegung beteiligten, d. h. fast alle Privat- 
sattler, für den Verein zu gewinnen, wurde Anfang 1873 eine 
Lohnkontrolkommission gewählt ^) , welche die Aufgabe erhielt, 
festzustellen, inwieweit die Forderungen des Strikevereins von 1872 
durchgeführt waren ; ihre Augenblickserfolge bei den Wagensatt- 
lern haben wir erwähnt, auch die Lohnverhältnisse der Geschirr- 
sattler scheint sie mit ähnlichem Erfolge kontroliert zu haben. 
Wenigstens wurde von Auer auf dem Offenbacher Kongress 
diese Einrichtung des unentgeltlichen Arbeitsnachweises und die 
Aufstellung statistischer Tabellen als gutes Agitationsmittel em- 
pfohlen. Da aber die meisten Mitgliedschaften von dieser Agi- 
tationsthätigkeit des Vorstandes keinen unmittelbaren Vorteil 
hatten*) und die Kassenverhältnisse nicht ermöglichten, zur Agi- 
tation fähige Kollegen zu unterstützen, um sie zu den kleineren 
Mitgliedschaften und an Orte zu senden, wo keine Mitgliedschaft 
existierte, wurde beschlossen, ein besonderes Agitationskomite in 
Hamburg einzusetzen, aber eine Unterstützung desselben abge- 
lehnt. Konnte es schon infolge dessen wenig leisten^), so wurde 
seine Agitation ebenso wie die des Vorstands durch die erwähnten 
Streitigkeiten beider gehemmt. Dass das Unterstützungs- 
wesen nicht sehr anziehend wirken konnte, bewies schon die 
erwähnte Herabsetzung der Reise-Unterstützung bei Beginn der 
Krise. Sie wäre nicht nötig gewesen, wenn der Antrag Berlins 

i) Prot. V. 1873 S. 9. 

2) S. z. B. die Schilderung des 2. Stiftungsfestes im Volksstaat 1874 Nr. 76. 

3) Ebda. 1873 Nr. 15. 

4) 1873 soll Berlin 400 , München 100 Mitglieder gehabt haben (Sattler- und 
Tapez.-Ztg. XIII, 190), die übrigen 11 Mitgliedschaften demnach nur 450 = durch- 
schnittlich 40. 

5) Es trat erst Mitte 1874 in Thätigkeit und gründete eine Mitgliedschaft in Han- 
nover (Volksstaat 1874 Nr. 122), musste aber aus Geldmangel seine Thätigkeit bald 
wieder einstellen. 
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auf der Offenbacher Generalversammlung, den Beitrag von 3 auf 
5 Sgr. monatlich zu erhöhen , angenommen worden wäre. Er 
fand aber so schroffe Ablehnung, dass selbst der Vorsitzende ihn 
fallen Hess und erklärte, der Verein sei auch »bei 3 Gr. lebens- 
fähig«. Von der agitatorischen Bedeutung der Reiseunterstütz- 
ung ^) war man im Allgemeinen überzeugt, sodass der Vorschlag, 
die Reise-Unterstützung niedriger anzusetzen, um die dadurch 
flüssig werdenden Gelder dem Agitationskomite zur Verfügung 
zu stellen^), allgemeine Zurückweisung erfuhr. Seit dem August 
1874^) wurde daher die Reise-Unterstützung nach etwa 5 monat- 
licher teilweiser Suspendierung wieder in alter Höhe gezahlt und, 
um dies zu ermöglichen, in Bezug auf die Zahl von Durchreisen- 
den ungünstiger gestellte Fihalen bisweilen durch Geldsendungen 
aus der Zentralkasse unterstützt*). Als die etwas günstiger wer- 
dende Konjunktur Ende 1874 dies ermöglichte^), wurde nunmehr 
auch eine Extrasteuer von 6 Pfg. fiir drei Monate bewilligt, Ber- 
lin und Leipzig erklärten sich bereit, die im Januar abgelehnte 
Summe von i Sgr. zu zahlen. 

g. Wandlungen in denAnschauungen. Dresdener 

Generalversammlung 1875. 

Diese wohl infolge der Annahme des ersten Militärsepten- 
nats günstiger werdende Konjunktur, die Wahl eines energischen 
und intelligenten Vorsitzenden in der Person Henkes, der im 
Gegensatz zu anderen Führern, die mit Erfolgen prahlten, die Ge- 
nossen durch weniger optimistisch gefärbte Berichte zu neuer 
Thatkraft anzuspornen suchte, die Beseitigung des friedensstören- 
den Vereinsleiters in Hamburg und die Ueberwindung der dort 
durch den Strike geschlagenen Wunden, die zunehmende Erkennt- 
nis von der Art gewerkschafthcher Thätigkeit^) bei einzelnen 

i) Sie trat an die Stelle des 9Geschenks« , das Meister und Gesellen oder eine 
von beiden Gruppen bisher an reisende Handwerksburschen gezahlt hatten, das aber 
seit Ende der 1860er Jahre — wir sahen es in Berlin und Offenbach — mehr und 
mehr abkam. 

2) Prot. V. 1873 S. 12 f. 

3) Volksstaat 1874 Nr. 49. 

4) Volksstaat 1874 Nr. J03, 1875 Nr. 38. 

5) Ebda. 1874 Nr. 124. 

6) Die Hillmann'schen Anschauungen brachen sich mehr und mehr Bahn, was auch 
aus den Verhandlungen der Gothaer Gewerkschaftskonferenz vom 28. und 29. V. 1875 
(s. Schmoele I, 47 ff.) hervorgeht. Nach dem Berichte des Volksstaat (Nr. 63 vom 

Volkswirtschaft!. Abhandl. VI. Bd. J [24] 
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Führern, besonders in Dresden, die Bildung eines kleinen Stamms 
gewerkschaftlich interessierter Mitglieder riefen gegen Ende 1874 
und mehr noch 1875 eine etwas grössere Bewegung hervor. — 
In Berlin wurde wieder mit einer Lohnstatistik und Flugblättern 
agitiert ^), wobei es wirksam war, dass in einer Fabrik, in der ein 
grösserer Teil Vereinsmitglieder arbeitete, eine Reduktion der 
Stücklöhne für Militäreffekten gegenüber den bei der vorhergehen- 
den Militärarbeitsperiode gezahlten zurückgewiesen wurde, wäh- 
rend eine solche Reduktion in einer andern Fabrik, in der die 
Arbeiter nicht organisiert waren, widerstandslos stattfand. Ebenso 
wurde in Leipzig durch eine Lohnstatistik die agitatorisch wir- 
kende Thatsache festgesteUt, dass Arbeitszeit und Lohnhöhe im 
umgekehrten Verhältnis standen. Von Hamburg aus, wo Auer 
Vorträge hielt und die Mitglieder in einer gewerkschaftlichen 
Agitationsschule ausgebildet wurden, versuchte man in Mecklen- 
burg und Schleswig-Holstein die Kollegen zu organisieren ^). In 
Mecklenburg misslang dies, aber in Glückstadt konnte man Lohn- 
forderungen durchsetzen und in Flensburg eine Mitgliedschaft 
gründen; die Kosten wurden durch Gründung einer Lokalkasse 
und freiwillige Beiträge gedeckt ^). 

Am umfangreichsten und planmässigsten wurde die Agitation 
in Dresden betrieben : einmal durch sog. Werkstubensitzungen *), 
in denen man die indifferenten Kollegen durch Hervorheben der 
ihnen unmittelbar fühlbar werdenden Nachteile, der Lohn- und 
Arbeitsverhältnisse der einzelnen Werkstelle, für den Verein, der 
diesen abhelfen wolle und könne, zu interessieren suchte. Jede 
Werkstelle wurde dann angehalten, einen Vertrauensmann zu 
wählen, der allwöchentlich der Lohnkontrolkommission über Vor- 
gänge in Betreff der Lohn- und Arbeitsverhältnisse zu berichten 
hatte ; sodann durch die Ausgestaltung des Arbeitsnachweises, 



6. VI. 1875) wurde widerspruchslos ausgeführt, dass die Gewerkschaft dem Arbeiter 
innerhalb der heutigen Gesellschaftsorganisation Schutz und Hilfsmittel sein und 
zugleich die Keime für die sozialistische Zukunftsproduktion legen solle, indem durch 
sie der gemeinschaftliche Geist gehegt und der Arbeiter zum Selbstvertrauen und 
Selbstbewusstsein herangezogen werde. 

i) Volksstaat 1875 Nr. 45, Prot. v. 1875 S. 6. 

2) Dresd. Volksbote 1875 Nr. 60. Prot. v. 1875 S. 7, 11. 

3) Obwohl die Mitgliederzähl in Hamburg von 10—12 auf zeitweise 90 — 100 
unter 120 Beschäftigten gestiegen sein soll, gelang es nicht, einer Arbeitszeitverlänge- 
rung auf 11 ^Stunden Widerstand zu leisten, da Zuzug aus der Provinz erfolgte. 

4) Volksstaat 1875 Nr. 18. 
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mit dessen Verwaltung ein hierfür besoldetes Mitglied betraut 
war, während sonst gewöhnlich der Arbeitsnachweis von dem 
Wirte des Verkehrslokals schlecht und recht verwaltet wurde; 
durch Errichtung einer Arbeitslosenunterstützungskasse, um Ver- 
heiratete heranzuziehen, endlich durch Gründung einer Bibliothek, 
die aus Fach- und sonstigen belehrenden Schriften bestand ^). 
Auch erkannte man, dass zur Verhinderung der Konkurrenz von 
Lohndrückern die Gesellen in der Umgegend organisiert werden 
müssten. Ein Versuch in Schlesien misslang allerdings *), besser 
glückten solche in Chemnitz, Pirna und Crimmitzschau. In Pirna 
war dies gelungen, nachdem man bei Eintreffen von Militärarbeit 
eine Lohnforderung durchgesetzt hatte ^). Auch am Rhein bildeten 
sich wieder einige Filialen *). 

Diese Aenderung in den wirtschaftlichen Verhältnissen wie 
in den Anschauungen der Führer von der Art und Weise ge- 
werkschaftlicher Bethätigung trat besonders auf dem 3. Kongress 
des Verbandes, in Dresden, im Mai 1875, hervor. Während auf 
dem 2. Kongress von verschiedenen Seiten, darunter von dem 
Dresdener Delegierten Schirmer betont worden war, dass die 
einzelnen Mitgliedschaften bestrebt sein müssten, durch Vorträge 
u. s. w. klares Verständnis in die Kollegenkreise zu bringen, und 
dass dann erst an die Verwirklichung der im Vereinsstatut aus- 
gesprochenen Grundsätze zu denken sei, war jetzt der Gedanke 
mehr zum Durchbruch gelangt, den der erwähnte Schirmer in 
einem Bericht über die Mittel zur Hebung der Dresdener Mit- 
gliedschaft ^) so formulierte: »Die Möglichkeit liegt auf der Hand, 
dass die V^orurteile nicht nur der Kollegen, sondern auch der 
Meister schwinden, wenn wir beweisen, dass wir unserem Statut 
(§ 2) treu bleiben, Hebung und Förderung der gewerblichen In- 
teressen u. s. w.« 

Die Agitation durch Schaffung wirtschaftlicher Anziehungs- 
mittel wurde für wichtiger erachtet als die Aufklärungsagitation, 
die Schaffung eines festen Mitgliederstammes für wichtiger als die 
Gründung möglichst vieler Mitgliedschaften. 

Materielle Vorteile, besonders für die Verheirateten, sollten 



i) Tapez.-Ztg. 1877 Nr. 8. 

2) Sattler- u. Tapez.-Ztg. XIII, 190 f. 

3) Volksstaat 1875 Nr. 33, 36, 44. 

4) Ebda. 1874 Nr. 71, 73, Sattler- u* Tapez.-Ztg. XIII, 206. 

5) Volksstaat Nr. 18 v. 14. II. 1875. 

5* [24*] 
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durch Gründung von Arbeitslosen- Unterstützungskassen und einer 
Zentralkrankenkasse geboten werden ^). Mit letzterer Forderung 
hatte ja die Sattlerbewegung im Jahre 1868 begonnen. Auf dem 
ersten Kongress ^) war betont worden, dass man durch Gewäh- 
rung von Kranken- und Sterbeunterstützung Anziehungsmittel für 
die Verheirateten schaffen müsse. Da aber ein Teil der Dele- 
gierten fürchtete, dass die Polizei die Kasse leicht mit Beschlag 
belegen könnte, ein anderer Teil es für genügend hielt, den Mit- 
gliedschaften zu empfehlen, an Orten, an denen es möglich sei, 
Kranken- und andere Kassen zu errichten, wurde die Beratung 
auf den nächsten Kongress verschoben. 

Dieser schuf als einziges Anziehungsmittel für Verheiratete 
die Bestimmung : 

»Stirbt ein verheiratetes Mitglied , welches 6 Monate lang 
dem Verein angehört, seine Beiträge ordentlich bezahlt und 
keinen Anspruch auf Wanderunterstützung ge- 
macht hat, so erhalten dessen rechtmässige Hinterlassene ein 
Sterbegeld von 8 Thalern.« 

Auf der Dresdener Generalversammlung sprach gegen die 
Gründung einer Zentralkrankenkasse ^) nur der Münchener Dele- 
gierte, weil in München das Kommunalkassenwesen so gut ge- 
regelt sei und dem Arbeiter so viele Vorteile biete, dass er schwer 
freiwillig aus den bestehenden Kassen aus- und in die neue ein- 
treten würde. Alle übrigen betonten, dass man die Kasse gründen 
müsse, um besonders die Verheirateten, das sesshafte Element, 
heranzuziehen. War man im Prinzip einig, so doch keineswegs 
über die Frage der obligatorischen oder fakultativen Einführung. 
Gegen die obligatorische Einführung wurde geltend gemacht, dass, 
da in Berlin und an anderen Orten die alten Gewerkszwangs- 
kassen existierten *), eine Zuschusskasse den Mitgliedern zu schwere 
Lasten aufbürden und zahlreiche Austrittserklärungen aus dem 
Verein herbeiführen würde, auch würde z. B. in Hannover der 



i) Prot. d. Generalversammlung des Vereins für Sattler und Berufsgenossen, ab- 
gehalten zu Dresden am 17. u. 18; Mai 1875. Leipzig 1875, Druck der Genossensch.- 
Buchdruckerei ; Dresd. Volksbote 1875 Nr. 60 u. 61. 

2) Prot. V. 1872 S. 33. 

3) Ueber die mit der Gründung von Zentralkassen seitens der soz. Gew.-Genossensch. 
im allgemeinen verfolgten Ziele s. bei Schmoele II, 12. 

4) Bis zum Hilfskassengesetz von 1876 wurden , wie K. WcUcker^ Arbeiterfrage 
S. 20 berichtet, Mitglieder freier Hilfskassen häufig von Lokalbehörden gezwungen, 
zu den Zwangskassen beizutragen. 
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Stadt das 4500 Mark betragende Kassenvermögen zufallen, wenn 
die Mitglieder ausschieden. Für die obligatorische Einführung 
wurde angeführt, dass es besser sei, Mitglieder zu verlieren, als 
dass die Kasse von vornherein nicht lebensfähig sei. Dieses 
Argument schlug nicht durch, und so wurde die obligatorische 
Einführung mit 10 gegen 4 Stimmen abgelehnt , die fakultative 
mit allen gegen eine Stimme beschlossen. Die Einrichtung der 
Kasse an der Hand des Statuts der Holzarbeitergewerkschaft 
wurde dem Vorstand überlassen, der den Entwurf der Urabstim- 
mung unterbreiten sollte. 

Um ein weiteres Anziehungsmittel für die Verheirateten zu 
schaffen, hatte der Vorort beantragt, die Sterbe-Unterstützung auf 
die Frauen der Mitglieder auszudehnen. Dieser Antrag rief den 
unüberlegten Gegenantrag hervor, das Sterbegeld aufzuheben und 
die Sterbe-Unterstützung der noch nicht gegründeten Kranken- 
kasse zu überlassen, womit das Gegenteil des Zwecks des Ber- 
liner Antrags erreicht wurde. 

Ein lebhafter Meinungsstreit erhob sich über die Einführung 
von Arbeitslosen-Unterstützungskassen. Hierzu 
war von Berlin der Antrag gestellt, eine Zentralunterstützungskasse 
zu gründen, »weil dadurch das Verhältnis von Nachfrage und 
Angebot zu Gunsten der Arbeiter beeinflusst wird«, von Dresden 
und Leipzig, Lokalunterstützungskassen mit Beitrittszwang , die 
miteinander in Kartellverhältnis treten sollten. 

Für ersteren Antrag erhob sich nur eine Stimme, die des 
Barmer Delegierten 1) , der auch für die obligatorische Zentral- 
krankenkasse gesprochen hatte. Selbst der Berliner Delegierte 
Hess seinen Antrag im Stich. 

Gegen die Arbeitslosenkasse überhaupt erklärten sich beson- 
ders der Zentralkassierer und der Vorsitzende, ersterer wegen der 
»fast undurchführbaren Kontrole in unserer Korporation« und 
weil es dem Verein schaden könnte, wenn die Kasse durch über- 
mässige Anstrengung geschwächt, ihren Verbindlichkeiten nicht 
nachkommen könnte ; letzterer hielt für erforderlich , dass die 
Majorität der Kollegen schon dem Verein angehöre , dass man 
sich für alle Fälle auf die Ausdauer und Opferwilligkeit der 
Kollegen verlassen könne, dass ein genügend grosser Fonds vor- 
handen und der Verein Herr des Arbeitsmarkts in Bezug auf die 

i) der höchst wahrscheinlich (Sattler- u. Tapezierer-Ztg. XIII, 207) nicht Sozia- 
list war. 
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Arbeitsvermittlung sei, weil dadurch die Kasse geschont würde 
und die beste Kontrole zu führen sei. 

Für den Antrag sprachen besonders die Dresdener Delegierten 
und der als Gast anwesende Redakteur des »Dresdener Volks- 
boten« , der spätere sozialdemokratische Reichstagsabgeordnete 
Max Kayser. Sie wiesen einerseits auf die beiden Arbeitslosen- 
kassen hin, die von den Sattlern in Wien und Dresden gegründet 
worden waren und prosperierten : die Wiener Kasse habe sogar 
den »Krach« überstanden , obwohl sie in einem Monate 400 fl. 
Unterstützung habe zahlen müssen; die Dresdener Kasse ^) habe 
einen Bestand von M. 260. — , in dieselbe flössen ausser 25 Pfg. 
Monatsbeitrag sämtliche Ueberschüsse von Festen. Man könne 
auch erst einen Fonds ansammeln, ehe man die Kasse ins Leben 
treten lasse. Durch einen Arbeitsnachweis ohne Unterstützungskasse 
könne man den Arbeitsmarkt nicht beeinflussen , da man ohne 
solche jeden Arbeitslosen dahin schicken müsse, wo Arbeit sei, 
gleichgiltig, wie hoch der Lohn sei 2). Vor allem handle es sich 
nur um einen Versuch an einzelnen Orten, ob die Idee im Sattler- 
verein schon praktisch durchführbar sei. 

Der letztere Grund war wohl ausschlaggebend, dass die vor- 
sichtige Dresdener Resolution, die Generalversammlung empfehle 
den Mitgliedschaften , wenn es die Umstände irgend gestatten, 
lokale Unterstützungskassen für Arbeitslose zu errichten und die- 
selben durch Kartellverträge zu verbinden — einstimmig ange- 
nommen wurde. 

Um die Herabsetzung der Reise-Unterstützung und die Ein- 
führung von Extrasteuern für die Zukunft zu vermeiden, und um 
die Agitation kräftiger betreiben zu können, beantragte Berlin — 
wie in Offenbach — den Mitgliedsbeitrag von 30 auf 50 Pfg. 
monatlich zu erhöhen, während Hamburg mit Rücksicht auf 
die verheirateten Mitglieder eine Erhöhung um nur 10 Pfg. be- 
antragte. 

Gegen die Erhöhung auf 50 Pfg. war kein erheblicher Wider- 
spruch vorhanden, nur wollten die Dresdener Delegierten und 
andere, dass von diesem Beitrage nicht — wie bisher — die 
Hälfte, sondern nur zwei Fünftel der Zentralkasse zufliessen sollte, 



i) deren Reglement siehe Beilage VI. 

2) Schirmer erklärte: »Wir müssen zu jedem Kollegen sagen können: Wir un- 
terstützen dich, aber du darfst nur unter den vom Verein gestellten Bedingungen ar- 
beiten.« 
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nur dann würden die Mitglieder mit der Erhöhung einverstanden 
sein, da sie mehr auf die Lokalkasse hielten als auf die Zentral- 
kasse. Der Hamburger Delegierte betonte zwar, dass der Zen- 
tralvorstand zur Leitung der Agitation mehr Mittel in der Hand 
haben müsse und es leichter sei, dass die Lokalkasse, wenn sie 
Geld gebrauche, dieses aus der Zentralkasse erhalte, als umge- 
kehrt. Gleichwohl siegte der Dresdener Antrag. 

Entsprechend einem Antrage Hamburgs wurde die Unter- 
stützung bei Arbeitsausschluss (Aussperrung und Massregelung) 
von 6 auf 8 Mark erhöht. Abgelehnt wurde dagegen ein Antrag 
Dresdens, die Karenzfrist vor Erlangung der Reise-Unterstützung 
von 3 auf 6 Monate zu verlängern, der damit begründet war, dass 
leicht Spekulation mit der Reise-Unterstützung getrieben werden 
könne, indem Leute, die in drei Monaten abzureisen gedenken, 
in den Verein eintreten, ihn ausnutzen und wieder austreten. Da- 
gegen wurde eingewandt, dass die jüngeren Kollegen durch die 
kürzere Frist herangezogen würden und die Unterstützung nicht 
so glänzend sei, als dass sie zu Missbrauch führen könne. 

Eine bessere Bindung der Mitglieder sollte ausser durch 
Unterstützungs-Einrichtungen durch K o n t r o 1 e derselben durch- 
geführt werden; und zwar wurden für die Einzelmitglieder (»die 
an Orten arbeiten, wo noch keine Mitgliedschaft besteht«) Bei- 
tragsmarken, für die reisenden Mitglieder Abmeldungspflicht ein- 
geführt. Dagegen wurde die Einführung von Coupons, die jedes 
reisende Mitglied am jedesmaligen Zahlungsorte abstempeln lassen 
müsse, abgelehnt. Der Antrag bezweckte, dass man auch an 
Orten, wo keine Mitgliedschaft bestand, von den Mitgliedschaften 
anderer Gewerkschaften , die diese Einrichtung besässen , Reise- 
Unterstützung erheben könnte. Die Ablehnung erfolgte, weil vor- 
her erst Verbindungen mit anderen Gewerkschaften abgeschlossen 
sein müssten. 

Eine V e r b in d u n g der Militäreffektensattler 
durch eine Zentralstelle wurde beschlossen. Veranlassung hierzu 
gaben die Misserfolge, die bei der Forderung einer Verbesserung 
der Arbeitsbedingungen in diesem Teile des Gewerbes, dem die 
meisten Mitglieder des Vereins wenigstens zeitweise angehörten, 
zu verzeichnen waren. Die stete Veränderung der Militäreffekten 
bedingte neue Preisfeststellung und der schnell eintretende und 
vorübergehende flotte Geschäftsgang verlangte eine Zentralisation, 
um die Vorteile der günstigen Konjunktur schnell einheimsen zu 
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können durch die Erringung gleichmässiger Löhne für Akkord- 
arbeiten und Fernhaltung von Lohndrückern, die bei der Unbe- 
kanntheit mit den jeweils gezahlten Akkordlöhnen hier besonders 
zahlreich waren ^). Eine von der Mitgliedschaft Berlin veranstal- 
tete Statistik hatte u. a. ergeben, dass in den drei Artilleriewerk- 
stätten verschieden hohe Akkordlöhne gezahlt wurden, und zwar 
z. B. für Cartouchetornister ^) in Köln-Deutz 2 Tlilr. 3 Gr., in Strass- 
burg I Thlr. 21^2 (oder 2772) Gr., in Spandau bei Berlin, trotz der 
teureren Lebensverhältnisse und der weiten Fahrt, nur i Thlr. 5 Gr. ; 
in Dresden wurden in Privatwerkstätten sogar nur 2772 Gr. be- 
zahlt, in Berlin selbst bei Privatmeistern Akkordlöhne von i Thlr. 
5 Gr. bis I Thlr. 10 Gr. und zwar die höchsten von den am wenig- 
sten bemittelten Meistern. 

Die Zentralstelle sollte mit den wichtigsten Werkstellen kor- 
respondieren, feststellen, wo Militärarbeit vorhanden, wie hoch die 
»Preise« seien und bei jeder Neuausgabe von Militärarbeit ein- 
greifen. Auch sollte sie durch Arbeitsnachweis einen Schutz gegen 
lügenhafte, verlockende Annoncen bieten, endlich durch Herbei- 
schafifung statistischen Materials in Bezug auf die Sterblichkeit 
und Krankheitsfälle während und nach den Militärarbeitsperioden, 
in denen viele Ueberstunden gemacht wurden, agitatorisch wirken. 

Auch die Aqfklärungsagitation wurde planmässiger 
gestaltet, das Hamburger Agitationskomite auf dessen eigenen 
Antrag aufgehoben und die Agitation dem Zentralvorstande über- 
tragen, diesem empfohlen, möglichst wenig Geld für reisende 
Agitatoren zu verwenden, sondern lieber Leute, die zur Gründung 
einer Mitgliedschaft befähigt seien, an die geeigneten Orte zu 
senden und sie für den Ausfall an ihrem sonstigen Verdienst ent- 
sprechend zu entschädigen. Die Mitgliedschaften sollten beson- 
dere Lokalagitationskomites bilden und allmonatlich an den Zen- 
tralvorstand Bericht einsenden. Ihnen wurde geraten, nach Art 
Hamburgs, Schulen zur Ausbildung von agitatorischen Kräften 
einzurichten, wobei sie durch Anschaffung von Büchern seitens 
der Zentralkasse unterstützt werden sollten. In allen Herbergen 
sollten Tafeln mit Angabe aller Sattlerarbeitsnachweise und -Her- 
bergen aufgehängt werden. Die Agitation des Vorstands hatte, 
wie Henke sich in seinem Bericht ausdrückte, dadurch stark ge- 

i) S. Volksstaat 1875 Nr. 45, 91, Dresd. Volksb. 1875 Nr. 61. 
2) Als Arbeitszeit eines ganz tüchtigen Arbeiters daran wurden 12 Stunden, eines 
weniger tüclitigen 1^/2 — 1^/4 Tag angegeben. 
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litten, dass die Vereinsarbeiten bei der geringen freien Zeit, die 
ein Arbeiter hat, auf das AUernotwendigste reduziert wurden. 
Der Vorstand habe in letzter Zeit manche Gelegenheit vorüber- 
gehen lassen müssen, die sich teils zur Befestigung der alten 
Verbindungen, teils zur Anknüpfung neuer geeignet hätte, und 
die Vereinsleitung sei dadurch erschwert worden, dass die Kor- 
respondenz unter die Mitglieder des Ausschusses verteilt wor- 
den war. 

Er beantragte daher, einen besoldeten Beamten zur 
Führung der Korrespondenz anzustellen. Die Mehrzahl der Dele- 
gierten war jedoch wegen der Kosten, die der Verein noch nicht 
im Stande wäre, zu tragen, gegen diesen Antrag, stimmte dagegen 
dem Vorschlage zu, den Vorsitzenden mit der Führung der Korre- 
spondenz zu betrauen und ihm dafür eine Entschädigung von — 
10 Mark monatHch zu geben. 

Henke schloss die Generalversammlung mit den Worten: »Ich 
gestehe, dass das Resultat, das ich von der Generalversammlung 
erwartet habe, auch wirklich erzielt worden ist. Ich bin in der 
Ueberzeugung gestärkt, dass unsere Hoffnungen auf die Zukunft 
wohl berechtigt sind, dass trotz der schlechten Zeit, die der Ver- 
ein bisher durchlebt hat, indem sein Entstehen gerade in die- 
jenige Geschäftsperiode fiel , die durch steten Mangel an Arbeit 
innerhalb unseres Geschäftes die Agitation ungemein erschwerte, 
er sich doch kräftig entfaltet hat. — Ich will die Generalversamm- 
lung nicht mit Lobsprüchen und derartigem Wortgepränge schliessen . 
Möge jeder in seinem eigenen Herzen den Weg suchen, den er 
zu verfolgen hat; möge jeder die Verpflichtung mit nach Hause 
nehmen, fort und fort zu wirken für die Verbreitung und Kräfti- 
gung unseres Vereins. Wir stützen uns auf das gute Recht unserer 
Sache, und so werden wir auch fernerhin das sittliche Gefühl 
unserer Kollegen beeinflussen können. — Der Verein hat bereits 
Grosses geleistet , wenn auch nicht in Bezug auf materielle Er- 
rungenschaften, so doch auf sittlichem Gebiete . . . Wir sehen, 
dass überall, wo die Vereinsgenossen eine Autorität besitzen, das 
sittliche Bewusstsein sich bedeutend gehoben hat. Sorgen wir 
nun dafür, dass die nächste Generalversammlung noch freudigere 
Resultate konstatieren könne ; sorgen wir dafür , dass die An- 
strengungen, die wir bis jetzt gemacht haben , der Grund seien 
zu kräftigem Bau, der zu jeder Zeit Schutz bietet gegen An- 
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massung und Unrecht und bald der Sammelpunkt sein möge für 
alle Sattler. . . .« ^) 

h. Neue Misserfolge und deren Ursachen. 

Die Hoffnungen und Erwartungen, die sich an diese General- 
versammlung geknüpft hatten, und denen selbst der Pessimist 
Henke Ausdruck gegeben hatte, sollten sich nicht erfüllen 2). 

Von den vielen Beschlüssen der Generalversammlung wurde 
zunächst nur die Beitragserhöhung durchgeführt. Ueber die Le- 
bensfähigkeit einer Zentralkrankenkasse verlangte die Polizei ein 
Gutachten, das nicht erbracht werden konnte ^); Unterstützungs- 
kassen konnten, da die Beendigung der Militärarbeit viele Mit- 
glieder arbeitslos gemacht hatte, nicht eingeführt werden, eben- 
sowenig konnte aus gleichem Grunde die Kommission für die 
Militärarbeit in Thätigkeit treten. Die mit verstärkter Wucht 
hereinbrechende Geschäftsstockung *) rief Mutlosigkeit und Un- 
thätigkeit hervor. Nicht wenig trug auch die Verletzung klein- 
licher Eitelkeit durch Ablehnung von speziellen Wünschen zur 
Lauheit in manchen Mitgliedschaften bei. Dazu verlor der Verein 
seinen energischen Vorsitzenden, der in scharfen Worten den 
Mangel an Agitationseifer, die eingerissene Energielosigkeit tadelte^). 
Sein »diktatorisches« Verhalten hatte fast seine Wiederwahl ver- 
hindert ; dieser Umstand und seine Konflikte mit dem stellver- 
tretenden Vorsitzenden und dem Vorsitzenden der Kontroikom- 
mission, dem bisherigen Zentralkassierer, veranlassten ihn, bald nach 
der Generalversammlung sein Amt niederzulegen, sein Nachfolger 
Wirths besass nicht die gleiche Thatkraft: ein Vierteljahr nach 
der Generalversammlung war z. B. noch kein Protokoll erschienen, 
auch suchte er über den Rückgang des Vereins mehr hinwegzu- 



i) Max Kayser schreibt im Dresd. Volksb. 1875 Nr. 61: * Wir hätten gewünscht, 
es wären auch Gegner der Arbeitersache anwesend gewesen , um zu sehen, mit wel- 
cher Summe von Intelligenz, Ernst und Lust hier Männer der Arbeit, welche für kurze 
Zeit ihre dunklen Werkstellen verliessen, in denen sie sonst jahraus, jahrein einge- 
pfercht sind, tagten, um den Arbeiterstand geistig und materiell zu heben.« 

2) Vgl. zum Folgenden: Volksstaat 1875 Nr. 65, 85, 91, 99, 134. 

3) Ebda Nr. 84. Die Sterbe-Ünterstützung, die der Zentralkasse überwiesen wor- 
den war, wurde von einer Reihe von Mitgliedschaften nicht mehr ausgezahlt; als dies 
durch Vorstandsbeschluss abgeändert wurde, waren die wenigen Verheirateten, deren 
Zahl gerade vermehrt werden sollte, schon ausgetreten. (Volksstaat 1875 Nr. 122). 

4) s. Volksstaat 1875 Nr. 94, 104, 1876 Nr. 2. 

5) Ebda. 1875 Nr. 83. 
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täuschen als Henke ^). Die Gründung eines Tapeziererverbandes 
im August 1875 entzog dem Verein vermutlich die ihm noch an- 
gehörenden Tapezierer *) und veranlasste andererseits Sattler, die 
Tapezierarbeiten verrichteten, der Organisation des »vornehmeren« 
Gewerbes beizutreten. 

Hierzu kam jetzt die gerichtliche Verfolgung, die 
andere der Unterstützung der Sozialdemokratie verdächtige Ge- 
werkschaften schon längst getrofifen hatte ^). Der Sattlerverein 
hatte sich in Sicherheit gewiegt, da ein Obertribunalserkenntnis 
vom 15. II. 1874 ausdrücklich besagte, dass, wenn bei Gelegenheit 
auch politische Gegenstände erörtert werden, der Zweck des Ver- 
eins doch kein politischer sei *). 

Allein unterm 7. Januar 1876 erhob Staatsanwalt Tessendorf 
gegen den Berliner Vertrauensmann Coeuen, den früheren und 
den damaligen Vorsitzenden, Henke und Wirths, wegen Ueber- 
schreitung des § 8, b der Verordnung vom ii.III. 1850 gemäss 
§ 16 der gleichen Verordnung Anklage beim Berliner Stadtgericht^). 
In der Anklageschrift ist gesagt: dass der Gesamtverein sowie die 
Zweigvereine politische Vereine seien, gehe hervor aus verschie- 
denen Bekanntmachungen aus den Jahren 1874 und 1875, denn 
gemäss Erkenntnis des Obertribunals (v. 26. XL 75) sind die Ver- 
besserung der Lage der arbeitenden Klasse im allgemeinen, die 
Lohnfrage Gegenstände politischer Natur. Ausserdem ist der 
Volksstaat das Vereinsorgan. Unter solchen Umständen dürften 
in den Versammlungen der Mitgliedschaften keine Erörterungen 
über solche Gegenstände oder andere politische Fragen statt- 
finden. Trotzdem ist dies fast regelmässig der Fall gewesen, wie 
Berichte über Versammlungen in Berlin, welche in dem Zeitraum 
vom 30. November 1874 bis 22. Dezember 1875 stattfanden, be- 
weisen. In diesen Versammlungen wurde besprochen: 

1) Die Prinzipien Lassalles und Schulze-Delitzschs, 

2) Ein Aufsatz aus Kapital und Arbeit, in welchem die Lage 
der Arbeiter im Mittelalter mit der Gegenwart verglichen 
wurde, 

i) Volksstaat 1875 Nr. 95, 99. 

2) Ebda. 1874, Nr. 112. 

3) S. Päplaw, Organisation der Maurer, S. 48—62, 73 f., 80 ff., Schmoele I, 17 f., 
II, 12 ; Mehring 1877 S. 123, 1898 II, 354, 359 f., Bürger^ Hamb. Gewerksch. S. 100, 127. 

4) S. a. Päplow S. 56, 57, 59. 

5) Nach dem ausführlichen Bericht des Volksstaat 1876 Nr. 11. 
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3) Die Zwangskassen und die Reichstagswahlen, 

4) Krisen und deren Folgen und die Abschaffung des Privat- 
Eigentums, 

5) Die politische Tagespresse, 

6) Volksschulen, 

7) Frauen- und Kinderarbeit, 

8) Steuern, 

9) Die Einwirkung der modernen Produktion auf die Moral, 

10) Die Aufforderung eines Kollegen, dass die Kollegen sich 
mehr an der Politik beteiligen sollten, 

11) Die Tagespresse. 

In gleicher Weise wie die Mitgliedschaft Berlin haben auch 
in andern Mitgliedschaften Versammlungen teils Vereinszwecke, 
teils politische Fragen erörtert. So hat die Hamburger Mitglied- 
schaft in der Zeit vom September 1874 bis ebendahin 1875 21 
Versammlungen abgehalten; in 13 dieser Sitzungen sind gewerb- 
liche, in 8 Sitzungen folgende Themata behandelt worden: 

i) Die deutschen Gewerke, 

2) Das deutsche Schulwesen, 

3) Der Normalarbeitstag, 

4) Der Emanzipationskampf des vierten Standes, 

5) Die Notwendigkeit der gewerkschaftlichen Organisation, 

6) Die jetzigen Lohnverhältnisse, 

7) Das Grosskapital und das Kleinmeistertum, 

8) Das Hamburg-Altonaer Lokalblatt und dessen Zweck. 
Auf Grund der thatsächlichen Feststellungen *), »dass die 

drei Angeklagten als Leiter eines Vereins, welcher bezweckt, 
politische Gegenstände in Versammlungen zu erörtern, mit einem 
andern Verein gleicher Art zu gemeinsamen Zwecken in Verbin- 
dung getreten sind«, erkannte das Berliner Stadtgericht (Abt. f. 
Untersuchungssachen, Deput. VII f. Vergehen) am 22. Januar 1876 
dahin, dass Coenen, Henke und Wirths wegen Vergehens gegen 
das Vereinsgesetz mit je 42 Mark Geldstrafe bezw. je einer 
Woche Gefängnis zu bestrafen und die Berliner Mitgliedschaft zu 
schhessen sei, dem Antrage der Staatsanwaltschaft entgegen, die 
Schliessung des Gesamtvereins nicht auszusprechen sei, »weil der- 



i) Mitgeteilt nach dem Erkenntnis des Kgl. Appellationsgerichts zu Frankfurt 
a. O. (Kriminalsenat, I. Abt.) v. 20. Nov. 1877 (abgedruckt in Tapez.- u. Sattler-Ztg. 
Jahrg. II Nr. 3 u. 4 vom 2. u. 16. II. 1878). 
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selbe in seiner Eigenschaft als Zentralverein keine selbständige 
Existenz nach aussen hin entwickelt habe, sondern nur als die 
Summe der einzelnen Mitgliedschaften in Betracht komme ^).« 

Am 2. März 1876 wurde die Mitgliedschaft in Altona, die im 
Jahre 1875 von der recht regen Hamburger Mitgliedschaft ge- 
gründet war, polizeilich aufgelöst ^), Mitte Mai folgte Frankfurt 
a. M. und die neugegründete Mitgliedschaft Köln *). 

Nach dem Verbot der Berliner Mitgliedschaft wurde der 
Vorort von der Kontroikommission nach Dresden ver- 
legt *), wo es an geeigneten Kräften fehlte ; den Fähigen mangelte 
es am guten Willen, wie einer der häufig wechselnden Zentral- 
vorsitzenden auf der Generalversammlung von 1877 behauptete, 
den Willigen an Fähigkeit ; die wenigen, welche die Vereinsarbeit 
verrichteten, wurden sehr oft in ihrer materiellen Stellung geschä- 
digt und konnten das zu verwaltende Amt nicht länger führen. 

Dem weiteren Verluste von Mitgliedschaften suchte der neue 
Vorstand durch dringende Warnung vor der Erörterung politischer 
Fragen vorzubeugen ^). Natürlich trat trotz der agitatorischen 
Ausbeutung ®) der Verbote ein weiterer Rückgang in der Mit- 
gliederzahl an den Orten ein, wo die Mitgliedschaften aufgelöst 
waren, was man durch Herabsetzung der Beiträge für diejenigen, 
welche ihre Steuern durch Stempelmarken entrichteten, d. h. für 
Einzelmitglieder und reisende Mitglieder, von 50 auf 30 Pfg. mo- 
natlich und die Ernennung von Agenten zur Eintreibung der Bei- 
träge und Auszahlung der Reise-Unterstützung vergeblich zu ver- 
hindern versuchte. 

Ein weiterer schwerer Verlust drohte: das Ver e i nsorgan, 
welches in mehr als einer Beziehung die Mitgliedschaften unter- 
einander verbunden hatte, in welchem der Vorstand die Ver- 
trauensleute immer wieder unter heftigen Ausfällen auf Krise, Ar- 
beitgeber und Polizei zur Agitation ermuntert hatte, in dem jede 



i) Am 20. III. 1875 hatte dieselbe VII. Dep. des Stadtgerichts, was zur Kritik 
des späteren Urteils des Oberappellationsgerichts bemerkt sein mag, erklärt, dass der 
Gesamtyerein, das Ganze, sich nie mit den Teilen verbinden, sondern nur die Teile 
unter sich zum Ganzen sich verbinden könnten. 

2) Volksstaat 1876 Nr. 32 und Leipz. Vorwärts 1877 Nr. 104. 

3) Volksstaat 1876 Nr. 60, 79. 

4) Ebda. Nr. 19, 29. 34. 

5) Ebda. Nr. 32. 

6) Volksstaat 1876 Nr. 60, 96. 
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Neugründung einer Mitgliedschaft mit Jubel mitgeteilt war unter 
Belobigung der Gründer und der Aufforderung, ihnen nachzu- 
eifern, das Eingehen von Mitgliedschaften mit Entschuldigungen 
durch die ungünstigen Zeitumstände und die Indifferenz der Kolle- 
gen, die aber überwunden werden müsse , in dem von Festlich- 
keiten wie von den Verfolgungen durch Polizei und Arbeitgeber, 
von den Arbeitsverhältnissen und dem Stand der Bewegung an 
den einzelnen Orten die Rede war, in dem die Namen der Mit- 
gliedschaften, der Vertrauensmänner, Kassierer, Verkehrslokale 
und Arbeitsnachweise und seit einiger Zeit auch die Monatsab- 
rechnungen aufgeführt waren , in dem den Vertrauensleuten so 
mannigfache Anregung geboten war und aus dem durch Kennt- 
nisnahme von den Vorgängen in besser funktionierenden Gewerk- 
schaften neuer Mut für die so erfolglos scheinende Agitation ge- 
schöpft wurde, der »Volksstaat«, sollte gemäss dem Beschluss 
des IL Kongresses der geeinten »sozialistischen Arbeiter-Partei« 
in Gotha (August 1876) eingehen und das neue Partei-Organ, der 
vom I. Oktober 1876 ab in Leipzig erscheinende »Vorwärts« Ge- 
werkschaftsangelegenheiten mit Ausnahme der notwendigsten Kor- 
respondenzen nicht mehr aufnehmen ^). Ein Versuch, in Gemein- 
schaft mit dem Tapeziererverband ein Fachblatt zu gründen, das 
für beide Vereine obligatorisch einzuführen sei und vom i. De- 
zember 1876 ab monatlich erscheinen sollte, scheiterte, da die 
dazu notwendige Beitragserhöhung im Sattlerverein, von 50 auf 
60 Pfennig, abgelehnt wurde ^). 

So erlosch allmählich das Vereinsleben, zumal die Arbeit- 
geber an mehreren Orten mit Lohnverkürzungen und Arbeitszeit- 
verlängerungen vorgingen und diesen kein oder kein dauernder 
Widerstand entgegengesetzt werden konnte ^). Zu diesem Zwecke 
in Berlin einberufene Versammlungen, die einen Zusammenhang 
zwischen den Arbeitern hätten herbeiführei^ sollen , wurden von 
der Polizei nicht genehmigt, da diese sie als eine Fortsetzung der 
Thätigkeit der geschlossenen Mitgliedschaft betrachtete. Eine 
beim Ministerium des Innern dagegen eingereichte Beschwerde 



i) Volksstaat 1876 Nr. 108. 

2) Ebda. Nr. 160 v. 24. V. 1876, Leipz. Vorwärts Nr. 8 vom 18. X. 1876, Nr. 20 
V. 15. XI. 1876. 

3) Volksstaat 1876 Nr. 11, 35, 57; Berl. Fr. Presse 1876 Nr. 14, 79; Tapez.-Ztg. 
1877 Nr. 12. 
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blieb erfolglos ^). Im Laufe des Jahres wurde nach Beendigung 
der Militärarbeit die Arbeitslosigkeit so gross, dass behauptet 
werden konnte, in Berlin seien ^/lo der Sattler arbeitslos *), eine 
Uebertreibung , die als Stimmungsbild charakteristisch ist. 

i. Letztes Aufflackern. Leipziger Generalver- 
sammlung. 

Aber noch einmal erwachte die schwache Hoffnung, das er- 
löschende Vereinsleben von neuem zu entflammen. 

Gegen das Urteil des Berliner Stadtgerichts ^) hatte Henke 
Berufung eingelegt, indem er behauptete, dass die Berliner Mit- 
gliedschaft nicht, wie der erste Richter fiir erwiesen hielt, mit der 
Mitgliedschaft Hamburg zu gemeinsamen Zwecken in Verbindung 
getreten sei und dass auch keine der beiden Mitgliedschaften be- 
zwecke, politische Gegenstände in Versammlungen zu erörtern. 
Andererseits legte die Staatsanwaltschaft Berufung ein, weil ihrem 
Antrage, den Gesamtverein zu schliessen, nicht stattgegeben war. 

In der Verhandlung vom 30. Oktober 1876 vor dem Kammer- 
gericht wurde mitgeteilt, dass die Auskunft über den angeblich 
politischen, bezw. sozialdemokratischen Charakter der in den Ver- 
sammlungen der Hamburger Mitgliedschaft gehaltenen Reden irr- 
tümlich gewesen sei, die vom Oberstaatsanwalt verlangte Beweis- 
aufnahme über den Verkehr mit der aufgelösten Kölner Mitglied- 
schaft abgelehnt, weil die Anklage nichts in dieser Beziehung 
enthalte; auch sei der Hauptverein kein selbständiger Verein, 
bestehe aus denselben Personen wie die Mitgliedschaften und 
könne also unmöglich mit sich selbst in Verbindung getreten 
sein. Der Gerichtshof erkannte daher auf Freisprechung der 
Angeklagten, sowie auf Aufhebung der Schliessung der Mitglied- 
schaft. 

Sofort ging man an die Wiederbegründung der Berliner 
Sattlerorganisation. Natürlich war es schwer, nach dreiviertel- 
jähriger Unterbrechung grösseres Interesse unter den Sattlern 
hervorzurufen. Daher wurde zunächst in vier öffentlichen Ver- 
sammlungen agitatorisch gewirkt: in der ersten sprach der 



i) Der Bescheid ist abgedruckt in Berl. Fr. Presse, 1876 Nr, 260. Zur Kritik 
vgl. Schmoele I, 159 f., 173 f. 

2) Volksstaat 1876 Nr. 79, 96, 108. 

3) S. für das Folgende; Berl. Fr. Presse 1876 Nr. 260, Berl. Volkszeitung 1876 
Nr. 259, Tapezier- u. Sattlerztg. 1878 Nr. 3 u. 4. 
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frühere Vertrauensmann Coenen über den Verlauf des Prozesses, 
in der zweiten eine beliebte Parteigrösse, Eduard Bernstein, in 
der dritten wurde über die Frage : Lokal- oder Zentralorganisation 
debattiert. Erst dann wurde in einer geschlossenen Sitzung vom 
16. Dezember die Mitgliedschaft wieder begründet ^). 

Ebenso hatte die wiederbeginnende Militärarbeit die Grün- 
dung von Mitgliedschaften in Elberfeld, Gera und Döbeln (letztere 
beiden von Dresden aus) bewirkt *). 

Ausserdem hatte es der Tapeziererverband allein unternom- 
men, eine Zeitung in's Leben zu rufen, die seit dem 7. April 1877 
halbmonatlich zum Preise von 50 Pfg. erschien. Welche Bedeu- 
tung dieses Agitationsmittel, abgesehen davon, dass der geistige 
Verkehr zwischen Vorstand und Vertrauensleuten dadurch sehr 
erleichtert werden konnte, auch für die berufsverwandten Sattler 
haben musste, geht aus folgenden Artikeln derselben hervor ^) : 
»Das Abhalten von Versammlungen hat meist nicht den daran 
geknüpften Erfolg, es ist gleichsam ein Strohfeuer ohne nachhal- 
tige Wirkung. Wir müssen uns nach andern Waffen umsehen, 
um für unsere Rechte einzutreten und Aufklärung unter den Kol- 
legen zu verbreiten. Die Tapezierer - Zeitung ist eine solche 
schneidige Waffe und ein Mittel, unsere Prinzipien systematisch 
zu verbreiten, durch welche die Intelligenz und Bildung in den 
Kollegenkreisen gefördert wird.« — — »Wenn auch Alles aufge- 
löst wird , unsere Meinung und Gedanken können sie uns doch 
nicht nehmen und dazu ist das Organ, welches uns geistig zu- 
sammenhält und unsere Lebensader bildet. Durch unser Organ 
wird alsdann uns eine Vereinigung bleiben, die uns nicht genom- 
men werden kann« *). 

So wurde durch Urabstimmung beschlossen, zu Pfingsten 
1877 eine Generalversammlung in Leipzig abzuhalten^). 



i) Sie brachte es bis zum Mai 1877 auf nur 63 Mitglieder, 

2) Vorwärts 1877 Nr. 28. 

3) AUg. Tapez.-Ztg. 1877 Nr. 4, 10. 

4) Da der Sattlerverband angeblich nur 30 Abonnenten gestellt hat, seine Be- 
teiligung an der Herausgabe aber und die Dokumentierung derselben in dem Titel ; 
Tapezierer- und Sattlerzeitung den Abfall zahlreicher Mitglieder und sogar einzelner 
Mitgliedschaften (so z, B. Breslaus) des Tapezierer-Verbandes zur Folge hatte, wei- 
chen Abfall der Mangel an Fachartikeln und die obligatorische Einführung des Or- 
gans nur beförderte, so musste das Blatt, noch bevor »Alles aufgelöst« war, aus Mangel 
an Mitteln eingehen. (Tapez.-Ztg. 1887 Nr. 18.) 

5) Prot. s. Tapez.-Ztg. 1877 Nr. 7 — 9, H — 13. 
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in der Beschlüsse gefasst wurden über den Anschluss an die 
Tapeziererzeitung zum i. Juli 1877, über die definitive Gründung 
einer Zentralkasse nach dem neuen Hilfskassengesetz von 1876 
und über die Abänderung der Statutenbestimmungen, die den 
Behörden die Möglichkeit zum Einschreiten auf Grund der Ver- 
einsgesetzgebung an die Hand gaben ^). Die Ansichten über die 
Einführung einer Arbeitslosenunterstützung gingen 
wieder stark auseinander. Für obHgatorische Einführung traten 
nur die Dresdener Delegierten ein, gestützt auf die guten Erfah- 
rungen mit ihrer Kasse, die ihr Hauptagitationsmittel bildete. Seit 
ihrer Gründung im August 1874 hatte sie eine Gesamteinnahme 
von 605,27 Mk. zu verzeichnen gehabt, während 197,50 M. für 
Unterstützungen ausgezahlt waren. Sie hatte bewirkt, dass der 
Mitgliedschaft 13 Verheiratete angehörten. Die Dresdener blieben 
mit ihrer Befürwortung allein : München erklärte sich wegen der 
notwendigen Beitragserhöhung dagegen, Berlin hielt die Kassen 
in anderen Mitgliedschaften nicht für lebensfähig, weil durch die 
Militärarbeit periodenweise ein sehr grosser Teil der Mitglieder 
arbeitslos würde. Um aber den Verheirateten entgegenzukommen, 
wurde ein von Berlin und München gestellter, wenig zugkräftiger 
Vermittlungsantrag einstimmig angenommen, wonach verheiratete 
und ortsansässige Mitglieder, welche seit zwei Jahren keine Reise- 
unterstützung erhalten hatten und keine beanspruchten im Falle 
einer Arbeitslosigkeit verhältnismässig unterstützt werden sollten. 
Ebenfalls gegen die Dresdener Stimmen wurde ein anderer, dem 
gleichen Zwecke dienender Antrag auf Gründung eines Invaliden- 
fonds abgelehnt. 

Da die Zentralkasse nur durch den teilweisen Verzicht des 
Vorsitzenden und Kassierers auf ihr an sich schon winziges Ge- 
halt bisher ohne Defizit gearbeitet hatte , so wurde gegen die 
Stimme Münchens beschlossen, dass statt zwei Fünftel die Hälfte 
des Mitgliedsbeitrags in die Zentralkasse abgeführt würde: auch 
wurde die Herabsetzung des Beitrags für reisende und Einzel- 
mitglieder auf 30 Pfg. nur für letztere aufrecht erhalten, da erstere 



i) s. 4. Statut (Beilage VII) § 14b, § 18. — Die Ursachen des Misserfolges 
des Vereins fasste der Vorsitzende des Vereins dahin zusammen : Die so lange anhal- 
tende Geschäftskrise, »wohl auch« die stattgehabten Polizeichikanen in Preussen, der 
Mangel an geeigneten Kräften in Dresden, die ehrenamtliche Thätigkeit aller Vereins- 
beamten, die Nachlässigkeit der Ortsverwaltungen, die geringe Einsicht und Beschränkt- 
heit der Kollegen. 

Volkswirtschaft!. Abhandl. V^I. Bd. 6 [25] 
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Reise- Unterstützung erhielten. Die Karenzfrist für diese wurde 
von 3 auf 6 Monate erhöht, was zwei Jahre früher abgelehnt 
war. Die Beitragsbefreiung für die Vereins- und Mitgliedschafts- 
beamten wurde aufgehoben, was von Dresden, dem Sitz der Zen- 
tralverwaltung, beantragt war, wo 6 Personen von Beiträgen be- 
freit waren. In vielen Mitgliedschaften käme es vor, wurde zur 
Begründung ausgeführt, dass Beamte, die sich keine Mühe gäben, 
den Verein zu heben, doch ihren Posten beibehielten, weil sie 
dadurch von Steuern befreit seien. Als Beweis wurde angeführt, 
dass Abrechnungen eingegangen seien, auf denen der Beitrag 
eines einzigen Mitgliedes unterzeichnet vom Vertrauensmann, 
Kassierer und zwei Revisoren stand. 

Eine von Dresden beantragte Beitragserhöhung von 50 auf 
90 Pfg. wurde dagegen allseitig abgelehnt, allerdings auch eine 
Beitragsherabsetzung von 50 auf 30 Pfg. , die München deshalb 
beantragte, weil sich an der Erhöhung des Beitrages im Jahre 1875 
die Kollegen, besonders die Verheirateten, stiessen. 

Zum Vorort wurde Dresden wiedergewählt, dagegen stimmten 
— die 3 Delegierten aus Dresden , die für Hamburg eintraten, 
das sich ebenso wie München weigerte, den Vorort anzunehmen. 

4) Das Ende der Bewegung. 

a. Verbot des Vereins in Preussen. 

Weit entfernt, dass der Verein durch diese Generalversamm- 
lung gefördert wurde, begann vielmehr nun eine völlige Zersetz- 
ung desselben. Zunächst gingen mehrere kleine Mitgliedschaften 
(Döbeln, Gera, Pirna) infolge der vermehrten Arbeitslosigkeit ein, 
die der angeblich vom russisch -türkischen Kriege verursachte 
Rückgang des Exports hervorgerufen haben sollte. 

Noch schwerer war der Schlag, den am 20. November 1877 
das Oberappellationsgericht in Frankfurt a. O. gegen den Verein 
führte 1). 

Der Staatsanwalt hatte gegen das Erkenntnis des Kammer- 
gerichts beim Obertribunal Berufung eingelegt. Dieses hatte da- 
hin entschieden , dass die Bezugnahme auf die Verbindung der 
Berliner Mitgliedschaft mit der Kölner nicht eine neue Anklage, 
sondern lediglich ein neues Beweismittel für die in der Anklage 

i) Entscheidung des Oberappellationsgerichts vom 20. Nov. 1877, abgedruckt in 
Nr, 3 und 4 der Allgemeinen Tapez.- u. Sattlerztg. vom 2. und 16. Februar 1878. 
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ausgesprochene Beschuldigung enthalte nnd deshalb nicht abge- 
lehnt werden dürfe und dass es für den Thatbestand des § 8 des 
Vereinsgesetzes genüge, wenn der Zweck des Vereins dahin gehe, 
politische Gegenstände in Versammlungen zu erörtern, daher nur 
zu prüfen sei, ob die behandelten Gegenstände politisch waren 
oder nicht, keineswegs, ob politische Gegenstände auch vom poli- 
tischen Standpunkt aus erörtert worden sind. 

Aus diesen Gründen vernichtete das Obertribunal das Er- 
kenntnis des Kammergerichts und verwies die Sache an das 
Frankfurter Oberappellationsgericht; dieses erkannte , dass die 
Mitgliedschaften, obwohl der § 8 des Vereinsstatuts ihnen diese 
Eigenschaft abspreche , selbständige Vereine seien ^), die Be- 
schränkungen nur unterliegen zu Gunsten eines gemeinsamen 
Verbandes, des Zentralvereins, der wiederum ein durchaus selb- 
ständiger Verein sei ^). Die Hamburger und die Berliner Mitglied- 
schaft hätten die in der Anklage aufgeführten Themata erörtert, 
die unzweifelhaft ganz oder zum grössten Teil politischen Cha- 
rakters seien. Der politische Charakter des Zentralvereins wurde 
im Wesentlichen darin gefunden, dass auf der Dresdener General- 
versammlung vorgeschlagen wurde , Statuten für die Zentral- 
krankenkasse auszuarbeiten und den Reichstagsabgeordneten zu 
übergeben, auch wurden Neuerungen, die der Reichstag in Bezug 
auf das Krankenkassenwesen machen würde, besprochen; dazu 
komme, dass in dem Statutenparagraph 10 c ausgesprochen sei, 
dass Vereinsmitglieder, die infolge ihres Eintretens für den Verein 
gemassregelt, d. h. den bestehenden Gesetzen des Staates gemäss 
bestraft worden sind, unterstützt, also in ihrem gesetzwidrigen 
Verhalten bestärkt werden sollen, und ferner, dass nach der zur 
näheren Aufklärung verlesenen Auskunft der Hamburger Polizei- 
behörde von der Mitgliedschaft Hamburg gleichfalls politische 
Gegenstände erörtert worden sind. Alles das müsse die Ueber- 
zeugung wachrufen, dass die Tendenz des Vereins trotz der in 
dem § 2 ff. vorgeschützten gewerkschaftlichen Zwecke eine poli- 
tische war. Eine Verbindung Berlins mit den Mitgliedschaften 
Hamburg und Köln wurde nicht als erwiesen angesehen, dagegen 
eine solche des Zentralvereins mit der Mitgliedschaft Berlin, was 
abgesehen von den Bestimmungen der Statuten aus dem Be- 

i) Nach Geschäftsordnung und Verwaltungs-Reglement § i, Statuten § 20, 3, 4, 
7 b, 30, 26, 27. 

2) § 3. 8, 16, 21. 

6* [25*] 
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schicken der Generalversammlung durch die Mitgliedschaft Berlin 
hervorgehe. 

Die drei Angeklagten wurden daher wieder verurteilt, die 
Mitgliedschaft Berlin und der Zentralverein bei den staatsgefähr- 
lichen Tendenzen derselben für den Bereich der Monarchie ge- 
schlossen. 

Ohne in eine eingehende Kritik des Urteils eintreten zu 
wollen ^), sei auf einige Gegensätze in den Gründen , die den 
ersten und den letzten Richter zur Verurteilung führten, aufmerk- 
sam gemacht. Während der erste Richter den Verkehr mit der 
Mitgliedschaft Hamburg als einem politischen Verein für aus- 
schlaggebend gehalten hatte, war dies vom Appellgericht ganz 
unberücksichtigt gelassen und statt dessen der Verkehr mit dem 
politischen Zentralverein als Grund der Verurteilung angegeben 
worden. Ebenso war die politische Haltung des Zentralvereins 
vom ersten Richter damit begründet worden, dass der Vorsitzende 
in Aufrufen Gegenstände politischer Natur, nämlich die Verbesse- 
rung der Lage der arbeitenden Klasse und die Lohnfrage, behandelt 
habe ^) und der Volksstaat das Vereinsorgan .sei. Diese beiden 
Gründe genügten anscheinend dem Appellhofe nicht, zumal schon 
die Frankfurter (a. M.) Mitgliedschaft des Tapezierer- Vereins, der 
den Volksstaat ebenfalls als Vereinsorgan gehabt hatte, freige- 
sprochen war, weil sie damit keine politischen Zwecke verfolgt 
habe, sondern nur, in Ermangelung eines Fachblatts, das ver- 
breitetste Arbeiterorgan zur Bekanntmachung der Vereinsange- 
legenheiten benutzt hatte. 

Er führte vielmehr, wie erwähnt, als Hauptbeweisgrund für 
die politische Thätigkeit des Gesamtvereins an , dass auf der 
Dresdener Generalversammlung Neuerungen, die der Reichstag in 
Beziehung auf das Kassenwesen machen würde, besprochen, also 
— und zwar in legislatorischer Beziehung — politische Gegen- 
stände erörtert worden seien. 

Thatsächlich hatte nun ein einziger Delegierter, wie aus der 
als Beweisstelle angeführten Seite 13 des Dresdener Protokolls 
hervorgeht, vorgeschlagen, dem Reichstag eine diesbezügliche 



i) Siehe über den Begriff »politischer Verein« Schmoelel, 145 f., 151 wid Kam- 
mergerichtsurteil V. 26. IX. 1888 bei Legien , Koalitionsrecht der deutschen Arbeiter 

1899, S. 38. 

2) S. dazu Reichsgerichtsurteil über § 152 v. 10. XI. 1887. (Legien a. a. O. S. 34, 
Schmoele I, 156). 
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Resolution zu übermitteln, kein Redner war weiter darauf einge- 
gangen; von einem Zwecke des Vereins, politische Gegenstände 
zu erörtern, konnte also nicht die Rede sein, da der Verein als 
solcher, was kurz vorher das Obertribunal als Kriterium des 
Zweckes aufgestellt hatte ^), nichts gethan hatte. Als mehr neben- 
sächliche Gründe für die politische Tendenz des Zentralvereins 
wurden die Gemassregeltenunterstützung und die Erörterung po- 
litischer Gegenstände seitens der Hamburger Mitgliedschaft ange- 
führt. Natürlich war unter der Unterstützung von Gemassregelten, 
die schon von dem Berliner Sattlerkongress 1872 beschlossen war, 
also zu einer Zeit, wo man an eine Verfolgung der Gewerkschaften 
noch nicht dachte, die Unterstützung von Personen verständen 
worden, die wegen ihrer gewerkschaftlichen Thätigkeit von ihren 
Arbeitgebern entlassen wurden, wie es z. B. Auer und verschie- 
denen Leipziger Vertrauensleuten ging. Ein Nachweis, ob der 
Zentralvorstand von einer politischen Thätigkeit der Hamburger 
Mitgliedschaft wusste, wurde nicht geführt, auch wäre er nach den 
Vereinsstatuten kaum berechtigt gewesen, dies zu hindern. 

Somit hätte man wohl auch unter Zugrundelegung des vom 
Obertribunal aufgestellten Begriffs »politisch« und unter Anerken- 
nung des Vereinscharakters der Mitgliedschaften sowohl wie des 
Zentralvereins zu einem freisprechenden Erkenntnis kommen 
müssen, da wohl der politische Charakter der Mitgliedschaften, 
nicht aber des Zentralvereins nachgewiesen war ^). 

Auf Grund des Urteils des Oberappellationsgerichts wurden 
am 20. Januar 1878 die Berliner, am 18. Februar die Hannoversche, 
am 25. März die erst zu Beginn des Jahres wiederbegründete 
Magdeburger Mitgliedschaft aufgelöst. 

b. Selbstauflösung des Zentralvereins. Lokal- 
organisationen. Das Sozialistengesetz. 

Das Verbot des Vereins in Preussen hatte die völlige Auf- 
lösung des Zentralvereins zur Folge. Zersetzungsbestrebungen *) 
zu Gunsten von Lokalvereinen hatten sich schon früher geltend 
gemacht. Die Organisation war ja von vorneherein eine lockere 



i) S. Schmoele I, 160 Anm. i, s. auch Reichsgerichtsurteil v, 18. II. 1887 (Legten 
a. a. O. S. 35). 

2) Eine Beschwerde an das Obertribunal wurde von diesem am 26. IV. 1878 zu- 
rückgewiesen (Tapez.- u. Sattlerztg. 1878 Nr. 12). 

3) Vgl. dazu Schmoele I, 52 ff. 
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gewesen, da sie vor Diktatur ä la Schweitzer *) bewahren sollte. 
Da bei der ungünstigen Konjunktur und der mangelhaften Or- 
ganisation es nicht gelang, mit ihr Streikerfolge zu erringen und 
bei dem geringen Beitrage keine anderen Unterstützungen als eine 
sehr massige Reise-Unterstützung gezahlt werden konnten, auch 
der Vorstand fast nur am Sitze der Zentralisation Agitation zu 
entfalten vermochte, schwand das Interesse an der Zentralisation 
mehr und mehr, was auch zu der mangelhaften Berichterstattung 
der Vertrauensleute an den Zentralvorstand beigetragen haben 
mag. Die partikularistischen Stimmungen trugen das ihrige dazu 
bei. Eine Beitragserhöhung konnte auf der Generalversammlung 
zu Dresden nur dadurch erreicht werden, dass den Mitgliedschaften 
drei Viertel derselben überwiesen wurde. »Sie wissen wohl«, 
sagte der Antragsteller, »dass die Mitglieder mehr auf die Lokal- 
kasse halten als auf die Zentralkasse.« Zumal wenn erstere, wie 
in Dresden, Offenbach und an andern Orten ihnen mehr bot als 
die letztere, schien es thöricht, Geld nach ausserhalb zu schicken ^), 
wo die Gelder zum grössten Teile auf Verwaltungskosten zu 
Gunsten der kleineren Filialen verwendet wurden. Waren doch 
z. B. in der Zeit vom Mai 1875 bis zum Januar 1876 Mk. 691 — 
d. h. */5 von sämtlichen Ausgaben des Zentralvereins auf die 
Kosten der Generalversammlung, Vorstandsgehälter, Schreibuten- 
silien, Porto, Abrechnungsformulare, Quittungen, Stempelmarken, 
Plakate entfallen. So hatten sich schon im Jahre 1875 die Offen- 
bacher Mitglieder vom Verbände, der ihnen keinerlei Vorteile 
brachte, im Gegenteil ihre Opferwilligkeit für schlechter gestellte 
Kollegen verlangte, losgesagt und den Fachverein wieder be- 
gründet, auch verhindert, dass von Frankfurt a. M. aus wieder 
eine Mitgliedschaft gebildet wurde ^) ; so hatte sich die Zwickauer 
Mitgliedschaft 1876 in einen Lokalverein umgewandelt und auch 
bei Wiederbegründung der Berliner Mitgliedschaft war die Frage 
>Lokal- oder Zentralverein« diskutiert worden *). Nachdem die 

i) Vgl. Prot. d. Stuttgarter Parteitags (Schmoele I, 36). 

2) Was z. B. die Offenbacher Mitgliedschaft noch bei ihrem Bestehen in statu- 
tenwidriger Weise vernachlässigte. 

3) Bezeichnend ist, dass mir von Leuten in Offenbach sowohl wie aus Hamburg, 
die über viele Vorgänge gut unterrichtet waren, Zweifel daran ausgesprochen wurden, 
ob überhaupt ein Zentralverein bestanden habe , und nicht vielmehr die Kongresse 
von den selbständigen Lokalvereinen beschickt worden seien. 

4) Hier, in dem streng zentralistischen Berlin (Prot, des Lübeck. Parteitags 1901, 
S. 255) trug das meiste zu der überraschenden Stellungnahme die von Tessendorf 
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Leipziger Generalversammlung den Antrag München auf Herab- 
setzung des Beitrags abgelehnt hatte, war das Interesse vieler 
dortigen Mitglieder, vor allem des Delegierten, am Zentralverein 
ebenfalls erloschen ^). Jener führte in einer Versammlung aus, 
dass der Fachverein bei einer Steuer von nur 30 Pfg. bald gegen 
die Prinzipale Front machen könne, während der Zentralverein 
mit 50 Pfg. nichts leiste; es wurde daher auch hier ein Fach- 
verein — neben der Mitgliedschaft — gegründet. 

Als dann, die Gründung der Zentral-Krankenkasse von Monat 
zu Monat hinausgeschoben wurde, da zu ihrer Lebensfähigkeit 
200 Mitglieder nötig waren und, als der Verein in Preussen ver- 
boten wurde, die Gründung der Kasse aufgegeben werden musste *), 
da die Zahl der Mitgliedschaften auf 6 (Dresden, Hamburg, Stutt- 
gart, München, Leipzig, Elberfeld) zusammenschrumpfte, da war 
auch der Zentralvorstand und der Vorort Dresden davon über- 
zeugt, dass die minimale Reise-Unterstützung nicht mehr die Lasten 
lohne, die eine zentralisierte Gewerkschaft dem Vorort besonders 
dadurch aufbürdete, dass sie die wenigen führenden Kräfte ganz 
in Anspruch nahm. Man hoffte durch das Verbandsorgan, durch 
Gegenseitigkeits vertrage bezüglich der Reise-Unterstützung und der 
Aufnahme von Mitgliedern anderer Fachvereine ohne Aufnahme- 
gebühr dasselbe zu erreichen, was bisher die Zentralorganisation 
geboten hatte, durch Anpassung der Statuten an die örtlichen 
Verhältnisse und dementsprechende Agitation *) Fachvereine her- 
anzubilden, aus denen später eine wirkliche Zentralorganisation 
mit Notwendigkeit hervorgehen würde. In aller Stille, unter Um- 
gehung des Organs, brachte der Vorstand einen Antrag der Mit- 
gliedschaft Dresden betreffs Auflösung des Zentralvereins zur Ur- 
abstimmung (bis 9. April 1878) *). Das Resultat gab zwar nicht 
formell, aber thatsächlich dem Zentralvorstand Recht: im ganzen 
hatten 55 Mitglieder für, 52 gegen die Auflösung gestimmt. Die 
Majorität war zwar sehr gering, aber, wie der Vorstand mit Recht 

ausgesprochene Ansicht der Behörden bei : »Ich werde jeder Zentralisation und Orga- 
nisation an der Hand des Gesetzes entgegentreten , wo ich nur kann . . . Wir wollen 
das Versammlungsrecht freigeben, . . . nur dürfen sie sich weder zentralisieren noch 
organisieren, sie dürfen keinen Staat im Staate bilden . . . (Päplcno a. a. O. S. 55 f.). 
i) Sattler- u. Tapez.-Ztg. XIV (1900) S. 9 f, 17 f.; Tapez.- u. Sattlerztg. 1877, 
Nr. 8, 9, II. 

2) Am 8. Januar 1878. Tapez.- u. Sattlerztg. 1878 Nr. 2, 10. 

3) Mit Fachschulen, Bibliotheken, Vergnügungen; s. auch a. a. O. Nr. 11. 

4) Ebda. Nr. 7, 10. 
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hervorhob, — die Zahl von 52, die allein noch Interesse für den 
Zentralverein hatten, sei die Auflösung selbst. Der Vorstand be- 
schloss daher, den Verein am i. August aufzulösen und stellte 
den Antrag, das Vereinsvermögen ^) an die bestehenden Mitglied- 
schaften und diejenigen polizeilich geschlossenen, die Lokalvereine 
gründen würden, im Verhältnis zu ihrer Mitgliederzahl zu verteilen, 
zur Urabstimmung (bis 16. Juni). 

Gegen die Auflösung wurde aber von der Redaktion der 
»Tapezierer- und Sattler-Zeitung« lebhafter Protest erhoben unter 
Hinweis auf die Bestrebungen zur Zentralisation aller Gewerk- 
schaften, die eben wieder einmal auf einem allgemeinen Gewerk- 
schaftskongress in Magdeburg zu Pfingsten 1878 zum Abschluss 
kommen sollten ^). Mit denselben Argumenten traten nun auch 
andere hervor. Die Hamburger Sattler hatten in dem unter Lei- 
tung eines Gewerkschaftskartells stehenden ^) verhältnismässig 
regen Gewerkschaftsleben Hamburgs den Nutzen einer Zentrali- 
sation kennen gelernt und übertrugen diesen auf ihre Gewerk- 
schaft, die nach Ansicht des eignen Zentralvorsitzenden »nur dem 
Namen nach eine solche« war, in Wirklichkeit nur eine recht be- 
scheidene Reise-Unterstützungskasse. 

Von anderer Seite wurde das Vorgehen als reaktionär be- 
zeichnet, da man die Aufklärung der Massen durch Agitation als 
unnütz aufgeben wolle ^), durch Gründung von Ortsvereinen ver- 
sumpfe man einfach. Von der Mitgliedschaft Leipzig wurde der 
Antrag gestellt : in Erwägung, dass unsere Organisation in gegen- 



i) das nach der letzten Abrechnung vom i. März 1878 (ebda. Nr. 6) 194,97 ^• 
betrug. 

2) Der Sattler verein — oder vielmehr die Berliner Mitgliedschaft — hatte zwar 
zu dem Magdeburger Unionskongress von 1874 (s. Schmoele I, 45 ff.) einen Vertreter 
gesandt, als hiergegen von einer andern Mitgliedschaft protestiert wurde, aber erklärt, 
dass bei dem schwachen Stande des Vereins ein Anschluss nicht möglich sei (Volks- 
staat 1874 Nr. 56, 82, 91, 1875 Nr. 5). Ebenso wenig hatte er sich an den Bestre- 
bungen der Gothaer Einigungskonferenz beteiligt (s. Schmoele I, 47 — $1, Mehring 
II, 360 f., Bürger S. 124 f., Volksstaat 1875 Nr. 63) und erst recht die Teilnahme 
an dem Magdeburger Kongtess (s. Bürger S. 131 f.) abgelehnt, obwohl ein Haupt- 
ziel dieser Einigungsbestrebungen: Zusammenschluss der Arbeiter an kleineren Orten 
durch gemischte Mitgliedschaften — gerade der Sattler-Organisation besonders zugute 
gekommen wäre. 

3) Siehe Bürger S. 125 ff. 

4) Dies war nicht die Absicht des Zentralvorstands , der in Nr. 5 des Organs 
schrieb: »Führten unsere bisherigen Wege unseren Zielen nicht näher, so zwingt uns 
heute Pflicht und Notwendigkeit andere Wege einzuschlagen.« 
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Wärtiger Lage nicht im Stande ist, eine fliegende Agitation zu 
entfalten und für die Dauer von 6 Mitgliedschaften keine Erfolge 
erzielt werden können, dass durch Lokalvereine eine zentralisierte 
Kranken- und Sterbekasse weder geschaffen noch erhalten wer- 
den kann ; in Erwägung , dass uns die Tapezierer zum zweiten 
Male die Hand freiwillig geboten haben ^) und wir ihnen gegen- 
über zum Dank verpflichtet sind — — erklärt die hiesige Mit- 
gliedschaft sich nicht damit einverstanden, mit 3 Stimmen Majo- 
rität die Organisation aufzulösen und fordert den Vorort auf, den 
Beschluss rückgängig zu machen, die Organisation fortbestehen 
zu lassen, bis eine Verschmelzung mit den Tapezierern stattge- 
funden hat; erst dann, wenn dieser Versuch scheitern sollte und 
es uns nicht möglich wäre, zur Zeit uns an eine allgemeine Ge- 
werkschaftsorganisation anzuschliessen , erst dann zum letzten 
Mittel, zum Lokalvereine zu greifen. 

Die lebhafte Debatte, welche der Antrag der Dresdener Mit- 
gliedschaft hervorgerufen hatte, veranlasste diese, — da der Zen- 
tralvorstand sich seinem Beschluss gemäss am i. August seines 
Amtes enthoben betrachtete, — ein provisorisches Komite einzu- 
setzen, dessen erste Aufgabe sein sollte, den Vorort nach Ham- 
burg zu verlegen, womit sich die dortige MitgHedschaft nunmehr 
einverstanden erklärte. 

Obgleich die Urabstimmung im August 1878 bei verschwin- 
dend geringer Beteiligung ergab, dass Leipzig, München und 
Dresden für Hamburg gestimmt hatten, wurde dieser Beschluss 
von dem Dresdener Vorstande nicht ausgeführt , angeblich weil 
der Verein in Hamburg gehemmt sei ■^— es war die Zeit zwischen 
der zu Gunsten des Sozialistengesetzes ausgefallenen Reichstags- 
wahl und dem Zusammentritt des Reichstages. 

Zentralisation und Verwaltung befanden sich also zwischen 
Thür und Angel, bis das Sozialistengesetz diesem Zustande ein 
Ende machte, und der Verein am 25. Oktober 1878 durch die 
Kreishauptmannschaft Dresden verboten wurde ^). 



i) Dies war von dem sozialdemokratischen Vorsitzenden des Tapeziererverbandes, 
Kaufmann, geschehen. Die Mitglieder standen den Sattlern grösstenteils ablehnend 
gegenüber, teils aus Berufsstolz, teils aus Konkurrenzfurcht. 

2) SchmoeU I, 73, Volkszeitung Nr. 203 v. 27. X. 1878. 
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Wiedererwachen der Gewerkschaftsbewegung und 
Entwicklung bis zur Gründung des Zentralverbandes 

(1878— 1889). 

i) Ueberreste. 

Vollständig war die Bewegung, soweit von einer solchen über- 
haupt noch die Rede sein konnte, durch das Sozialistengesetz 
nicht vernichtet worden. 

In Berlin kamen einige ehemalige Führer, so besonders der 
frühere Zentralkassierer des Sattlerverbandes Th. Weber und bis 
zu seiner Ausw^eisung aus Berlin auch der Vorsitzende des Tape- 
ziererverbandes *), Kaufmann, mit jüngeren Elementen im Hinter- 
zimmer eines Cafes in der Alten Jakobstrasse zusammen, um ge- 
meinsam sozialistische Zeitschriften und Broschüren zu lesen und 
Berufsangelegenheiten zu besprechen. Diesem geheimen Klub 
gaben sie den harmlosen Namen »Biene«. — Sie führten auch 
den mit der Sattlerherberge verbundenen Arbeitsnachweis mit 
Genehmigung des Herbergswirts fort. Ebenso lag in der Hand 
älterer Führer der Bewegung die Verwaltung der Gewerkskran- 
kenkasse : der gewesene Zentralvorsitzende Wirths war Vorsitzen- 
der, der letzte Zentralkassierer Weber stellvertretender Vorsitzen- 
der, der frühere Streikvereinsvorsitzende Jonas Rendant und an- 
dere ehemalige Gewerkschaftsbeamte Deputierte der Krankenkasse. 

In München blieb der 1877 gegründete Fachverein vom So- 
zialistengesetz verschont, da er keine besondere Thätigkeit ausser 
Streitigkeiten mit der Verbandsmitgliedschaft um den Besitz eines 



i) Dieser hatte sich, um die Zentralkrankenkasse und den Arbeitsnachweis auf- 
recht zu erhalten, kurz vor dem Inkrafttreten des Sozialistengesetzes freiwillig aufge- 
löst. (Tapezztg. 1887 Nr. 18.) 
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von Mitgliedern des Zentralvereins gestifteten »Willkomm's« ent- 
faltete '). Nach Auflösung der Mitgliedschaft zahlte der bisherige 
Kassierer derselben gleichwohl jedem zureisenden Mitgliede ein 
Reisegeschenk aus, bis niemand sich mehr meldete und der Rest- 
bestand von den wenigen Anhängern einer Zentralorganisation 
dem neuen Asyl für Obdachlose gestiftet wurde. 

Wie der Münchner Fachverein blieb die Hamburger Mitglied- 
schaft von der sozialistengesetzlichen Auflösung verschont 2); an- 
scheinend vergass man, sie aufzulösen. Sie löste sich aber bald 
selbst auf. 

2) Der Berliner Fachverein. 

Die seit 1880 etwas günstiger werdende Konjunktur^) und 
der milder wehende politische Wind*) veranlassten im Herbst 

1880 die Mitglieder des Klubs »Biene« eine Neuorganisation der 
Sattler anzubahnen^), die vor allem den Zweck haben sollte, den 
Mangel an einer politischen Organisation zu ersetzen. 

Den Anlass bot eine Lohnreduktion bei günstiger Konjunk- 
tur in der alten Militäreffekten-Fabrik von Dotti, aus der die Be- 
wegung von 1868 hervorgegangen war. Wider Erwarten wurden 
im Februar und März 1881 einige öffentliche Sattler- Versammlungen 
genehmigt, für die in den Gewerkskrankenkassen- Versammlungen 
eifrig Propaganda gemacht wurde. 

Die treibende Kraft in der gesamten Sattler bewegung der 
80er Jahre war ein Krankenkassen-Deputierter, Wilhelm Giese, 
ein geborener Hesse, der kurz vor den Attentaten von mehr- 
jähriger Wanderschaft im Auslande nach Berlin gekommen war. 
Es gelang ihm und den andern »aufgeklärten« Kollegen selbst- 
verständlich nicht, in der Lohnfrage einen Erfolg zu erzielen, wohl 
aber eine kleine Zahl von Berufsgenossen zu veranlassen, im April 

1881 einen »Verein der Sattler und Fachgenossen zu Berlin« zu 
gründen (Statut siehe Beilage VIII). 

i) Sattler- u. Tapez.-Ztg. XIV, 9 f., 18, Allg. Dtsch. Sattlerztg. III, 8. 

2) Da Bürger j Hamb. Gewerksch. S. 132, 147 dies besonders hervorhebt, nimmt 
Bebel in der historischen Einleitung seines Vortrags »Gewerkschaftsbewegung und po- 
litische Parteien« S. 12 irrtümlicher Weise an , dass der Verband der »Sattler und 
Tapezierer« am Leben blieb. 

3) Siehe Ber. der Aeltesten der Kaufmannschaft zu Berlin f. 1880 S. 67 , 1881 
S. 126, 1883 S. 147, 1884 S. 158. 

4) S. Schmoele I, 81, Mehring II, 456. 

5) Sattler- u. Tapez.-Ztg. XIII, 174. 
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Ueber seine in der Agitation in den Vordergrund gestellten 
Ziele mag sein erstes Agitationsflugblatt vom März 1882 Auskunft 
geben : 

»Durch Beschluss einer öffentlichen Sattler- Versammlung im 
Februar v. J. wurde eine Kommission beauftragt, eine Vereini- 
gung der Sattler zu gründen. Sie bildeten unter Zustimmung 
einer grossen Anzahl von Kollegen den Verein der Sattler und 
Fachgenossen , um einem wirklich empfundenen Bedürfnis abzu- 
helfen. Dass der Verein ein Bedürfnis für uns alle ist, muss sich 
jeder Kollege , dem das eigene wie das Gesamtwohl aller am 
Herzen liegt , selbst sagen. Der Verein soll eine Sammelstelle 
zur Besprechung unserer materiellen Lage sein und Mittel und 
Wege finden, dieselbe zu verbessern , dies ist das erste Prinzip, 
für das wir alle unsere Kräfte einsetzen. 

Wir wollen den von gewissenlosen Fabrikanten vertriebenen 
Schund und die Schwindelindustrie, durch welche die Kraft des 
Arbeiters unnütz vergeudet und Er in seiner Existenz schwer ge- 
schädigt wird, öffentlich brandmarken. 

Dann suchen wir durch geeignete populäre, fachgemässe und 
gemeinnützige Vorträge, den Kollegen in fachgewerblicher, sowie 
geistiger Beziehung, Anregung und Unterhaltung zu verschaffen. 

Auch ist den Vereinsgenossen, welche sich die praktischen 
und theoretischen Vorteile unseres Handwerks in den Werkstätten 
der Meister nicht aneignen können, Gelegenheit gegeben, durch 
Beitritt in unsere Fachschule, welche von tüchtigen Kollegen ge- 
leitet wird, sich die ihnen noch fehlenden Kenntnisse anzueignen 
resp. zu erweitern. 

Durch gesellige Vergnügungen und Zusammenkünfte suchen 
wir die Kollegialität zu pflegen und zu befestigen, ferner wollen 
wir möglichst dahin streben, Kollegen bei langer Arbeitslosigkeit 
materiell zu unterstützen. 

Durch Errichtung einer Arbeitsvermittlung sind wir auch in 
die angenehme Lage versetzt, arbeitslosen Kollegen wieder Stel- 
lung und dadurch Existenz zu verschaffen. 

Es sind ja nur geringe Opfer erforderlich zu den oben ge- 
dachten Zielen zu gelangen, dieselben können aber nur durch 
ein koUegialisches Zusammenwirken sämtlicher Genossen erreicht 
werden. Darum fordern wir Euch auf, unserer Vereinigung beizu- 
treten und thatkräftig mitzuarbeiten an der Hebung unseres Be- 
rufs und Besserung unserer eigenen Lage.« 
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Der Arbeitsnachweis befand sich wie bisher im Herbergs- 
lokale ^), wo der Wirt die ankommenden Sattlergesellen darauf 
aufmerksam machte und sie so dem Verein zuführte, der 7 Ar- 
beitsvermittler bestellt hatte, die jeden Abend bezw. Sonntag 
Mittag die Geschäfte des Arbeitsnachweises besorgten^). Die 
Nachfrage nach Sattlergesellen wurde selbst nach der Provinz hin 
zum teil befriedigt, denn die Provinzmeister, die in vielen Fällen 
die Adresse der Berliner Sattlerherberge wussten , wandten sich 
bei Bedarf an diese. In Berlin selbst wurden die Meister aufge- 
fordert, ihre Wünsche per Karte mitzuteilen. Obwohl die Innung 
einen eigenen Arbeitsnachweis hatte und in der Juli-Quartalver- 
sammlung von 1883^) beschloss, keinen Gehilfen vom Fachvereins- 
nachweis, noch Fachvereinsmitglieder in Arbeit zu nehmen, that 
dieses Vorgehen bei der Schwäche der Innung dem Vereinsar- 
beitsnachweis keinen Abbruch, zumal Umschau und Inserieren 
noch immer die weitaus verbreitetsten Formen der Arbeitsver- 
mittelung waren. 

Die Arbeitslosenunterstützung *) stand natürlich nur als Agi- 
tationsmittel auf dem Papier. Dagegen wurde Anfang 1883 t>e- 
schlossen^), kranken MitgHedern, die dem Verein mindestens ein 
Jahr angehört haben , nach Ablauf von vier Wochen eine ein- 
malige Unterstützung von M. 10. — zu zahlen , die bei gutem 
Kassenbestand und grosser Unterstützungsbedürftigkeit erhöht 
werden könne. Dementsprechend wurde im Statut der Passus: 
»Arbeitslose Kollegen« durch »Hilfsbedürftige Mitglieder« ersetzt. 

Neben Fachvorträgen in Vereinssitzungen wurden im Winter 
Fachkurse eingerichtet ®), zunächst für Wagenbau und für Schön- 
schreiben. Die Bildung einer dauernden Fachschule^), zu der 
sich ein Kollege erboten hatte, falls ihm der Verein einen Zu- 
schuss gab, scheiterte daran, dass der Verein nicht gestatten 
wollte, die in der Schule angefertigten Facharbeiten zu verkaufen, 
weil dies nur durch Unterbietung der Meister hätte geschehen 
können. 



i) Südd. Post 1883 Nr. 84. 

2) 1889 (Allg. Deutsch. Sattlerztg. III, 14) wurden in einer Sitzung 64 grösstenteils 
von der Arbeitsvermittlung aufgenommene Mitglieder bekannt gemacht. 

3) Südd. Post a. a. O. 

4) Statut § 2b. 

5) Berl. (Ewald'sche) Arbeiterztg. 1883 Nr. 13. 

6) Südd. Post a. a. O. 

7) S. auch Allg. Dtsch. Sattlerztg. 1887 Nr. i. 
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Die Hauptthätigkeit lag ausser im Arbeitsnachweis in der 
Versammlungsagitation und den Vergnügungen; die Vereinsver- 
sammlungen wurden ausgefüllt durch Besprechungen über Abhilfe 
der Missstände im Gewerbe, durch Fach- und wissenschaftliche 
Vorträge. Hierzu trat durch die Ewald'sche Agitation im Jahre 
1882 ^) die Besprechung der von dieser ausgehenden Petition 
»zur Hebung des Handwerks und Verbesserung der Lage der 
Handwerksarbeiter« ^). An den Verhandlungen der Berliner Ge- 
werkschaften nahmen die Mitglieder des Fachvereins zwar leb- 
haften Anteil , der Verein als solcher lehnte es aber ab ^), sich 
an dem von Ewald geplanten Verbände der Berliner Gewerk- 
schaften *) und der von ihm begründeten kurzlebigen »Berliner 
Arbeiter-Zeitung« zu beteiHgen ^) ; der Vorsitzende erklärte, nur 
als Sattler, nicht als Fachvereinsvorsitzender an den Beratungen 
teilzunehmen. In dem sogenannten Monstreprozess ^) wurde da- 
her der Verein zwar für politisch erklärt, eine Verletzung des so- 
genannten Vereinsgesetzes vom ii. III. 1850 konnte ihm aber 
nicht nachgewiesen werden, und er entging somit der Auflösung. 

Die Ewald'sche Gewerkschaftsagitation, besonders auch die 
Agitation Anfang 1883 gegen den Antrag Ackermann auf Ein- 
führung obligatorischer Arbeitsbücher^), die eine öffentliche Satt- 
lerversammlung zu stürmischen Protestkundgebungen hinriss ®), 
hatte bewirkt, dass die Mitgliederzahl immerhin auf 130 (im Jahre 
1883) gestiegen war^) und sich ein fester Stamm begeisterter 
Sozialisten im Verein zusammengefunden hatte. 

Es geschah wohl wesentlich im Hinblick auf den Berliner 
Fachverein, wenn auf dem Gründungskongress des Innungsver- 
bandes deutscher Sattler-, Riemer- und Täschner-Innungen *ö) Führer 
der Innungsbewegung die Sattlermeister , die sich in Bezug auf 



i) SchmoeU I, 82 ff., Mehring II, 456 f. 

2) Der Monstreprozess gegen die Vorstände der Berl. Gewerkschaften, München 
1883 S. 63, Volksztg. 1882 Nr. 70 u. 77. 

3) Monstreprozess S. 30. 

4) Schmoele I, 87. 

5) Monstreprozess S. 64. 

6) S. die citierten Verhandlungen, Schmoele I, 89 f. 

7) S. M, Hirsch^ Arbeiterfr. S. 83, Mehring II, 457. 

8) Berl. Arbeiterztg. 1883 Nr. 9. 

9) Südd. Post 1883 Nr. 84. 

10) der im Juli 1883 in Berlin stattfand. Deutsche Sattler- u. Tapez.-Ztg. II, 

97 f. 
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Indifferenz und Egoismus im Allgemeinen mit ihren Gesellen 
messen konnten ^), dadurch anzuspornen suchten, dass sie betonten, 
wenn die Organisationslosigkeit und Zerrissenheit der Meister sich 
nicht bald ändere , würden sie bald den Launen der Gesellen 
machtlos preisgegeben sein. Denn die Hamburger Mitgliedschaft 
war vermutlich schon eingegangen , der Münchner Fachverein 
spielte nur noch als Vergnügungsverein eine Rolle *) und der 
1882 gegründete Dresdener Fachverein gab nur schwache Lebens- 
zeichen. — Dass die Mitgliederzahl allmählich auf 5 — 600 stieg und 
sich i. Allg. auf dieser Höhe hielt, hatte ausser in der günsti- 
geren Konjunktur und dem Wachsen der sozialistischen Anschau- 
ungen seine Ursache wesentlich mit darin, dass nicht, wie in den 
70er Jahren, die fluktuierenden, minderqualifizierten Militärsattler, 
sondern die besser gestellten , intelligenteren , ansässigeren Ge- 
schirr-, Wagensattler, Täschner und Treibriemenarbeiter, die nur 
in Perioden ausserordentlich grossen Militärbedarfs Militärarbeiten 
verrichteten, die grosse Mehrzahl der Mitglieder bildeten. Die 
Beteiligung von Militärsattlern war so schwach, dass 1885 eine 
eigene Kommission eingesetzt wurde, um die Militärarbeiter durch 
besondere Branchenversammlungen heranzuziehen. — Förderlich 
war es, dass einige der tüchtigsten Mitglieder, denen es gelungen 
war, sich selbständig zu machen, auch als Meister ihr Interesse 
an der Bewegung bekundeten, ja dass einer von ihnen, Julius 
Kabel, der schon in den 70er Jahren dem Verein angehört hatte, 
nachdem er Meister geworden war, den Vorsitz übernahm ^). 

3) Gründung der Zentralkrankenkasse und des Pachorgans. 

Ein Zusammenschluss der Berufsgenossen Deutschlands auf 
gewerkschaftlichem Wege war, abgesehen von den Gefahren, die 
einer Zentralisation, — wie es der Berliner Monstreprozess gezeigt 
hatte — drohten, vorderhand unmöglich, da fast nirgends unter 
den Anhängern des alten Zentralvereins Mut und Lust vorhanden 



i) S. auch Dtsch. Sattler- und Wagenbauztg. 1871 Nr. 3, 49. 

2) Er löste sich im Herbst 1886 auf. 

3) Als im J. i888 von sozialdemokratischer Seite tadelnd hervorgehoben wurde, 
dass die Fachausbildung zur »Selbständigkeitsduselei« verleite, schrieb die Allg. Dtsch. 
Sattlerztg. (II, 12), die stets hiergegen aufgetreten war, im Hinblick auf die gesamte 
Gewerkschaftsbewegung: »Wir können dem auch ebensoviele Beispiele gegenüber- 
stellen , wo selbständige Kleinmeister , nachdem die Filialvorstände gemassregelt wa- 
ren, in die Bresche sprangen und die Bewegung am Orte hielten.« 
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war, die Berufsgenossen aufzurütteln. — Da bot das Zwangs- 
Kranken Versicherungsgesetz von 1883, das mit seinem Inkraft- 
treten am I. Dezember 1884 das seit 1868 verfolgte Ziel der Grün- 
dung einer zentralisierten freien Hilfskasse unerreichbar gemacht 
hätte, den Anlass ^) , eine Agitation^ zum Zwecke der Schaffung 
einer Zentralisation zu entfachen. Durch reisende Berufsgenossen 
beschaffte sich der Berliner Fachverein die Adressen einer Anzahl 
auswärtiger Berufsgenossen, an die folgendes Flugblatt erlassen 
wurde : 

Aufruf an alle Sattler und Berufsgenossen 

Deutschlands! 

Kollegen! Das mit dem i. Dezember d. J. in Kraft tre- 
tende Reichsgesetz, betreffend die Krankenversicherung der Ar- 
beiter, hat unter dem einstimmigen Beschlüsse der Berliner Satt- 
ler und Berufsgenossen den Gedanken zur Gründung einer zen- 
tralisierten eingeschriebenen Hilfskasse für sämtliche Sattler und 
Berufsgenossen Deutschlands rege gemacht, und haben zustim- 
mende Erklärungen von Kollegen aus verschiedenen grösseren 
Städten, sowie das einmütige Vorgehen der Berliner Kollegen, 
diesen Gedanken der Verwirklichung bereits näher gebracht. Eine 
Statutenberatungs-Kommission von 12 Personen, welche im März 
d. J. in einer grossen allgemeinen öffentlichen Sattlerversamm- 
lung gewählt wurde, hat nunmehr ein Statut für eine Zentral- 
Kranken- und Sterbekasse der Sattler und Berufsgenossen Deutsch- 
lands ausgearbeitet, resp. fertig gestellt. Ein provisorischer Vor- 
stand von 5 Personen ist mit der vorläufigen Geschäftsführung 
betraut. 

Mit dem Nachfolgenden richten wir uns nun, um Beteiligung 
an der gemeinsamen Sache, an Euch Kollegen allerorts im ganzen 
deutschen Vaterlande. 

Kollegen ! Mit dem i. Dezember d. J. muss jeder gewerb- 
liche Arbeiter einer gesetzlich anerkannten Krankenkasse ange- 
hören, damit ihm und seinen Arbeitsgenossen in Krankheitsfällen 
eine gewisse Unterstützung zu Teil werde. Keiner, auch der 
Eigennützigste und Engherzigste, kann sich dem entziehen. Nun 
lässt das Krankenkassengesetz verschiedene Kassen zu. Da ist 
zunächst die in Betracht kommende Gemeinde-Krankenkasse. Die 



i) Vgl. Schmoele I, 80 f. 
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Gemeinde-Krankenkasse gewährt ihren Mitgliedern nur eine sehr 
mangelhafte Unterstützung, nur das AUernotwendigste, gleich der 
Armenpflege. 

Die Krankenunterstützung wird nur gewährt bis höchstens 
13 Wochen; nun weiss jeder von Euch, dass nicht jede Krank- 
heit in diesem Zeitraum geheilt ist, oder vielmehr, dass der Kranke 
nach überstandener Krankheit nun sofort wieder arbeitsfähig ist; 
jeder von Euch weiss ferner, dass, je länger die Krankheit dauert, 
die Unterstützung am notwendigsten wird. Sterbegeld wird über- 
haupt nicht gezahlt. An der statutarischen Regelung und Ver- 
waltung der Kasse haben die Mitglieder kein Wort mitzusprechen. 
Die Mitglieder verlieren ihre Rechte, sobald sie arbeitslos sind 
und den Ort verlassen müssen. Das eigene zwingende Interesse 
gebietet Euch, Kollegen, dieser Kasse nicht beizutreten. Weiter 
kommt in Betracht (jedenfalls jedoch nur in grösseren Städten) 
die Orts-Krankenkasse, dieselbe ist in Bezug auf die Unterstützung 
etwas freier gestellt als die Gemeinde-Krankenkasse. 

Jedoch der freien Hüfskasse gegenüber hat sie sehr schwer- 
wiegende Nachteile. Wird ein Mitglied durch die Macht der Ver- 
hältnisse gezwungen, den Ort, wo er Jahre lang der Kasse bei- 
gesteuert hat, zu verlassen, so müsste er im nächsten Ort immer 
von neuem einer Orts-Krankenkasse beitreten, oder er müsste 
Mitglied der ersten Kasse bleiben , und dies ist mit Schwierig- 
keiten verbunden. So müsste er z. B. seine Beiträge immer per 
Posteinzahlung einsenden ; hat er das Unglück , lange auf der 
Wanderschaft zu sein, was soll da geschehen ? Recht, mitzuspre- 
chen an der Verwaltung, hat dies MitgUed überhaupt nicht. An- 
ders bei der zentralisierten freien Hilfskasse! Wer ein Mitglied 
der freien Hilfskasse ist, kann überall, wo er sich befindet, seine 
Unterstützungen empfangen, er kann seine ihm statutenmässig zu- 
stehenden Rechte prompt und ohne Kosten ausüben überall, wo 
er sich befindet, sofern es im deutschen Reiche ist. Dass eine 
Kasse, welche über ganz Deutschland verbreitet ist, ganz andere 
Garantien bietet, als eine örtlich begrenzte, das, werte Kollegen, 
wird jeder von Euch einsehen. 

Ungünstig bei den Ortskassen ist besonders die Mitwirkung 
der Arbeitgeber an diesen Kassen, auf Grund ihrer Beitragspflicht. 
Ohne den Herrn Meistern irgendwie nahe treten zu wollen, müs- 
sen wir jedoch sagen, dass da, wo Meister und Geselle an der 
Verwaltung zusammen arbeiten, der strebsame Geselle jedenfalls 

Volkswirtschaft!. Abhandl. VI. Bd. 7 1 26] 
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nicht in der Lage ist, seine Interessen in dem Masse zu fördern, 
wie er es würde, wenn er die Verwaltung seiner Angelegenheiten 
allein zu besorgen hätte. 

Hier sind wir nun angelangt bei der zentralisierten freien 
Hilfskasse. 

Kollegen allerorts ! Es ist eine edle humane Sache, die wir 
anstreben, darum ein Wort im Ernst. Der Versicherungszwang, 
den das neue Kranken- Versicherungsgesetz Euch auferlegt, nötigt 
Euch, irgend einer vom Gesetz anerkannten Kasse beizutreten, 
aber die Wahl, welcher Kasse Ihr angehören wollt, steht Euch 
vollständig frei. Bedarf es nun noch langer Auseinandersetzungen, 
um klar zu machen, welcher Kasse Ihr beitreten sollt? Die ein- 
geschriebene freie Hilfskasse ist die einzige Organisation, in der 
ein Kollege, der Strebsamkeit und Unabhängigkeit besitzt, der 
möglichste Sicherheit seiner Rechte mit Freiheit der Bewegung 
verlangt, eintreten kann und eintreten muss. Die berufsgenossen- 
schaftlich organisierte freie Hilfskasse einzig und allein bietet 
Euch die Vorteile, die Ihr unter den heutigen Umständen ver- 
langen könnt und verlangen müsst. 

Kollegen! Andere Gewerkschaften sind uns in der Gründung 
solcher Kassen lange vorangegangen: Tischler, Buchbinder, Schuh- 
macher, Maurer u. a. m. Der imponierende Aufschwung dieser 
Kassen ist weit und breit bekannt. Sollten die Sattler und Be- 
rufsgenossen Deutschlands nicht eben so einsichtsvoll, nicht eben 
so tüchtig in der Verwaltung einer solchen Kasse sein, als vor- 
genannte Gewerkschaften ? Wir hoffen entschieden ja ! Sollten 
die Sattler und Berufsgenossen hinter andern Gewerkschaften zu- 
rückstehen, sollen sie die Verwaltung ihrer eigensten Angelegen- 
heiten Andern überlassen? Wir sagen ebenso entschieden nein. 
Bei der freien Hilfskasse liegt die Verwaltung einzig und allein 
in unsern Händen, darum wird Jeder, der zur Verwaltung heran- 
gezogen wird, zunehmende Bildung und zunehmende Befähigung 
in der Verwaltung seiner eignen Angelegenheiten erlangen, er 
wird mit einem Wort ein Mann werden, wie ihn die heutige Zeit 
braucht. 

Zum Schluss nochmals! Kollegen, haltet das fest: Vom i. De- 
zember 1884 muss jeder von Euch einer gesetzlich anerkannten 
Kasse angehören, da giebt's keine Wahl; nur die Wahl, welcher 
Kasse Ihr angehören wollt, steht Euch frei, und diese Wahl kann 
Euch nach dem vorher^Gesagten nicht schwer fallen. Beitritt zur 
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Zentral-Kranken- und Sterbekasse der Sattler und Berufsgenossen 
Deutschlands muss das Losungswort eines jeden strebsamen Kol- 
legen sein allüberall im deutschen Vaterlande. 

Kollegen ! Geht unverweilt ans Werk, Eile thut Not. Tretet 
in Versammlungen zusammen und besprecht die Angelegenheit. 
Abschriften der Statuten werden überallhin versandt werden, wo 
es gewünscht wird. 

Den 3. August d. J. soll ein Delegiertentag zur Konstituie- 
rung der Kasse in Berlin zusammentreten und sind überall Dele- 
gierte dazu zu wählen. Mehrere kleine Orte können auch zu- 
sammen einen Delegierten wählen, um Kosten zu ersparen. Ueber- 
all, wo 10 Personen der Kasse beizutreten gewillt sind, wird vom 
Zentralvorstand eine Mitgliedschaft errichtet werden, sobald sich 
die Kasse konstituiert hat. Zehn solcher Kollegen können schon 
einen Delegierten wählen oder sich durch einen andern vertreten 
lassen. Listen behufs Entgegennahme von Beitrittserklärungen 
werden ebenfalls überallhin versandt. 

Zuschriften, Anfragen etc. sind zu richten an den Unterzeich- 
neten, welcher jede verlangte Auskunft bereitwilligst sofort erteilt. 
Mit kollegialischem Grusse 

die Statuten-Bearbeitungskommission, 

I. A.: W. H. Giese. 

Das Flugblatt wurde weit und breit freudig aufgenommen, 
von überallher liefen Zustimmungserklärungen ein, besonders die 
noch vorhandenen Mitglieder des alten Verbandes begrüssten 
diese Möglichkeit des Zusammenschlusses mit Freuden. 

Auf dem Kongress in Berlin, der unter Giese's Vorsitz tagte 
und die Gründung der Zentralkasse beschloss, waren Vertreter 
von Berlin, Dresden, Leipzig, München, Karlsruhe, Kassel, Bre- 
men, Hamburg, Stettin, Braunschweig, Hannover, Zeitz anwesend. 
Zum Sitz der Kasse wurde Berlin, zum Vorsitzenden Giese ge- 
wählt, der zunächst nur ein Gehalt von 200 M. erhielt^). Am 
15. Oktober 1884 sollte die Kasse ins Leben treten. Die Ge- 
nehmigung des Statuts machte aber viele Schwierigkeiten; denn 
der Polizeidezernent war der richtigen Ansicht, aus welcher er 
auch dem Vorsitzenden gegenüber kein Hehl machte, dass mit 
der Zentralkasse doch nur ein politischer Zweck verfolgt werden 



l) Die Ortsvorstände vei"sahen in den ersten beiden Jahren ihre Posten als Ehren- 
ämter, 

7* [26*] 
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sollte. Obwohl die Genehmigung erst kurz vor dem i. Dezember 
1884 eintraf, war die Kasse zu dem ursprünglich festgesetzten 
Termine ins Leben getreten. Ihre Erfolge übertrafen die Erwar- 
tungen der Gründer^). Es bestanden in verschiedenen Städten, 
so in Braunschweig, Hannover, Königsberg, Dresden, noch kleine 
lokale Hilfskassen, auch die Offenbacher Sattlergesellschaft hatte 
sich den Gesetzen von 1876 und 1883 angepasst. Gleichwohl 
konnte die Kasse am Ende des i. Geschäftsjahres bereits 12 ii Mit- 
glieder zählen, die im folgenden Jahre 1886, trotzdem dass fast ein 
Drittel wegen Zahlungsversäumnis ausgeschlossen werden musste, 
auf 1769 in 15, 1887 ^^^ 2563 in 20 Verwaltungsstellen angewach- 
sen waren; auch das Barvermögen hatte bereits am Schluss des 
2. Jahres die Höhe von 7142 M., am Schlüsse des 3. Jahres von 
11675 M. erreicht. Die Hauptsache aber war, dass nunmehr im 
Anschluss an die freie Hilfskasse die Selbstthätigkeit der Mit- 
glieder auch auf andern Gebieten zunahm. Der Erfolg der Kasse 
regte in ihren Beamten die Hoffnung wieder an, die Berufsge- 
nossen auch zum wirtschaftlichen und politischen Kampf zu or- 
ganisieren — Fachvereine zu gründen. Die Agitation konnte be- 
quemer gehandhabt werden, besonders konnten die Leiter der 
Kasse auf Agitationsreisen gleichzeitig für Gründung von Fach- 
vereinen agitieren. 

Unterstützt wurde die Agitation durch die im Frühjahr 1887 
geglückte Gründung eines Fachblattes, die der Ham- 
burger Verleger Jensen, der mehrere Gewerkschaftsblätter heraus- 
gab ^), ermöglichte. Er machte dem Vorsitzenden der Zentral- 
kasse das Anerbieten, unter dessen Redaktion vom i. April 1887 
an ein vierseitiges Monatsblatt »Allgemeine Deutsche Sattlerzei- 
tung«, als Organ der Zentralkrankenkasse und der Fachvereine 
zum Vorzugspreise von 60 Pf. vierteljährlich, herauszugeben. Die 
unter verändertem Namen noch heute bestehende Zeitung brachte 
in den ersten Jahren ausser Krankenkassenangelegenheiten und 
Vereinsberichten hauptsächlich Fachartikel und gut gezeichnete 
technische Beilagen, w^eniger sozialpolitische Artikel. Diese Be- 
scheidung, die allerdings nicht so sehr der Einsicht des Redak- 
teurs, als der Furcht vor dem Sozialistengesetze zuzuschreiben 
ist , verschaffte ihr nicht wenige Abonnenten ausserhalb Ber- 
lins, besonders an kleineren Orten und sicherte ihren Bestand. 

1) S. Allg. Dtsch. Sattlerztg. 1887 Nr. i u. 4. 

2) S. u. a. Schmoele II, 89, 103, 
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Ihre Abonnentenzähl betrug Ende 1888 : 600, wovon sich angeb- 
lich nur 100 in Berlin befanden ^). Zu gute kam auch ihr die ge- 
meinsame Agitation für Fachzeitung, Fachvereine und Fachkran- 
kenkasse. 

Unterstützt wurde die Agitation ferner durch die seit 1887 
aufsteigende Konjunktur ^), besonders durch die stark zunehmende 
Militärarbeit infolge der Einführung einer neuen Gepäckausrüstung 
für die Infanterie. 

4) Fachvereine und Zentralkasse. Ihre Thätigkeit. 

Die ersten Fachvereine ausser dem Berliner und Dresdener 
wurden in Hamburg, Altona und Zeitz wohl sämtlich im Jahre 
1886 gegründet, ihnen folgten 1887 Vereine in Elberfeld, Barmen, 
Köln, Strassburg, Ofifenbach, Bremen, Karlsruhe, Anfang 1888 
in Hannover^). 

Die Führung lag zum Teil in den Händen von alten Zentral- 
vereinlern wie in Elberfeld und Barmen, wo ein ehemaliges Vor- 
standsmitglied des Allgem. deutschen Sattlervereins, der frühere 
Lassallean^r Dastig *) , die Periode der Militärarbeit benutzte, 
Fachvereine zu gründen, und in Hamburg und Altona, wo der 
langjährige Vertrauensmann der alten Mitgliedschaft, Repen, einer 
Aufforderung, die Leitung zu übernehmen, Folge leistete; teils 
in den Händen jüngerer thatkräftiger Elemente, welche die Schule 
des Sozialistengesetzes zu geschickter Agitation, die Kranken- 
kassenverwaltung zur Organisation fähig gemacht hatte. 

Zentralkasse und Fachverein unterstützten sich nicht nur 
durch gemeinsame Agitation, sondern auch durch abwechselnde 
Versammlungen und Vergnügungen, durch Wahl von gemeinsamen 
Zahlstellen bezw. Versammlungslokalen, mit denen nicht selten 



1) Jahrg. II, 12, III, I. 

2) S. Bericht der Aeltesten der Kaufmannschaft zu Berlin f. 1887 S. 179, 182, 
für 1888 S. 192; Offenbacher Handelskammerbericht für 1887 S. 108; Plenge^ Leip- 
ziger Sattlerei a. a. O. S. 596 ff. 

3) In München bestand keine Neigung, den eingegangenen Fachverein wieder 
ins Leben zu rufen, zumal die Zahlstelle der Zentralkasse^ die der letzte Vertrauens- 
mann des ehemaligen Zentralvereins, Grombass, gegründet hatte, einen gewis- 
sen Zusammenhang herstellte und auf ihren Festlichkeiten auch sozialdemokra- 
tische Agitation ermöglichte, wie man aus der Anwesenheit Auers auf einem Stiftungs- 
fest schliessen kann (Allg. Dtsch. Sattlerztg. I, 9). 

4) Er war auf Grund des i> Kleinen Belagerungszustandes« aus Berlin ausgewiesen 
worden. 
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Herberge und Arbeitsnachweis verbunden war; ja der Fachverein 
der »vereinigten Sattler von Zeitz« zahlte den Zentralkassenmit- 
gliedern Reiseunterstützung. Kein Wunder, dass die Zentralkasse 
von manchen Arbeitgebern an Orten, wo noch kein Fachverein 
bestand, mit Misstrauen betrachtet wurde. Bot sie doch den Ar- 
beitern durch ihre Selbstverwaltung ^) Gelegenheit, sich auch so- 
zial selbständiger als bisher zu machen. Als Giese im November 
1887 in Magdeburg eine Verwaltungsstelle gründete ^) , erklärte 
der Vorsitzende der Ortskrankenkasse der Sattler, dass er in Zu- 
kunft nur noch Mitglieder der Ortskrankenkasse beschäftigen 
würde, was einen Strike zur Folge hatte ^). 

Ein Hauptagitationsmittel beider Organisationen bildeten die 
Vergnügungen — Stiftungsfeste, Sommer-, Weihnachts-, 
Sylvester-, Winterfeste — , da auf diese Weise am leichtesten 
nichtorganisierte, indolente Kollegen herangezogen werden konn- 
ten. Ihre Beschreibung nimmt in den ersten Jahren einen breiten 
Raum im Fachblatt ein, bis der Gründungskongress des Zentral- 
vereins dies einschränkte. 

Die Feste unterschieden sich nach diesen Berichten wenig 
von denen der nächst höheren Gesellschaftsklassen. Meist waren 
die Darbietungen echt spiessbürgerlich : Preiskegeln und Schiessen, 
Eierlaufen, Garnwickeln, Fahnenverteilung an Kinder, Lampions, 
Polonaisen, Aufsteigen des Riesenluftballons ^Sattleria«, Riesen- 
elephant, Singhalesen und Sudanesen, Familienkaflfeekochen; dazu 
bisweilen Possen- und Varieteaufführungen von Schauspielern und 
»Spezialitäten« 2. und 3. Ranges, wie sie eben kleine Arbeiter- 
vereine bezahlen konnten. Den Geist mancher dieser Veranstal- 
tungen aber, der sie von bürgerlichen Vergnügungen unterschied, 
möge folgende Beschreibung einigermassen wiedergeben *) : 

>Zeit stehe still, denn du bist entzückend«, so hörte man 
sagen am Sonnabend, den 26. März d. J., bei der Feier des 6. 
Stiftungsfestes der Sattler und Fachgenossen in Ahlgrimm's Sa- 
lon. Man konnte sehen, was die jahrelange Pflege der Kollegia- 
lität für gute Früchte trägt. Ueberall herrschte die grösste Har- 



i) Vgl. Mi, Hirsch^ Arbeiterfrage S. 42, Arbeiterberufsver. in Grossbritannien 
und Deutschland S. 56. 

2) Allg. Dtsch. Sattlerztg. I, 9. 

3) Andererseits muss hervorgehoben werden, dass in Leipzig an den Vergnü- 
gungen der Zentralkasse der Obermeister und viele Innungsmeister teilnahmen. 

4) Allg. Dtsch. Sattlerztg. I, i. 
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monie, kein Atom von Missmut war zu spüren; Sorgen, Grillen 
und andere Quälgeister waren zu Hause gelassen, vergessen waren 
trübe Stunden ; die ungetrübteste Heiterkeit und Fröhlichkeit im 

ganzen Kreise Wohl jeder Kollege hat ein beseligendes 

Gefühl mit nach Hause genommen und gelobt, in Freud und Leid 
zur Fahne zu stehen und neue Mitglieder für Hebung unseres Be- 
rufs zu werben, getreu dem Dichterwort: »Strebe zum Ganzen, 
und kannst du selber ein Ganzes nicht sein, so schliesse doch 
als ein dienendes Glied stets an ein Ganzes dich an.« 

In einzelnen Filialen, besonders der Zentralkasse, waren die 
Vergnügungen aber Selbstzweck, wie denn überhaupt die Zentral- 
kasse unter ihren zahlreichen Mitgliedern sehr viele hatte, die 
keinerlei Interesse für die Arbeiterbewegung zeigten. Unter den 
Fachvereinen war der zu Zeitz, der meist aus den Sattlern einer 
Kinderwagenfabrik bestand, hauptsächlich Vergnügungsverein. Er 
schaffte sich als Vereinsabzeichen »kleine Sättel von gutem Me- 
tall« an und empfahl den Lieferanten aufs wärmste. Auch der 
Strassburger Verein hatte die Vergnügungen so ausgebildet, dass 
er nach der Zentralisation neben der Mitgliedschaft als Vergnü- 
gungsverein bestehen blieb. 

Selbstverständlich sollte auch ein Ueberschuss zur Stärkung 
der Vereinskasse erzielt werden, weshalb z. B. in Berlin und Leip- 
zig manche Feste in den grössten und glänzendsten Sälen, der 
Philharmonie und dem Krystallpalast, gefeiert wurden. 

Die Hauptausgabe der Fachvereine war ausser den Verwal- 
tungskosten die Reise-Unterstützung, die von fast allen 
Fachvereinen eingeführt wurde ^) und dadurch schon ein gemein- 
sames Band um sie schlang, dass in den meisten Fachvereinen 
die Reiseunterstützung nur an Fachvereinsmitglieder oder an Zen- 
tralkassenmitglieder oder an Mitglieder beider Organisationen ge- 
zahlt wurde oder wenigstens die organisierten Kollegen höhere 
Unterstützung erhielten als nicht-organisierte. Dementsprechend 
wurden teilweise Mitglieder auswärtiger Fachvereine ohne Ein- 
trittsgeld aufgenommen. 

Eine Ausnahme bildete der Berliner Fachverein, der keine 
Reiseunterstützung zahlte. Seine Hauptausgaben waren bis zum 
Jahre 1889: 690 Mk. für Strikes, 600 Mk, Krankenunterstützung, 
200 Mk. für 30 bis 40 Vorträge , 200 Mk. Darlehen in ausser- 

i) Der Hamburger Verein gründete 1887 auch eine Arbeitslosen-Unterstützungs- 
kasse. 
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ordentlichen Notlagen, 195 Mk. an die sozialdemokratische Partei- 
kasse (!) Berlins, 10 Mk. zur Deckung des Defizits für den Pa- 
riser internationalen Kongress, 150 Mk. für eine Bibliothek. 

Wie der Berliner legte der 1882 gegründete Dresdener Fach- 
verein, der nur sehr langsame Fortschritte machte — ca. 12 Mit- 
glieder hielten ihn jahrelang aufrecht — viel Gewicht auf die Bi- 
bliothek und Vorträge allgemein-bildenden und volkswirtschaft- 
lichen Inhalts, die natürlich meist von Sozialdemokraten gehalten 
wurden; daneben wurden Besichtigungen veranstaltet, so vom 
Kgl. Hoftheater und vom städtischen Wasserwerk. Das Programm 
seiner Veranstaltungen liess er unter die Berufsgenossen verteilen, 
um diese darauf aufmerksam zu machen. 

So wurden diese allmählich herangezogen und blieben ihm 
mit Ausnahme der Militärsattler, die nach der Militärarbeitspe- 
riode wieder austraten, treu, »da er nicht mehr versprach, als er 
halten konnte«. Aus seinem Jahresbericht für 1887/88^) geht 
hervor, dass er 1887 während der Militärarbeit 142 Mitglieder, 
1888: 85 Mitglieder, die meist in Privatwerkstätten arbeiteten, 
zählte; 24 Versani mlungen wurden abgehalten, darunter Vortrags- 
abende über: Zweck und Nutzen der Fachvereine, deutsche In- 
nungen im Mittelalter, die Altersversicherung der Arbeiter, Guten- 
berg und seine Erfindung, Schutzzölle, Einfluss der Ernährung, 
Heinrich Heine, Lederkunde ; die Einnahmen betrugen 400 Mk., 
die Ausgaben 300 Mk. , davon für Bibliothek 64 Mk., Vorträge 
17,55 Mk., Unterstützung 66 Mk., Druckkosten (für Programme) 
103,35 Mk. ; durch den Gesellenausschuss seien niedrigere Preise 
in der Sattler-Herberge erzielt worden, ferner sei eine Berufssta- 
tistik für das Königreich Sachsen veranstaltet worden. Als näch- 
stes Ziel wurde die Gründung einer Fachschule in Aussicht ge- 
nommen^), bis dahin sollte aber wie im Vorjahre ein Cyklus von 
Vorträgen veranstaltet werden. 

5) Die Lohnbewegung. 

Die günstige Konjunktur der zweiten Hälfte der 80er Jahre, 
besonders in der Militäreffektenbranche, legte neben der Aufklä- 
rungsthätigkeit die Besserung der Arbeitsverhältnisse den Füh- 
rern und noch mehr den Mitgliedern nahe. 

Einer von den erwähnten Fachvereinen, der Ofifenbacher, 

i) AUg. Dtsch. Sattlerztg. II, 10. 

2) die ebensowenig wie in Berlin und Hamburg zustande kam. 
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wurde sogar ausdrücklich zum Zwecke einer Lohnbewegung in 
den beiden Offenbacher Militäreffektenfabriken gegründet. Er 
war aber kein urwüchsiges Gebilde wie der Fachverein der 70er 
Jahre, der angeblich durch das Sozialistengesetz aufgelöst worden 
war. — Die Militärperiode hatte Sattler von auswärts herange- 
lockt, die sich in der Fremde kennen gelernt hatten; sie schrie- 
ben im November 1887 das ganze Berliner Statut ab, einschliess- 
lich der Bestimmung : »Religiöse und politische Diskussionen sind 
unstatthaft», die mit guter Absicht in der Geschäftsordnung stand. 
Nur setzten sie statt der jährlichen Vorstandswahl eine viertel- 
jährliche fest und bestimmten, dass die Auflösung des Vereins 
nicht erfolgen könne, solange derselbe noch 10 Mitglieder zähle; 
sollte sich die Mitgliederzahl verringern, so sollte das vorhandene 
Vermögen dem Berliner Sattler-Fachverein zur Aufbewahrung zu- 
fallen, bis sich wieder ein neuer Sattler-Fachverein in Offenbach 
bildete. Diese pessimistische Bestimmung war berechtigt. Zwar 
schlössen sich gleich am ersten Abend iio Militärsattler an und 
in der einen Fabrik wurde auch nach dreitägigem Strike eine 
zehnprozentige Lohnerhöhung erreicht (in der andern unterlagen 
die Sattler, da sie zu spät in den Strike eingetreten waren). 
Nach Beendigung der Militärarbeit sank die Mitgliederzahl jedoch 
auf 20, da die ortsangesessenen älteren Täschner sich den jünge- 
ren Militärsattlern gegenüber, die sich unterstanden hatten, ohne 
sie dazu aufzufordern, einen Fachverein zu gründen, durchaus 
ablehnend verhielten. Als der Verein sich Anfang 1889 auflöste, 
wollte der Berliner Fachverein, aus Furcht Schulden bezahlen zu 
müssen, sein Vermögen anfangs gar nicht annehmen. Das einzige 
bleibende Ergebnis der Offenbacher Militärsattlerbewegung war 
die Einführung der Hausindustrie aus Anlass des Strikes ^). 

In Hamburg blieb die Lohnbewegung in den Anfängen stecken, 
da die Arbeitgeber, besonders die starke Innung, die den Arbeits- 
nachweis vollständig in Händen hatte, sich wenig geneigt zeigten, 
Forderungen zu bewilligen, die Zahl der organisierten Innungs- 
gesellen gering war ^) und die Polizei ausserordentliche Versamm- 
lungen für diese verbot. 

Das Mittel, das man in Barmen anwandte, um Preise zu er- 
zielen, »wie sonst nirgends«, war die geheime Koalition des go'- 

i) S. Schrift, des Ver. f. Sozialpolitik Bd. 41 S. 123. 

2) Die Mitgliederzahl schwankte zwischen 60 und 90, s. AUg. Dtsch. Sattlerztg. 
III, 5 und Stat. Handb. f. d. Hamburger Staat, 4. A. 1891, S. 223. 
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canny ^) d. h. das vom Fachverein einstimmig angenommene Prin- 
zip, die Leistungen der besseren Arbeiter zu beschränken, um 
immerwährende Abzüge zu vermeiden und schwächere Arbeiter 
»zu ihrem Gelde kommen zu lassen«. 

In Strassburg bildete sich eine Produktivgenossenschaft unter 
dem Namen »Militäreffektenfabrik der vereinigten Sattlergehilfen 
von Strassburg«, die nach Beendigung der Militärarbeiten einging. 

Bei der Gefahr der Auflösung, in der die Fachvereine stets 
schwebten, wenn sie Lohnbewegungen leiten wollten und der 
Schwierigkeit, alle Berufsgenossen zum Fachverein heranzuziehen^), 
wurden — wie in den meisten andern Gewerkschaften — in Ber- 
lin und Dresden besondere Lohnkommissionen gebildet, welche 
die Aufgabe hatten, einen Strikefonds zu sammeln, die Lohnart 
, und -höhe und Arbeitszeit jeder Werkstelle festzustellen, die Kol- 
legen in den betreffenden Werkstellen darüber aufzuklären, ob 
sie bei ihrem Lohn existieren könnten oder nicht, endlich die 
Leitung des Strikes in die Hand zu nehmen. 

In Dresden wurden zwei Lohnkommissionen, eine für Privat- 
werkstellen, eine für Militäreffektenfabriken, eingesetzt. Die »Sta- 
tistik« ergab eine Arbeitszeit von 10 — 12 Stunden, einen Lohn 
von 7 — 24 Mk. Man verlangte in Militärwerkstätten die in Berlin 
bezahlten Löhne, d. h. einen Minimallohn von 15 Mk., 10 ^/o Lohn- 
zulage bei höheren Löhnen, 25^0 für Sonn- und Feiertagsarbeit 
und zehnstündige Arbeitszeit. In Militärwerkstätten wurden fast 
ohne jeden Strike 75®/o, in Privatwerkstätten 15*^/0 der Forde- 
rungen durchgesetzt. 

Anders in Berlin. Dort wurde im April 1886 eine Lohnkom- 
mission unter Leitung des ehemaligen Zentralkassierers und Zen- 
tralvorsitzenden, Wirths, gewählt. Sie sammelte einen Fonds von 
über 1000 Mk. an; nach einer Abrechnung vom Mai — Juni 1886 
wurde zu demselben in 55 Werkstätten und Fabriken beigesteuert. 
Die »Statistik« — Ende 1886 — ergab, dass ca. 400 Werkstätten, 
Fabriken, Unternehmungen, in denen Sattlergesellen beschäftigt 
wurden, vorhanden seien. — In 200 Werkstätten soll zehnstündige 
Arbeitszeit und ein Durchschnittslohn von 15 Mk. eingeführt ge- 
wesen sein, während 80 Werkstätten durchschnittlich Mk. 18, — 
= 30 Pf. pro Stunde zahlten, 100 bei ii — I2stündiger Arbeitszeit 

i) Allg. Dtsch. Sattlerztg. III, 3, 5; s. über diese Methode des levelling down 
Weöb, Ind. Dem., Dtsch. Ausg. I, 271 — 76, Soz. Prax. XI, 309. 
2) Vgl. Schmoele I, 106 ff., 125 ff., 170 f. 
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9 Mk. , ca. 20 bei 12 — I4stündiger Arbeitszeit Kost und Logis 
oder Kost allein und 3 — 9 Mk. Lohn, während der durchschnitt- 
liche Akkordlohn in den Militärwerkstätten nicht selten 9, 10 und 
12 Mk. betragen habe. Da die Lohnkotnmission als Existenz- 
minimuni für Verheiratete 24 Mk., für Unverheiratete 18 Mk. auf- 
stellte, verlangte sie einen Minimallohn von 30 Pf. pro Stunde 
= 18 Mk. und 10 Pf. Zuschlag für Ueberstunden und Sonntags- 
arbeit — Forderungen, die nur zum Teil und, wie 1871, fast nur 
von den kleineren Meistern bewilligt wurden. 

Da die Lohnbewegung in die Zeit kurz nach dem »Puttkamer'- 
schen Strikeerlass« ^) fiel, also in eine Zeit der verschärften Hand- 
habung des Sozialistengesetzes ^), wurden Versammlungen zur Be- 
sprechung der Lohnfrage mehrfach verboten. Als endlieh eine 
Versammlung genehmigt und in dieser die Forderung einer 20- 
prozentigen Lohnerhöhung in den Militäreffektenfabriken aufge- 
stellt worden war, erhielt der Vorsitzende der Lohnkommission ^) 
die Aufforderung, binnen 8 Tagen Statut und Mitgliederverzeich- 
nis der Lohnkommission als eines Vereins, der sich mit öffent- 
lichen Angelegenheiten beschäftige, einzureichen und die Geneh- 
migung des Vereins als einer privaten Versicherungsanstalt auf 
Grund des § 360^ Str.G.B. nachzusuchen *). 

Damit war die Thätigkeit der Lohnkommission und die Lohn- 
bewegung von 1887 beendet. 

Dem Fachverein ganz unerwartet, brach gänzlich unvorbe- 
reitet im Januar 1888 der zweite grosse Strike^) der 
Berliner Militärsattler aus. Den Anstoss gab wohl die 
Thatsache, dass in der Provinz höhere Akkordlöhne gezahlt wur- 
den als in Berlin. Die bunt zusammengewürfelte Masse, die bei 

i) Schmoele I, 137 f. 

2) Mehring II, 503 fF. 

3) Kurz nachdem die Lohnkommission der Berliner Zimmerer (s. Schmoele II, 
68, 215) verboten war. 

4) Die Aktenstücke sind abgedruckt AUg. Dtsch. Sattlerztg. I, 5 , s. zur Kritik 
Schmoele I, 167 fF, In der Begründung der Genehmigungspflichl wurde auf »neuer- 
dings ergangene Ministerialentscheidungen« hingewiesen, wonach die pianmässige Un- 
terstützung von Vereins- oder Berufsgenossen in gewissen Notfällen aus einem durch 
entsprechende Beiträge unterhaltenen Garantiefonds sich als ein genehmigungspflich- 
tiges Versicherungsunternehmen darstelle, emerlei, ob die Unterstützungszahlungen 
auf die Beisteuernden beschränkt bleiben oder nicht. 

5) S. Allg. Dtsch. Sattlerztg. II, Nr. 2, 3, Sattler- u. Tapez.-Ztg. XIII, S. 174 ff., 
Tapez.-Ztg. IV Nr. 3, Dtsch. Sattlerztg. 1888 S. 14, Dtsch. Gerberztg. 1888 Nr. 9, 
Volksztg. 1888 Nr. 23, 28, 32, 34, 36, 38, 41, 43. 
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Militärarbeiten in die Militäreffektenfabriken zusammenströmte, 
die Sattler, die während der Militär arbeit fast ohne Ruhepausen 
arbeiteten, nach Beendigung der Arbeit aber, wie oben erwähnt, 
as Fabriktagelöhner, Viehwärter und -treiber, Packträger, Haus- 
diener etc. Arbeit suchten, die durch Schuhmacher, Buchbinder, 
Kürschner u. a. ergänzt wurden, wenn ihre Zahl nicht ausreichte, 
gehörten natürlich zum grössten Teile nicht dem Fachverein an 
oder waren ihm eben erst beigetreten. Mit solchen unorgani- 
sierten, undisziplinierten Massen lässt sich wohl eine Ueberrum- 
pelung, aber kein länger dauernder Strike führen. Da man 3 Tage 
brauchte, ehe eine öffentliche Versammlung genehmigt wurde, 
so war vorweg viel Zeit verloren. Da ausserdem der ursprüng- 
lich gemietete Saal nachträglich verweigert wurde, konnte erst 
eine Woche nach Beginn des Strikes eine Versammlung statt- 
finden, die 2 Fachvereinsmitglieder zu Deputierten ernannte. 

Wohl wurden die billigen und erfüllbaren Forderungen in 
den kleinen Militärwerkstätten durchgesetzt, wohl liefen anders 
als 1872 verhältnismässig zahlreiche Unterstützungen von Berliner 
Gewerkschaften und auswärtigen Sattlervereinen (im ganzen ca. 
5000 Mk.) ein, auch der Zuzug von ausswärts blieb fern, da überall 
Arbeit vorhanden und die Löhne, wie erwähnt, höher waren als 
in 'Berlin. Deshalb erfolgte auch ein starker Abfluss nach Neu- 
Ruppin, Landsberg a. W., Frankfurt a. O., Eisleben und Elber- 
feld-Barmen, wo Arbeitermangel herrschte. Auf eine Eingabe 
der Sattlergesellen an den Kriegsminister soll auch der von den 
Fabrikanten gewünschte Lieferungsaufschub abschlägig beschieden, 
ihnen vielmehr geraten worden sein, sich mit ihren Arbeitern zu 
einigen ^). Was die Niederlage der Strikenden trotz dieser gün- 
stigen Umstände verursachte, war ihre mangelnde Solidarität und 
die egoistische Habgier der Strikebrecher. Es kam vor, dass 
Strikende sich erst Strike-Unterstützungsgelder und dann Arbeit 
holten, um diese zu Hause fertigzustellen. Ein Arbeitgeber teilte 
der Strikekommission mit, dass zur Vermeidung der Strikeposten 
die Arbeit per Droschke aus der Fabrik abgeholt werde. Ein 
anderer Arbeitgeber sicherte die Bewilligung der Forderungen zu, 
wenn die Mehrzahl seiner Arbeiter strike. Obwohl dies sofort 
durch Flugblatt bekannt gemacht wurde, schmolz die Zahl der 
Strikenden immer mehr zusammen. Es genügte ihnen, unter Um- 



I) Dtsch. Sattlerztg. VI, 14. 
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gehung der von ihnen gewählten Deputierten, die einen einheit- 
lichen Lohntarif durchsetzen wollten, durch direkte Unterhand- 
lungen niit den Fabrikanten einige willkürliche Aufbesserungen 
der Akkordlöhne zu erlangen. 

Der Schluss war: die polizeiliche Auflösung der letzten Strike- 
versammlung, weil ein Redner aufgefordert hatte, denen das Fell 
zu gerben, die den Strike angezettelt und durch ihren Verrat ihre 
im Strike ausharrenden Kollegen in grosse Verlegenheit gebracht 
hätten — sowie die üblichen Angriffe gegen den Strikeleiter, dass 
er Gelder unterschlagen habe. Die Allgemeine deutsche Sattler- 
Zeitung^) aber suchte über die Niederlage dadurch hinwegzu- 
trösten, dass sie Friedrich Albert Lange's im vorliegenden Falle 
ganz und gar nicht zutreffenden Worte über den relativen Nutzen 
erfolgloser Strikes zitierte. 

6. Die Zentralisation. 

In derselben Nummer der Allgemeinen deutschen Sattler- 
zeitung forderte der Vorsitzende des jungen Fachvereins in Karls- 
ruhe die Vorsitzenden sämtlicher Fachvereine zur Verständigung 
auf: über die Befreiung der Mitglieder von Aufnahmegebühren 
bei Zureisen von einem Fachverein zum andern, über Gründung 
eines Zentralarbeitsnachweisbureaus, über Bekanntgebung der ört- 
hchen Akkordpreise von Militärartikeln sowie anderer Lohnver- 
hältnisse, über Einführung einer einheitlichen Reise-Unterstützung ^). 

Die Notwendigkeit einer ZentraHsation betr. Arbeitsnachweis 
und Reise-Unterstützung hatte er schon bei Gründung des Fach- 
vereins betont. Auch von anderer Seite, besonders von München, 
war durch Glückwunschtelegramme bei Stiftungsfesten der Ge- 
meinsamkeit der Interessen Ausdruck gegeben worden. Die be- 
reitwillige Unterstützung, die der Berliner Strike bei den auswär- 
tigen Sattlern gefunden hatte, die Notwendigkeit einer einheit- 
lichen Regelung des Krebsschadens im Sattlergewerbe, der Mili- 
tärsattlerei, die der Berhner Strike deutlich gezeigt hatte, das 
Beispiel, das viele andere Berufe durch ihre Zentralisation^) ga- 
ben, welche die ausserordentlich günstige Konjunktur und die 
mildere Handhabung des Sozialistengesetzes begünstigten, Hessen 



i) Märznummer 1888. 

2) Zu dieser Anregung äusserte sich nur der Dresdener Fachverein und zwar in 
ablehnendem Sinne. 

3) S. Korresp.-Bl. d. Generalkomm. d. Gewerksch. 1898 Nr. 32. 



I lO Wiedererwachen der Gewerkschaftsbewegung etc. f4I2l 

gleichzeitig auch dem Berliner Fachverein, dessen Mitgliederzahl 
gleich nach dem Strike von gegen 700 auf 160 herabgesunken 
war, den langgehegten Wunsch, eine Zentralisation zu schaffen, 
erfüllbar erscheinen *). 

In der Augustnummer der Allgemeinen deutschen Sattlerzei- 
tung wies Giese darauf hin, dass der kräftige Hauch, der bei Be- 
gründung des Organs durch die Kollegenschaft zu gehen schien 
und sich in der Gründung einer Reihe von Fachvereinen doku- 
mentierte, einem Rückgange Platz gemacht habe, dass die Fach- 
vereine nur schwache Stützpunkte gegenüber der grossen unor- 
ganisierten Masse bildeten, dass daher eine bessere, umfassendere 
Organisation zum Zwecke der Besserung der materiellen Lage 
geschaffen werden müsse — und forderte auf, in öffentlichen 
Sattlerversammlungen dahin zu wirken, dass sobald als möglich 
ein Kongress der Sattlergehilfen Deutschlands berufen werde. 
Um die Vorzüge der Zentralisation in möglichst hellem Lichte 
erscheinen zu lassen, stellte er in einem weiteren Artikel die Ent- 
wicklung der Sattlerbewegung dar, indem er den >immer grösser 
werdenden, blühenden« Zentralverein der 70er Jahre lediglich 
durch polizeiliche und gerichtliche Verfolgungen zu Grunde gehen 
Hess. Am 29. September 1888 wählte eine stark besuchte öffent- 
liche Berliner Sattlerversammlung, die sich einstimmig für die 
Zentralisation ausgesprochen hatte, eine Kommission zum Zwecke 
der Berufung eines Sattlerkongresses. Die Kommission *) arbeitete 
einen Aufruf zur Zentralisation aus und verschickte ihn an zahl- 
reiche Kollegen. Ehe es aber noch zu weiteren Schritten kam, 
erschien in der Berliner Volkstribüne ^) ein »offener Brief« des Re- 
gierungsbaumeisters a. D. Kessler , welcher die bereits in den 
Jahren 1886 und 1887*) von ihm aufgestellten Prinzipien der 
Lokalorganisation enthielt. Dieser Artikel vor allem veranlasste 
die Mehrheit der Kommission zu dem Entschluss, das Projekt der 
Zentralisation fallen zu lassen und Fachvereine der Sattler bezw. 
an Orten,, wo diese nicht zahlreich genug wären, der Lederarbeiter 
zu begründen, in denen verschiedene Gewerke zusammentreten 
und sich Aufklärung verschaffen könnten; die Lohnbewegungen 

i) Aprilnummer i88S. 

2) Dezembernummer 1888. 

3) Nr. 42 vom 20. X. 88. Weitere »offene Briefe« Kessler* s erschienen in Nr. 47 
vom 24. XI. 88, Nr. 50 vom 15. XII. 88, Nr. 4 vom 26. I. 89. 

4) s. Schmoele I, 118-^127. 
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könne eine besondere Lohnkommission leiten. Ausschlaggebend 
sei gewesen, erklärte der Berichterstatter, dass eine Zentralisation 
auf dem § 152 der Reichsgewerbeordnung aufgebaut sein müsse, 
und dieser Paragraph lasse nur die Erörterung von rein gewerk- 
schaftlichen Fragen zu, alle Politik sei ausgeschlossen; dieses 
ewige Gewerkschaftliche aber sei ermüdend 
langweilig^). 

In der auch von vielen Lokalorganisierten anderer Berufe 
besuchten Versammlung, der diese Gründe mitgeteilt wurden, 
ging eine diesbezügliche Resolution, für die auch der Tapezierer 
Wildberger, der bekannte Führer der späteren »unabhängigen 
Soziahsten« eintrat, mit allen gegen 13 Stimmen durch. 

In der Provinz hatte aber bereits das zentralisationsfreund- 
liche Flugblatt Giese's gewirkt: in Hamburg, Dresden, Karlsruhe, 
Strassburg, Bremen, Barmen, Hannover stimmten die Fachver- 
eine der Zentralisation zu. Dabei fielen nicht selten scharfe 
Worte gegen die Berliner Lokalorganisationsanhänger, die nach 
den Ausführungen eines Hamburger Redners nichts weiter be- 
zweckten, als Giese aus der Bewegung hinauszudrängen und ihm 
die Redaktion der Fachzeitung zu entziehen. Ein Eingesandt aus 
Hannover enthielt den Satz: »Gerade die Mondscheinpolitiker, 
welche da meinen, sie brauchen sich nicht mit fachgewerblichen 
Fragen zu beschäftigen, die wären zu abgeschmackt, sind unsere 
gefährlichsten Gegner, denn sie sind es gerade, die eine gewerk- 
schaftliche Bewegung am Orte, weil sie kein Verständnis dafür 
haben, ruinieren.« Gegenüber dem Versuche, Fach vereine ver- 
wandter Branchen zu gründen, wurde allseitig betont, dass gerade 
in den kleinen Städten der Berufsdünkel am grössten sei. All- 
seitig vertrat man Giese's Standpunkt: »Die Gewerkschaften sind 
in erster Linie Körperschaften zur Erstrebung besserer Löhne 
und Arbeitsverhältnisse und müssen hiernach ihre Lebensbeding- 
ungen, ihre Organisation einrichten. Im Kampfe um den mate- 
riellen Fortschritt, der zugleich eine Schule für die nationale Or- 
ganisation der Arbeit ist, gelangt die Masse zur politischen Reife 
und Aufklärung« ^). 



i) Viel beigetragen hatte zur Geltendmachung dieses Standpunktes der Umstand, 
dass der Berliner Strike, dessen Leiter Assmann ein eifriger Anhänger der Lokalorga- 
nisation geworden war, durch den »Unverstand der Massen« verloren gegangen war. 

2) Allg. Dtsch. Sattlerztg. III, 2. Der entgegengesetzte Standpunkt wurde in 
einer Resolution des Fach Vereins vom 9. März 1889 dahin präzisiert, »dass unter der 
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Nachdem der Versuch der Anhänger von Lokalorganisationen, 
einen Lederarbeiterkongress für Ende Dezember 1888 nach Berlin 
einzuberufen, gescheitert war, berief eine neue Organisations- 
Kommission zum 23. und 24. April 1889 nach Dresden einen 
Kongress der Sattler und Berufsgenossen ein , der im Anschluss 
an die 3. Generalversammlung der Zentralkrankenkasse tagte. 
Anwesend waren 4 Berliner Delegierte , je ein Vertreter aus 
Barmen, Bremen, Dresden, Hamburg, Hannover, Leipzig, München, 
während Zeitz , Strassburg und Magdeburg ihre Zustimmung 
schriftlich gaben. Aus der Debatte über die Organisation sind 
nur die Ausführungen des alten Münchener Zentralvereinlers 
Grombass bemerkenswert : 

»Woher kommen die vielen Lehrlinge, die vielen Gesellen? 
Vom Lande ! Mit den geringsten Bedürfnissen aufgew^achsen 
sind sie zufrieden, um jeden Preis arbeiten zu"* können, da sie oft 
noch von Hause nachgeschickt erhalten. Der städtische Lehr- 
junge hat oft schon oder macht oft mehr Anspruch als mancher 
ältere Geselle. Solchen Leuten , und in der grossen Mehrzahl 
haben wir mit solchen zu rechnen , kann man nicht mit wissen- 
schaftlichen und politischen Fragen kommen, weil sie dieselben 
einfach nicht begreifen und auch noch gar kein Verlangen oder 
Bedürfnis darnach haben. Bemühen wir uns dagegen erst die 
Masse über ihre Existenzberechtigung aufzuklären, ihr ihre Klassen- 
lage zum Bevvusstsein zu bringen und durch kürzere Arbeitszeit 
und einen einigermassen auskömmlichen Verdienst zu befreien. 
Dies ist unsere erste Pflicht .... und dann, wenn das Vertrauen 
des Einzelnen auf sich selbst und die Kollegen geweckt und er- 
starkt ist, wird auch das Bedürfnis nach sozialpolitischer Aufklä- 
rung vorhanden sein und befriedigt werden können« ^). 

Mit allen gegen die Stimmen von 3 Berliner Delegierten 
wurde zum zweiten Male ein »Allgemeiner Deutscher Sattlerver- 
ein« gegründet, dem sich bald fast alle Fachvereine anschlössen ; 
auch in Berlin gelang mühelos die Gründung einer Mitgliedschaft. 



heutigen Produktionsweise Bestrebungen, die sich auf Selbst- oder Staatshilfe stützen, 
von vornherein zur Utopie verdammt sind und dass man nur für solche Organisation 
eintreten will, die sich die Aufklärung ihrer Mitglieder über die wirtschaftlichen Zu- 
stände zur Pflicht macht, und die Zentralisationen, die ganz auf dem Boden der man- 
diesterlichen Selbsthilfe stehen, entschieden zu verwerfen sind. 

i) Erwähnenswert ist die Bemerkung des Vorsitzenden, Kabel-Berlin, dass die 
Kleinmeister nie ganz verschwinden würden. 
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Anhang. 

Das Ende des Berliner Pachvereins. 

Daneben blieb aber der Berliner Fachverein bestehen ^). Er 
wurde allmählich immer mehr politischer Verein radikalster Fär- 
bung und trat besonders nach dem Beschluss der sozialdemo- 
kratischen Reichstagsfraktion, der von allgemeiner Arbeitseinstel- 
lung am 1. Mai 1890 abriet*), in scharfe Opposition zur offiziellen 
sozialdemokratischen Partei; sein Vorsitzender Assmann wurde in 
den Vorstand des »Vereins unabhängiger Sozialisten« gewählt, 
der sich nach dem Erfurter Parteitag bildete. 

Als der Vorsitzende dieser Gruppe, der Maler Victor Buhr, 
heftig gegen das Parlamenteln und die Hinneigung zum Staats- 
sozialismus im Sattlerverein losgezogen hatte , rief dies den Wi- 
derspruch einer Anzahl Mitglieder hervor. Daher wurde Auer 
aufgefordert, den Standpunkt der Fraktion zu vertreten. Auer 
lehnte dies ab und statt seiner erschien der Abg. August Heine, 
der einen Vortrag über Berufskrankheiten hielt und darauf hin- 
wies, dass diesen entgegenzuwirken Sache der Arbeiterorgani- 
sationen und der Arbeiterschutzgesetzgebung sei. Als dies unter 
heftigen, angeblich unanständigen Angriffen gegen die »Partei« 
bekämpft wurde, erklärte Heine, sie sollten sich nicht soviel um 
Politik, sondern mehr um die Lage der mecklenburgischen Sattler 
kümmern und verliess den Saal. Ihm folgte eine grosse Zahl der 
Anwesenden unter Führung des alten Wirths, der ausrief: »Das 
sind ja die reinen Anarchisten !« 

Der grosse Mitgliederverlust veranlasste die Leiter des Ver- 
eins aber nicht zu einer Aenderung der Taktik. Vielmehr wurde 
in dem Vorstandsbericht vom 6. Januar 1892 darauf hingewiesen, 
dass der Vorstand stets bemüht war, das zu bieten, was die 
MitgHeder von einer Lokalorganisation zu beanspruchen hätten. 
Und da sei es selbstverständlich gewesen, dass in allen Vorträgen 
der wahre Charakter des Klassenkampfs betont wurde. Es musste 
den Kollegen klar gemacht werden, dass sie von der heutigen 
Gesellschaft nichts mehr zu hoffen haben, und dass ihr Platz nur 
da sei, wo der revolutionäre SoziaHsmus gepredigt würde. Viele, 

i) Quelle: Besonders das Protokollbuch des Vereins (1888 — 1895) und Mittei- 
lungen des im Text erwähnten Vorsitzenden. 
2) s. Mehring II, 537 f. 
Volkswirtschaft!. Abhandl. \l. Bd. 8 [27] 
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die das noch nicht begreifen könnten, seien deshalb fern ge- 
blieben, sodass sich die Mitgliederzahl auf 114 vermindert hätte. 

Wenn ein Teil der Schuld hieran auch der Gegenagitation 
des Zentralvereins beigemessen wurde, so stimmte dies nicht mit 
den thatsächlichen Verhältnissen überein. Letzterer war vielmehr 
bemüht, den Fachverein nicht zu bekämpfen *), und hatte bereit- 
willigst im Jahre 1890 der Uebertragung der Arbeitsvermittlung 
an eine von einer öffentlichen Sattlerversammlung gewählte Kom- 
mission, die aus Mitgliedern beider Vereine bestand, zugestimmt. 
Auch wurden anfangs wichtigere Angelegenheiten in gemeinsamen 
öffentlichen Versammlungen besprochen und Vergnügungen ge- 
meinsam abgehalten, bis der Lokalverein dies Verhältnis löste. 

Vorträge und Debatten über: die sozialistische Gesellschaft, 
natürliche und soziale Religion, Repräsentativregierungen, Sozia- 
lismus und Anarchismus, Wert von Lohnerhöhung und Verkürzung 
der Arbeitszeit (wobei für den Generalstrike eingetreten wurde), 
die Pariser Kommune, monarchistisch-aristokratische Lügen, Soll 
das Volk parlamentieren oder demonstrieren ?, Vorlesungen aus 
dem »Sozialist« bildeten ausser Vergnügungen die Thätigkeit des 
einstigen Fachvereins, bis schliesslich, da die Mitgliederzahl immer 
mehr zurückging, die Frage auftauchte: Soll der Verein in der 
bisherigen Weise weiter bestehen? Von einer Seite wurde ge-. 
wünscht, dass er sich in einen Lese- und Diskutierklub umwan- 
deln möchte, da in einem Fachverein doch eigentlich gewerbHche 
Sachen vorgenommen werden müssten. Dies sei bisher sehr 
wenig geschehen, deshalb solle man doch dem Zentralverein das 
Gewerbliche überlassen. Alle andern Redner traten dem ent- 
gegen: Verein der Sattler und Fachgenossen besage durchaus 
nicht, dass man fachgewerbliche Sachen betreiben müsse. Ein 
Lese- und Diskutierklub würde von oben sehr aufmerksam be- 
trachtet werden. So blieb vorläufig alles beim Alten, nur nicht 
die Zahl der Mitglieder , von denen manche zum Zentralverein 
übergingen, der langsam, aber sicher Fortschritte machte. 

Zwei Jahre nach der eben erwähnten Debatte, am 31. Juli 
1894, wurde dann, nachdem der Vorsitzende Assmann klargelegt 
hatte, dass die Interesselosigkeit der Mitglieder sowohl wie der 
Sattler überhaupt bewirkt habe, dass der Verein immer schwä- 
cher werde, beschlossen, den Verein — auf ein halbes Jahr zu 
vertagen. 

i) Siehe auch Sattler- u. Tapez.-Ztg. 1895 ^r* 4- 
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Die sogenannte Umsturzvorlage liess noch einmal die Hoff- 
nung auftauchen, dass der Zentralverein bald dem Gesetz zum 
Opfer fallen werde. Ende Januar 1895 wurde bei Beratung über 
die Tagesordnung: »Sein oder Nichtsein?« beschlossen, den Ver- 
ein aufrecht zu erhalten. 

Eine vierte Beratung fand im Oktober 1895 statt und noch 
immer gab es einige Mitglieder, die den ihnen lieb gewordenen 
Verein retten wollten — bis er sich dann, wie ein letzter Blei- 
stiftvermerk im Protokollbuch berichtet, im April 1896 auflöste: 
»Die Mitgliederzahl war bis auf 14 zusammengeschmolzen. Die 
Bibliothek, bestehend aus 90 Bänden, wurde dem Zentralverein 
überwiesen. An Vermögen waren noch ca. 20 Mark vorhanden, 
die einem erkrankten Kollegen überwiesen wurden.« 



8 * [27 *] 
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Zum Schluss sei noch einmal kurz darauf hingewiesen, wie 
die Gewerkschaftsbewegung im Sattlergewerbe im Anschluss an 
politische Parteien entstand und sich weiter entwickelte, wie die 
liberalen und sozialistischen Anschauungen an den zünftlerischen 
Gesinnungen der Gesellen einen Widerstand fanden, den sie nur 
bei wenigen brechen konnten, wie die allgemeinen liberalen und 
sozialistischen Gewerkschaftsanschauungen sich in diesem kleinen 
Ausschnitt der deutschen Gewerkschaftsbewegung wiederspiegeln 

— auch in ihren Wandlungen, so z. B. in den Gegensätzen von 
Lokal- und Zentralorganisation, von denen die erstere in den 70er 
Jahren mit denselben Argumenten bekämpft wurde, wie in den 
80er Jahren die letztere, so in den Versuchen, die Vermischung 
der ökonomischen und politischen Bethätigung zu beseitigen ; — 
wie die praktischen Agitationsmittel, die an die Bethätigung der 
alten Gesellenverbände anknüpften : Kranken- und Reise-Unter- 
stützung, Arbeitsnachweis immer wiederkehren und ebenso die mo- 
derne Arbeitslosen-Unterstützung; wie H.-D. -Ortsverein und Berliner 
Fachverein der 90er Jahre zu Grunde gehen, weil sie nur Kranken- 
unterstützungs- oder nur politischer Bildungsverein sein wollen und 
nicht die Tendenz haben , alle materiellen und ideellen Bedürf- 
nisse der Berufsgenossen zu befriedigen ; — wie die infolge der 
ökonomischen und sozialen Gestaltung des Gewerbes, der Mög- 
lichkeit, Kleinmeister zu werden, der ungünstigen Konjunktur und 
der rechtlich-politischen Hemmnisse, des niedrigen Bildungsniveaus 
der Berufsgenossen so aussichtslos erscheinende Agitation von 
wenigen begeisterten Sozialisten immer wieder aufgenommen wird; 

— wie die Schwierigkeit der Organisation in einem so zersplit- 
terten und zerstreuten Gewerbe immer wieder den Anschluss an 
ein grösseres Ganzes oder den Zusammenschluss zu einem sol- 
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chen gebieterisch forderte, ein Anschluss, der aber stets im voll- 
ständigen Aufgehen oder gleichberechtigten Zusammengehen mit 
mehr oder weniger verwandten Berufen gesucht wurde, dem doch 
die z. T. entgegengesetzten Interessen widerstrebten, während ein 
teilweises Aufgeben der Selbständigkeit durch Unterordnung unter 
eine Gewerkschaftszentralisation oder Kartellverträge mit andern 
Gewerkschaften keinen Anklang fand. 

Wenn das »Kommunistische Manifest« glaubte : »Die Ver- 
einigung, zu der die Bürger des Mittelalters mit ihren Vizinal- 
wegen Jahrhunderte bedurften, bringen die modernen Proletarier 
mit den Eisenbahnen in wenigen Jahren zu Stande«, so beweist 
wiederum die Geschichte der Arbeiterbewegung in dem Gewerbe, 
das durch das Aufkommen der Eisenbahnen mit am stärksten 
beeinflusst worden ist, wie utopistisch diese Auffassung des Jahres 
1847 war. 

Nur auf durch die Art des Gewerbes gebotenen zahlreichen 
Umwegen und durch verschiedenartige Mittel: der Staats- und 
der Selbsthilfe, politischer und ökonomischer Natur, materieller 
und geistiger Hebung der Berufsgenossen — , kann ganz allmäh- 
lich jenem Ziele näher gekommen werden. 

Dass sich hierzu immer wieder eine kleine Schar bereit 
fand und mit unverwüstlichem Optimismus und staunenswerter 
Zähigkeit jene Sisyphusarbeit immer wieder aufnahm und dass 
sich diese kleine Schar allmählich vermehrte, giebt diesen An- 
fängen des Aufsteigens der Arbeiter im Sattlergewerbe, diesem 
langen und schweren Erziehungswerke, die Gewähr endlichen, 
vielleicht mehr als nur teilweisen Erfolges. 
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Beilagen. 

Beilage I zu Seite 42. 

(i.) Statut des Allgemeinen Deutschen Sattlervereins. 

(Vom 3. Juli 1872.) 

Zweck und leitende Grundsätze. 

§ I. Der Verein führt den Namen Allgemeiner deutscher Sattier- 
verein und hat seinen Sitz in Berlin. Zweck des Vereins ist, die Ehre 
und materiellen Interessen der Beteiligten zu wahren und zu fördern. 

§ 2. Die leitenden Grundsätze zur Erreichung dieses Zweckes sind 
folgende : 

a) Vereinigung der Gehülfen, event. mit den Prinzipalen, zur He- 
bung und Förderung des Berufs, Feststellung und Aufrechterhaltung 
der Arbeitspreise, Abkürzung der übermässig langen Arbeitszeit. 

b) Gründliche Regelung resp. Verbesserung des Lehrlingswesens. 

c) Einführung der unentgeltlichen Arbeitsvermittelung und Reise- 
unterstützung für Vereinsmitglieder und Durchführung bedingungsloser 
Gegenseitigkeit und Freizügigkeit in allen übrigen unter dem Schutz 
des Vereins stehenden Kassen. 

d) Hebung und Förderung der geistigen Fähigkeiten, würdige Pflege 
der Kollegialität, Hebung der Moral und inniger Verkehr der Kollegen- 
kreise untereinander, festes Zusammenhalten in allen Lagen und Ge- 
fahren des Berufs, gegenseitige Unterstützung. 

Rechte und Pflichten der Mitglieder. 

§ 3. Mitglied des Vereins kann jeder unbescholtene Sattler und 
Berufskollege , als: Riemer, Täschner, Wagenbauer und 
Tapezierer werden , welcher eine Aufnahmegebühr von 5 Sgr. 
::= 17V2 kr. Südd. = 25 kr. Oesterr. und einen Monatsbeitrag von 3 Sgr. 
= 10^2 kr. Südd. = 15 kr. Oesterr. entrichtet. Erstere fällt ganz, letzterer 
halb der Vereinshauptkasse zu. In Ermangelung einer gemeinsamen 
Krankenkasse ist es Pflicht der lokalen Mitgliedschaften, erkrankte 
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Vereinsmitglieder nach Kräften zu unterstützen, überhaupt auf Grün- 
dung von lokalen Krankenkassen zu streben, welche als Grundlage für 
eine später zu gründende Zentralkrankenkasse dienen soll. Zugleich 
machen wir alle Vereinsmitglieder, sowie die resp. Vertrauensmänner 
auf § 2 der Statuten aufmerksam, und ersuchen, auf Realisierung der 
dort ausgesprochenen Ziele nach Kräften hinzuwirken. 
§ 4. Die Verwendung der Beiträge findet statt: 

a) DiQ der Hauptkasse zur Bestreitung der Verwaltungskosten und 
zur Agitation für Erreichung der Vereinszwecke. 

b) Die der Mitgliedschaftskassen zur Deckung der lokalen Aus- 
gaben. 

§ 5. Mitglieder, die zum Militär, zu Landwehrübungen und Mobil- 
machungen eingezogen werden, sind während dieser Dienstzeit von ihren 
Pflichten befreit, entsagen aber auch während dieser Zeit ihren Rechten 
an den Verein. Dagegen kann Mitgliedern, welche länger als 2 Monate 
arbeitslos resp. krank waren, der Beitrag gestundet, im erforderlichen 
Falle können sie auch von rückständigen Beiträgen befreit werden ; in 
solchen Fällen entscheidet die Majorität einer geschlossenen Mitglieder- 
versammlung. 

§ 6. Anteil an den Rechten der Mitglieder erlangt Jeder: 

a) Betreffs Reiseunterstützung, nachdem er drei Monate, 

b) bei Arbeitseinstellung, wenn er sechs Monate dem Verein an- 
gehört und vollständig regelmässig seine Beiträge entrichtet hat. 

c) Mitglieder, welche infolge ihres Eintretens für den Verein ge- 
massregelt, werden von dem Verein verhältnismässig unterstützt. 

d) Die Unterstützungen hören auf, sowohl für gemassregelte , als 
für die durch Arbeitseinstellung arbeitslos gewordenen Mitglieder, wenn 
denselben lohnende Beschäftigung nachgewiesen , dieselbe aber nicht 
angenommen wird. 

§ 7. Bei Arbeitseinstellungen, welche auf Unterstützung aus der 
Vereinskasse Ansprüche machen, muss folgendes Verfahren beobachtet 
werden : 

a) Soll eine Arbeitseinstellung als Sache des allgemeinen deut- 
schen Sattlervereins betrachtet werden, so muss dieselbe mindestens 
14 Tage vor der Einstellung dem Vorstande angezeigt sein. Der Vor- 
stand setzt binnen 3 Tagen eine Kommission zur Prüfung der Verhält- 
nisse ein, und hat die Kommission binnen 3 Tagen die Untersuchung 
und Berichterstattung vorzunehmen. Der Vorsitzende hat, sobald die 
Kommission Bericht erstattet, die Sache sofort dem Vorstande vorzu- 
legen, dieser entscheidet binnen 3 Tagen, ob die Einstellung geneh- 
migt ist oder nicht. 

b) In den ersten sechs Tagen werden keine Unterstützungen ge- 
währt. 

c) Eine statutenmässige Unterstützung kann nur an solche Mitglie- 
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der bezahlt werden, welche nach § 6 ihren Pflichten nachgekommen 
sind. Die übrigen Arbeitslosen bei einer allgemeinen Einstellung kön- 
nen nur nach der Leistungsfähigkeit der Vereinskasse unterstützt werden. 

d) In vorgedachten Fällen haben die arbeitslosen Mitglieder 2 Thlr. 
wöchentlich zu beanspruchen. 

e) Fremde, nicht im Orte Ansässige, müssen bei einer grösseren 
Arbeitseinstellung auf Forderung des im Orte gewählten Führers oder 
Vertrauensmanns den Ort verlassen, wenn sie weniger als 6 Monate am 
Ort in Arbeit standen, und erhalten in den Fällen ein entsprechendes 
Reisegeld. 

f) Arbeitseinstellungen , welche nicht vorschriftsmässig angezeigt 
sind , ebenfalls unangemeldete , sowie auch solche , welche gegen den 
Beschluss des Vorstandes unternommen werden, finden keine Berück- 
sichtigung und bleiben auf sich selbst angewiesen. 

§ 8. Die Reiseunterstützung wird von dem an dem Orte gewählten 
Vertrauensmann oder Kassierer ausgezahlt. Die ausgezahlten Unter- 
stützungen sind im Quittungsbuche einzutragen. 

Ausschluss aus dem Verein. 

§ 9. Ausschluss aus dem Verein findet statt : 

a) Wenn ein Mitglied sich eines entehrenden Verbrechens schuldig 
gemacht hat, oder durch absichtlich fortgesetzte Handlungen den Verein 
und seine Tendenzen zu schädigen sucht oder 

b) für 2 Monate Beiträge rückständig ist, ohne einen genügenden 
Entschuldigungsgrund anzugeben vermag; in derartigen Fällen ent- 
scheidet die Majorität einer geschlossenen Mitgliederversammlung, je- 
doch steht dem Mitgliede die Appellation an den Vorstand resp. Kon- 
gress offen. 

Verwaltung und Organisation. 

§ 10. Die Leitung des Vereins ist einem Vorstande von nachfol- 
genden Personen, bestehend aus einem Vorsitzenden und Stellvertreter, 
einem Schriftführer und Stellvertreter, einem Kassierer und zwei Bei- 
sitzenden übertragen. Sämtliche Ausschussmitglieder müssen an einem 
Orte oder dessen halbmeiligen Umkreis wohnhaft sein, und werden 
mit Ausnahme des Vorsitzenden, der vom Kongress gewählt wird, von 
den am Wohnorte des Vereins wohnenden Mitgliedern in besonderen 
Wahlgängen durch Stimmzettel mit absoluter Majorität gewählt. Treten 
im Laufe des Jahres Vakanzen ein, so hat der Vorort nach demselben 
Wahlmodus die Ergänzungswahlen vorzunehmen. 

§ II. Die Kontrolle über den Vorstand übt eine aus 3 Personen 
bestehende Kontrollkommission aus, die nach dem obengenannten 
Wahlmodus von Mitgliedern des Vororts gewählt wird, dieselbe hat 
das Recht und die Pflicht , mindestens vierteljährlich einmal von der 
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Leitung und dem Kassenwesen Einsicht zu nehmen und den Mitglie- 
dern in geeigneter Weise Kenntnis zu verschaffen. Streitfälle, in denen 
sich beide Behörden nicht vereinigen, und die nicht bis zum nächsten 
Kongresse verschoben werden können, müssen der Urabstimmung 
sämtlicher Mitglieder unterbreitet werden. 

§ 12. Der Verein umfasst alle Kollegenkreise Deutschlands und 
womöglich Oesterreichs , welche sich an den verschiedenen Orten als 
Mitglieder des Allgemeinen Deutschen Sattlervereins erklären und sich 
den Bestimmungen des Vereins- Vorstandes fügen. 

§ 13. Die Mitglieder an einem Orte wählen sich einen Vertrauens- 
mann, der für die regelmässige monatliche Einsendung der Mitglieder- 
verzeichnisse und der Beiträge verpflichtet ist. Er übernimmt die Lei- 
tung der Mitglieder an (dem betreflfenden Orte, und ist demnach ent- 
sprechend für einzelne Vorkommnisse verantwortlich. Porto und andere 
Unkosten werden von den an dem Orte wohnenden Mitgliedern ge- 
tragen. 

§ 14. Es hat alljährlich, womöglich zu Pfingsten, ein Vereinskon- 
gress stattzufinden, von welcher Regel nur in den äussersten Fällen und 
nach Vereinbarung des Vorstandes mit den Vertrauensmännern anderer 
Orte abgegangen werden kann, und bestimmt den Ort, wo derselbe 
abgehalten wird nach Einvernehmen mit dem Vertrauensmann der Vor- 
stand. Alle von einem Kongress gefassten Beschlüsse sind verpflich- 
tend und den Statuten gleich zu achten. 

§ 15. Ein ausserordentlicher Kongress hat stattzufinden, wenn auf 
motivierten Antrag von 50 Vereinsmitgliedern sich die Mehrheit des 
Vereins dafür erklärt. 

§ 16. Der Kongress beschliesst mit einfacher Majorität, bei Sta- 
tutenabänderung ist jedoch eine Zweidrittelmehrheit erforderlich. 

§ 17. Zum Geschäftskreis des Kongresses gehört: Wahl des Ver- 
eins-Vorsitzenden, Wahl des Vororts, Entscheidung über eingegangene 
Beschwerden, über die Vereinsleitung, Genehmigung des Jahresabschlus- 
ses, Feststellung der Beiträge, sowie der event. zu gewährenden Unter- 
stützung, Auslegung und Abänderung der Statuten. 

§ 18. Die Tagesordnung eines ordentlichen Kongresses ist zwei 
Monate, die eines ausserordentlichen einen Monat vor Abhaltung dessel- 
ben zu veröffentlichen. 

§ 19. Anträge auf dem Kongress können gestellt werden : von den 
Ortsmitgliedschaften, dem Vorstande und der Kontrollkommission, je- 
doch müssen dieselben 3 Wochen vor Eröffnung des Kongresses den 
Mitgliedern bekannt gemacht werden. 

§ 20. Die Abgeordneten zum Kongress werden von den einzelnen 
Mitgliedschaften gewählt, und haben die Wähler für die Reisekosten 
und Diäten des Abgeordneten aufzukommen. 

§ 21. Mitgliedschaften, die selbst einen Abgeordneten nicht zu 
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schicken vermögen, können sich durch den Delegierten eines anderen 
Ortes vertreten lassen. 

§ 22. Eine Aenderung der Statuten des Vereins, sowie der Be- 
schlüsse des Kongresses, kann nur durch einen regelmässigen oder 
ausserordentlichen Kongress zur Beratung, resp. Beschlussfassung ge- 
langen und ist zum giltigen Beschluss eine Mehrheit von 2/3 Stimmen 
der Abgeordneten erforderlich. 



Anmerkung zu § 8: Als Norm für die Reise-Unterstützung wurde i Sgr. pro 
Meile festgesetzt. 

Anmerkung zu § 12: Die österreichischen Sattler konnten zwar dem Verein 
nicht offiziell beitreten , es wurde aber volle Gegenseitigkeit der Reise -Unterstützung 
eingeführt (Prot, von 1872 S. 24, von 1873 S. 14), wie es ähnlich auch wohl mit dem 
Fachverein in Zürich geschah. 
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Beilage II zu Seite 47. 

Statuten des Vereins der Arbeitgeber von Sattlern, Riemern 

und Täschnern. 

§ I. Der Verein bezweckt 

a) Herbeiführung persönlicher Bekanntschaft unter den ßerufsge- 
nossen, 

b) Schutz gewerblicher Interessen, sowie gemeinsames Wirken in 
der Arbeiterfrage 

§ 2. Mitglied des Vereins kann jeder Arbeitgeber in Deutschland 
werden , welcher Sattler- , Riemer- oder Täschnergehilfen beschäftigt, 
sobald er sich durch Unterschrift bereit erklärt, diese Statuten anzuer- 
kennen .... 

§ 3. Jeder dem Verein beitretende hat einen Beitrag von 10 Sgr. 
pro Quartal zu zahlen; der erste Beitrag ist bei der Aufnahme zu ent- 
richten. 

§ 4 und 5 enthalten die üblichen Bestimmungen über Zusammen- 
setzung, Wahl und Befugnisse des Vorstandes und der Generalversamm- 
lung. 

§ 6. Jedes Mitglied des Vereins verpflichtet sich, keinen Arbeiter 
oder Lehrling aus den Vereinswerkstätten bei sich in Beschäftigung zu 
nehmen, der nicht ein Vereinsattest des letzten Arbeitgebers, wozu die 
näheren Bestimmungen vorbehalten bleiben, aufzuweisen hat. 

§ 7. Bei einem etwa ausbrechenden Strike darf kein Vereinsmit- 
glied den strikenden Arbeiter früher als nach Ablauf von 4 Wochen 
nach beendigtem Strike, dessen Ende vom Vorstande den Vereinsmit- 
gliedern bekannt gemacht wird, in Arbeit nehmen. 

Den von dem Strike betroffenen Arbeitgebern steht es jedoch frei, 
sich schon früher mit ihren strikenden Arbeitern zu einigen. 

§ 8. Ein jedes Vereinsmitglied verspricht, die ihm aus diesem 
Statut erwachsenen Verbindlichkeiten, insbesondere die aus § 6 und 7 
hervorgehenden , ohne Verzug zu erfüllen , und verpflichtet sich jedes 
Vereinsmitglied, für jeden Kontraventionsfall eine Kontraventionalstrafe 
von 25 Thlr. zu zahlen. Diese Strafe tritt ein, sobald das betreff^ende 
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Mitglied auf an ihn ergangene Mahnung des Vorstandes nicht seinen 
, Verstoss sofort zurücknimmt, lieber die Verhängung und Einziehung 
dieser Strafe entscheidet ein Beschluss des Vorstandes. 

Dem hiervon betroffenen Mitgliede steht hierüber nur die Berufung 
an die nächste ordentliche Versammlung zu, deren Beschluss er sich 
unbedingt zu fügen hat. 

Die Verwendung hieraus der Kasse zufliessender Gelder behält sich 
ein Vereinsbeschluss vor. 

§ 9. Bei Beschluss des Vorstandes zur Auferlegung der im § 8 
vorgesehenen Strafe ist die Anwesenheit sämtlicher (7) Vorstandsmit- 
glieder erforderlich. Sind nicht mindestens 5 Stimmen für die Verhäng- 
ung, so entscheidet ein Beschluss einer von dem Vorstande für diesen 
speziellen Fall einzuberufenden ausserordentlichen Versammlung. 

Bei Einberufung der Vereinsmitglieder hierzu muss der Zweck dieser 
Sitzung angegeben werden. 

§ 10. Um die Erfüllung der von den Vereinsmitgliedern übernom- 
menen Verbindlichkeiten zu sichern, hat ein jedes Mitglied einen Wechsel 
von Reichsthaler 25 bei Sicht zahlbar, beim Vorstande zu hinterlegen. 

Dem Vereinsvorstande wird die Befugnis beigelegt, behufs Ein- 
ziehung verhängter Konventionalstrafe, gegen das zur Zahlung verpflich- 
tete Mitglied von diesem Wechsel Gebrauch zu machen, sobald das- 
selbe die verwirkte Strafe nicht zahlt. 

§ II. Der Austritt aus dem Verein kann nur durch schriftliche 
rekommandierte Anzeige an den Vorsitzenden des Vereins erfolgen. Es 
erlischt die Mitgliedschaft erst zwei Monate nach erfolgter Anzeige. 

§ 12. Mitglied des Vereins hört derjenige auf zu sein, gegen wel- 
chen der im § 10 vorgesehene Fall, die Einziehung der verhängten 
Strafe durch Inanwendungb ringen des vom selben hinterlegten Acceptes, 
geschehen muss. 

In diesem Falle tritt die Berechtigung der Mitgliedschaft nur durch 
einen Beschluss des Vereins, welcher bei der nächsten ordentlichen 
Versammlung durch die Majorität gefasst werden kann, ein. 

Bei der Einladung zu dieser Versammlung hat der Vorstand diese 
Augelegenheit auf die Tagesordnung zu bringen. 

§ 13. Ausserdem ist die Mitgliedschaft verwirkt, sobald ein Mit- 
glied mit seinen vierteljährlich zu entrichtenden Beiträgen zwei aufein- 
anderfolgende Male im Rückstande geblieben. 

§ 14. Eine Auflösung des Vereins kann nur erfolgen, wenn solche 
von einem Drittel der Mitglieder beim Vorstande beantragt wird. In 
diesem Falle hat derselbe eine Generalversammlung zu berufen und 
ist in der Einladung der Zweck zu bezeichnen. Beschlussfähig ist diese 
Versammlung jedoch nur, wenn zwei Drittel sämtlicher Mitglieder an- 
wesend sind. Ist in dieser Versammlung ein Resultat nicht herbeizu- 
füh ren , so entscheidet in einer zweiten Generalversammlung die ein- 
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fache Majorität der Anwesenden. 

§ 15. Im Falle der Auflösung des Vereins solider etwaige Kassen- 
bestand zu wohlthätigen Zwecken verwendet werden und hat die Ge- 
neralversammlung hierüber Beschluss zu fassen. 



Berlin, den 20. März 1873. 

Der Vorstand: 
Franz Cobau, Vorsitzender. 
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Beilage III zu Seite 48. 



Mitgliedschaft 



Berlin 

Magdeburg 

Hannover 

Braunschweig 

Hamburg 

Flensburg 



Barmen 
Köln 



Mainz 
Offenbach 
Stuttgart 
München 



Dresden 

Pirna 

Chemnitz 

Zwickau 

Crimmitzschau 

Leipzig 



Zahl 

der am Ort 

Beschäftigten 



Zahl der 
Mitglieder 



Summe der Einsendungen 

an die Zentralkasse vom 

August 1874 bis März 1875 



1450? 

? 

? 

30-40 

120 

? 


250 
6? 

34 

22 

79 
21 


M. 228,36 

5,76 

» 16,10 

9,96 

=> 63,46 

neu begründet 


' ? 

1 


20 

? 


M. 25,86 
neu begründet 


' ? 
? 

80 
104 


3 

30 

73 


M. 7,78 
» — • 

» 18,— 
» 73,96 


200 
30—35 

? 

i ca. 20 

? 


93 
24 

29 

? 

13 

34 

ca. 750 


M. 70,90 
» 13,10 

» 25,50 

7,95 
» 12,— 

» 13,60 


1 
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Beilage IV^) zu Seite 49/50- 



Staaten 

und grössere 

Landesteile 



Ostpreussen 

Westpreussen 

Berlin 

Brandenburg 

Pommern 

Posen 

Schlesien 

Sachsen 

Schleswig-Holstein 

Hannover 

Westfalen 

Hessen-Nassau 

Rheinland 

Hohenzollern 

Preussen 

Bayern, rechtsrhein. 

Bayern, linksrhein. 

Bayern 

Sachsen 

Württemberg 

Baden 

Hessen 

beide Mecklenburg 

Sachs. Herzogtümer 

Oldenburg 

Braunschweig 

Anhalt 

beide Schwarzburg 

beide Reuss 

Waldeck 

beide Lippe 

Lübeck 

Bremen 

Hamburg 

Elsass-Lothringen 



Haupt- 
Betriebe 



Gewerb - 
thätige 
Personen 
in Haupt- 
betrieben 



Betriebe 
mit bis 5 
Beschäf- 
tigten 



Personen in 



Klein-, Mittel-, \ Gross- 



Betrieben mit 



bis 5 



6—50 über 50 



Beschäftigten 



Deutsches Reich 



1007 


I 782 


, 986 


I 625 


157 




693 


I 272 


673 


I 124 


148 




1088 


4482 


903 


I 702 


2399 


381 


1449 


3046 


1414 


2723 


323 




766 


I 520 


756 


1455 


65 




805 


I 641 


778 


I 448 


183 


— 


2392 


5 100 


2 322 


4239 


601 


260 


I 971 


3642 


1946 


3388 


254 




815 


1495 


802 


1350 


M5 




1353 


2649 


I 330 


2353 


296 


— 


I 118 


2311 


I 102 


2082 


141 


88 


I 062 


2801 


995 


I 706 


772 


323 


2 002 


4848 


1933 


3381 


850 


617 


87 


190 
36779 


82 


125 


65 


— 


16608 


16 022 


28 701 


6 409 


1669 


2847 


5756 


2779 


5039 


659 


58 


364 


640 
6396 


360 


587 


53 




32II 


3 139 


5 626 


712 


58 


2 290 


5221 


2 215 


3985 


806 


430 


1546 


3031 


I 513 


2605 


372 


54 


901 


1925 


879 


I 536 


262 


127 


I 080 


4 112 


959 


I 766 


1467 


879 


473 


802 


471 


788 


14 




762 


I 286 


751 


I 205 


81 




175 


300 


172 


282 


18 


— 


375 


729 


362 


640 


89 




199 


412 


197 


344 


9 


59 


121 


188 


121 


188 






113 


192 


"3 


192 






45 


82 


45 


82 




— 


81 


157 


80 


151 


6 




36 


88 


32 


59 


29 




92 


196 


89 


164 


32 




196 


594 


183 


334 


"5 


145 


662 


I 186 


654 


I OII 


100 


75 


28966 


63670 


27997 


49653 


10521 


3496 



i) Reichsstat. Bd. 114, S. 139 f. 
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Beilage VI zu Seite 70. 

Reglement der Lokal-Unterstützungskasse der Mitgliedschaft 

zu Dresden. 

§ I. Die Unterstützungskasse hat den Zweck, ihre Mitglieder, welche 
ohne ihr Verschulden oder infolge ihres Eintretens für die Interessen 
des Vereins arbeitslos werden, zu unterstützen. 

§ 2. Anspruch auf Unterstützung haben verheiratete Mitglieder, 
wenn sie 12, unverheiratete, wenn sie 18 Monate vor Eintritt der Ar- 
beitslosigkeit der Mitgliedschaft Dresden angehört und mit ihren Steuern 
nicht im Rückstande sind. Verheiratete erhalten Unterstützung nach 3, 
Unverheiratete erst nach 6 Tagen vom Tage der Arbeitslosigkeit an 
gerechnet ausgezahlt. 

§ 3. Die Unterstützung dauert durch 25 Tage und darf in einem 
Jahre, welches mit dem Tage der Arbeitslosigkeit beginnt, die Zeit von 
60 Tagen nicht übersteigen. 

§ 4. Die Unterstützung beträgt i Mark täglich und wird erst am 
Schluss der Woche ausgezahlt, jedoch bleiben Sonntage ausgeschlossen. 

§ 5. Mitglieder, welche 25 Tage unterstützt wurden, können erst 
nach Verlauf von 30 Tagen wieder Anspruch auf Unterstützung machen. 

§ 6. Falls Mitglieder, die bereits Anrecht auf Unterstützung hatten, 
von Dresden abreisen, während der Zeit aber Mitglieder des »Vereins 
der Sattler und Berufsgenossen« bleiben und im Laufe eines Jahres 
wieder nach Dresden kommen, erhalten sie Unterstützung nach der 
Hälfte der im § 2 angegebenen Zeit. 

§ 7. In die Unterstützungskasse fliessen 25 Pfennige vom Monats- 
beitrage eines jeden Mitgliedes, sowie sämtliche Ueberschüsse von 
Festen u. s. w. , wenn sie nicht in dringenden Fällen in der Mitglied- 
schaftskasse gebraucht werden. 

§ 8. Eintretende Erkrankung eines Mitgliedes während der Zeit 
der Unterstützung hebt diese während der Dauer der Krankheit auf. 
Bei fortzusetzender Unterstützung nach der Krankheit ist die Zahl der 
Tage nach § 3 massgebend. 

§ 9. Macht sich ein Mitglied während der Zeit der Unterstützung 

Volkswirtschaft!. Abhandl. VI. Bd. 9 [28] 
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eines entehrenden Vergehens schuldig, so hört die Unterstützung sofort 
auf und kann erst nach Verlauf der in § 5 angegebenen Zeit wieder 
erfolgen. 

§ IG. Jedes die Kasse für Arbeitslose in Anspruch nehmende Mit- 
glied ist verpflichtet, seinen Arbeitsaustritt sofort beim Bevollmächtigten 
anzuzeigen, sich von demselben einen Schein ausstellen zu lassen, wel- 
chen er bei jeder Meldung (welche wöchentlich dreimal erfolgen muss) 
vom Arbeitsvermittler unterzeichnen zu lassen hat, sowie eine ihm von 
demselben angebotene, mit seinen persönlichen oder Familienverhält- 
nissen nicht im Widerspruch stehende Beschäftigung, sobald selbige 
seinen Fähigkeiten entspricht, anzunehmen und sich jederzeit der Kon- 
trole des Vorstandes zu unterwerfen. Als Grundsatz soll hierbei fest- 
gehalten werden, dass ein verheiratetes Mitglied ohne sein Einverständnis 
nicht ausserhalb plaziert werden darf. 

§ II. Kann einem Mitglied, welches seinen Pflichten nach § 2, 3 
und 8 genügte, keine Arbeit nachgewiesen werden, so hat dies der Ar- 
beitsvermittler schriftlich zu bestätigen und der Kassierer der Unter- 
stützungskasse gegen Vorzeigung des Quittungsbuches auf Grund dessen 
am Schlüsse jeder Woche, solange die Unterstützung nach § 3 dauert, 
auszuzahlen. 

§ 12. Stellt es sich heraus, dass ein Mitglied auf Grund falscher 
Angaben die Unterstützung erhalten hat, so ist dasselbe zur Rückzah- 
lung verpflichtet, im Weigerungsfalle aus dem Vereine zu stossen und 
im Vereinsorgan bekannt zu geben. 

§ 13. Der Bevollmächtigte hat der Versammlung über jeden Un- 
terstützungsfall zu berichten. 

§ 14. Für die Verwaltung der Kasse wählt die Versammlung ein 
Komitee, bestehend aus vier Personen: einem Kassierer, einem Rech- 
nungsführer und zwei Kontroleuren. 

§ 15. Einzelne Fälle, welche im Reglement nicht vorgemerkt, sind 
in einer geschlossenen Mitglieder- Versammlung zur Beschlussfassung zu 
unterbreiten. 

Dresden, im Oktober 1877. 
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Beilage VII zu Seite 81. 

(4.) Statut des Vereins für Sattler und Berufsgenossen (1877). 

Zweck und leitende Grundsätze. 

§ I. Der Verein führt den Namen: »Verein für Sattler und Berufs- 
genossen«. Zweck des Vereins ist, die Ehre und die materiellen Inter- 
essen der Beteiligten zu wahren und zu fördern. 

§ 2. Die leitenden Grundsätze zur Erreichung dieses Zweckes sind 
folgende : 

a) Vereinigung der Gehilfen, event. mit den Prinzipalen, zur För- 
derung und Hebung des Berufs, Feststellung und Aufrechterhaltung der 
Arbeitspreise, Abkürzung der übermässig langen Arbeitszeit. 

b) Gründliche Regelung, resp. Verbesserung des Lehrlingswesens. 

c) Einführung der unentgeltlichen Arbeitsvermittelung und Reise- 
unterstützung für Vereinsmitglieder und Durchführung bedingungsloser 
Gegenseitigkeit und Freizügigkeit in allen übrigen unter dem Schutz 
des Vereins stehenden Kassen. 

d) Gewährung von Rechtsschutz an die Mitglieder bei Streitigkeiten 
mit ihren Arbeitgebern (die daraus erwachsenden Unkosten tragen die 
Lokalkassen). 

e) Mitglieder in Krankheits- und Sterbefällen zu unterstützen durch 
Einführung einer dem Hilfskassengesetz angepassten zentralisierten Kran- 
ken- und Sterbekasse. 

f) Hebung und Förderung der geistigen Fähigkeiten, würdige Pflege 
der Kollegialität, Hebung der Moral und inniger Verkehr der Kolle- 
genkreise untereinander, festes Zusammenhalten in allen Lagen und Ge- 
fahren des Berufs zum Zwecke gegenseitiger Unterstützung. 

Rechte und Pflichten der Mitglieder. 

§ 3. Mitglied des Vereins kann jeder unbescholtene Sattler und 
Berufskollege, als : Riemer, Täschner und Wagenbauer, werden, welcher 
eine Aufnahmegebühr von 50 Pfennigen und einen Monatsbeitrag von 
50 Pfennigen entrichtet. Erstere fällt ganz, von letzterem die Hälfte 
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der Vereinshauptkasse zu. Mitglieder, welche an Orten arbeiten, wo 
keine Mitgliedschaft besteht, zahlen 30 Pfennige, welche der Haupt- 
kasse zufallen. 

§ 4. Ausserdem ist jedes Mitglied zur Zahlung von Extrasteuern 
verpflichtet, welche vom Zentralvorstand mit Zustimmung der Kontrol- 
kommission auferlegt werden- Extrasteuern von Seiten der Mitglied- 
schaften können nur mit Zustimmung des Zentralvorstandes erhoben 
werden. 

§ 5. Mitglieder, die an Orten arbeiten, wo keine Mitgliedschaft be- 
steht, haben ihre Beiträge an den Bevollmächtigten der nächstgelegenen 
Mitgliedschaft frankiert einzusenden, wogegen sie Stempelmarken er- 
halten, welche auf die betreffende Monatsrubrik zu kleben sind. 

§ 6. Die Verwendung der Beiträge findet statt: 

a) Die der Hauptkasse zur Bestreitung der Verwaltungsunkosten 
und zur Agitation für Erreichung der Vereinszwecke. 

b) Die der Mitgliedschaftskassen zur Deckung der lokalen Ausga- 
ben, resp. Gründung von lokalen Unterstützungskassen für Arbeitslose. 

§ 7. Da die Mitgliedschaften keine selbständigen Lokalvereine, 
sondern nur eine Anzahl von Mitgliedern des Vereins für Sattler und 
Berufsgenossen sind, so gehört auch ihr sämtliches Vereinsvermögen 
dem Zentralverbande an und muss bei Auflösung einer Mitgliedschaft 
von dem Bevollmächtigten unverzüglich an den Hauptkassierer einge- 
sandt werden. 

§ 8. Mitglieder, die zum Militär, zu Landwehrübungen und Mobil- 
machungen eingezogen werden , sind während dieser Dienstzeit von 
ihren Pflichten befreit, entsagen aber auch während dieser Zeit ihren 
Rechten an den Verein. Dagegen kann Mitgliedern, welche länger als 
zwei Monate arbeitslos resp. krank waren, der Beitrag gestundet, im 
erforderlichen Falle auch die rückständigen Beiträge erlassen werden. 
In solchen Fällen entscheidet die Majorität einer geschlossenen Mit- 
gliederversammlung. 

§ 9. Anteil an den Rechten erlangt Jeder: 

a) in Betreff" der Reiseunterstützung und bei Arbeitseinstellungen, 
nachdem er 6 Monate dem Verein angehört und regelmässig seine Bei- 
träge entrichtet hat. 

b) Verheiratete und ortsansässige Mitglieder, welche seit 2 Jahren 
keine Reiseunterstützung erhalten haben und keine beanspruchen, kön- 
nen im Falle einer Arbeitslosigkeit verhältnismässig unterstützt werden. 
Die Normierung des Betrags, sowie die weiteren Bestimmungen richten 
sich nach den örtlichen Verhältnissen und sind Festsetzungen Sache 
der einzelnen Mitgliedschaften mit Genehmigung des Vorstandes. 

c) Mitglieder, die infolge ihres Eintretens für den Verein gemass- 
regelt wurden, werden vom Verein verhältnismässig unterstützt. 

d) Die Unterstützungen hören auf, sowohl für gemassregelte , wie 
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für die durch Arbeitseinstellung arbeitslos gewordenen Mitglieder, wenn 
denselben lohnende Beschäftigung nachgewiesen, dieselbe aber nicht 
angenommen wird. 

§ IG. Bei Arbeitseinstellungen, wo die Beteiligten auf Unterstützung 
aus der Vereinskasse Ansprüche machen, muss folgendes Verfahren be- 
obachtet werden: 

a) Soll eine Arbeitseinstellung als Sache des »Vereins für Sattler 
und Berufsgenossen« betrachtet werden, so muss dieselbe mindestens 
vierzehn Tage vor der Einstellung dem Vorstande durch ein rekom- 
mandiertes Schreiben angezeigt sein. Der Vorstand setzt binnen drei 
Tagen eine Kommission zur Prüfung der Verhältnisse ein und hat die 
Kommission binnen weiteren drei Tagen die Untersuchung und Bericht- 
erstattung vorzunehmen. Der Vorsitzende hat, sobald die Kommission 
Bericht erstattet, die Sache sofort dem Vorstande vorzulegen; dieser 
entscheidet binnen drei Tagen, ob die Einstellung genehmigt ist oder 
nicht. 

b) In den ersten 6 Tagen werden keine Unterstützungen gezahlt. 

c) Eine statutengemässe Unterstützung kann nur an solche Mit- 
glieder gezahlt werden, welche nach § 3 ihren Pflichten nachgekommen 
sind. Die übrigen Arbeitslosen bei einer allgemeinen Einstellung kön- 
nen nur nach der Leistungsfähigkeit der Vereinskasse unterstützt werden. 

d) In vorgedachten Fällen haben die arbeitslosen Mitglieder bei 
einer Arbeitseinstellung 6 Mark, bei einem Arbeitsausschluss 8 Mark 
wöchentlich zu beanspruchen. 

e) Alle Unterstützungen bei Strikes werden nur als Darlehen des 
Vorsitzenden des Ausschusses an jeden einzelnen Strikenden gegen 
Schuldschein verabreicht. Nach beendigter Arbeitseinstellung sind je- 
doch diese Darlehne allen am Strike beteiligt Gewesenen, welche ihre 
Pflichten den Satzungen gemäss erfüllt haben, als bezahlt zu quittieren. 

f) Fremde, nicht Ortsangehörige, müssen bei einer grösseren Ar- 
beitseinstellung auf Aufforderung des gewählten Führers oder Bevoll- 
mächtigten den Ort verlassen, wenn sie weniger als sechs Monate da- 
selbst in Arbeit standen, und erhalten ein entsprechendes Reisegeld. 

g) Arbeitseinstellungen, welche nicht vorschriftsmässig angezeigt 
sind , ferner, unangemeldete, sowie auch solche, welche gegen den Be- 
schluss des Vorstandes unternommen wurden, finden keine Berücksich- 
tigung und bleiben auf sich selbst angewiesen. 

§ II. Die Reiseunterstützung beträgt 10 Pf. für jede zurückgelegte 
Meile, und wird dieselbe vom Bevollmächtigten oder Beitragssammler 
ausgezahlt, wenn das arbeitsuchende Mitglied bei dem Bevollmächtigten 
derjenigen Mitgliedschaft, welcher es zuletzt angehörte, sich ordnungs- 
mässig abgemeldet hat. Diese Unterstützung darf jedoch an einem Orte 
den Betrag von 3 Mark nicht überschreiten. Die ausgezahlten Unter- 
stützungen sind im Quittungsbuche einzutragen. Neugegründete Mit- 
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gliedschaften zahlen erst nach Verlauf von 3 Monaten Reiseunterstützung. 

§ 12. Statutenmässig empfangene Reiseunterstützungen sind in kei- 
nem Falle zurückzuzahlen ; dagegen kann ein arbeitsuchendes Mitglied 
erst nach Verlauf von sechs Monaten an ein und demselben Orte wie- 
derholt Reiseunterstützung beanspruchen. 

§ 13. Die Bevollmächtigten resp. Beitragssammler haben das Recht 
und die Pflicht, durchreisenden Mitgliedern die restierenden Auflagen 
abzuziehen. 

Ausschluss aus dem Verein. 

§ 14. Ausschluss aus dem Verein findet statt: 

a) Wenn ein Mitglied sich eines entehrenden Verbrechens oder 
Vergehens schuldig gemacht hat oder durch absichtlich fortgesetzte 
Handlungen den Verein und seine Tendenzen zu schädigen sucht, oder 

b) mit zwei Monatsbeiträgen im Rückstande ist und keinen genü- 
genden Entschuldigungsgrund anzugeben vermag. In derartigen Fällen 
entscheidet der Vorstand, doch steht dem Mitgliede die Appellation 
an die Generalversammlung offen. 

Verwaltung und Organisation. 

§ 15. D'iQ Leitung des Vereins ist einem Vorstande, bestehend 
aus einem Vorsitzenden und dessen Stellvertreter, einem Schriftführer 
und dessen Stellvertreter, einem Kassierer und zwei Beisitzern über- 
tragen. Sämtliche Vorstandsmitglieder müssen an einem Orte oder 
dessen halbmeiligem Umkreise wohnhaft sein und werden von den am 
Vororte des Vereins wohnenden Mitgliedern in besonderen Wahlgängen 
durch Stimmzettel mit absoluter Majorität gewählt. Treten im Laufe 
des Jahres Vakanzen ein, so hat der Vorort nach demselben Wahlmodus 
die Ergänzungswahlen vorzunehmen. 

§ 16. Die Kontrole über den Vorstand übt eine aus drei Personen 
bestehende Kontroikommission aus, die nach dem oben angeführten 
Wahlmodus von den Mitgliedern des Vororts gewählt wird. Dieselbe 
hat das Recht und die Pflicht, mindestens vierteljährlich einmal von 
der Leitung und dem Kassenwesen Einsicht zu nehmen und den Mit- 
gliedern in geeigneter Weise Kenntnis zu verschaffen. Streitfälle, über 
welche sich beide Behörden nicht vereinigen und die nicht bis zum 
nächsten Kongress verschoben werden können, müssen der Urabstim- 
mung sämtlicher Mitglieder unterbreitet werden. 

§ 17. Die Wahl des Ausschusses, sowie der Kontroikommission 
ist der Urabstimmung sämtlicher Mitglieder zu unterbreiten. 

§ 18. In jedem Orte, wo sich Mitglieder des Vereins für Sattler 
und Berufsgenossen befinden, ist auf Vorschlag der Mitgliedschaft vom 
Vorstande ein Bevollmächtigter zu ernennen, welcher alle Beschlüsse 
in Ausführung zu bringen hat ; ebenso ist ein Mitglied zu ernennen, 
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welches die Beiträge sammelt und den der Hauptkasse zufallenden Teil 
an den Vorort einzusenden hat. Zur strengeren Kontrole der Kasse wer- 
den von den Mitgliedern drei an dem betreffenden Orte wohnende Mitglie- 
der gewählt. Die Thätigkeit der Vorbenannten erlischt drei Wochen 
nach stattgefundener Generalversammlung und sind dem Vorstande so- 
fort neue Vorschläge zu machen ; es können aber auch dieselben wie- 
der vorgeschlagen werden. 

§ 19. Es hat alljährlich, womöglich zu Pfingsten, eine Generalver- 
sammlung stattzufinden, von welcher Regel nur in den äussersten Fällen 
und nach Vereinbarung des Vorstandes mit den Bevollmächtigten an- 
derer Orte abgegangen werden kann. Den Ort, wo dieselbe abgehalten 
wird, bestimmt der Vorstand im Einvernehmen mit dem Bevollmäch- 
tigten des betreffenden Ortes. Alle von einer Generalversammlung ge- 
fassten Beschlüsse sind verpflichtend und den Statuten gleich zu achten. 

§ 20. Eine ausserordentliche Generalversammlung hat stattzufinden, 
wenn auf motivierten Antrag von 50 Vereinsmitgliedern sich die Mehr- 
heit des Vereins dafür erklärt. 

§ 21. Die Generalversammlung beschliesst mit einfacher Majorität. 
Bei Statutenabänderung ist jedoch eine Zweidrittelmehrheit erforderlich. 

§ 22. Zum Geschäftskreis der Generalversammlung gehört: Wahl 
des Vorortes, Entscheidung über eingegangene Beschwerden und über 
die Vereinsleitung, Genehmigung des Jahres-Abschlusses , Feststellung 
der Beiträge, sowie der event. zu gewährenden Unterstützung, Ausle- 
gung und Abänderung der Statuten. 

§ 23. Die Tagesordnung einer ordentlichen Generalversammlung 
ist 2 Monate, die einer ausserordentlichen i Monat vor Abhaltung der- 
selben zu veröffentlichen. 

§ 24. Anträge an die Generalversammlung können gestellt werden : 
von den Ortsmitgliedschaften, von dem Vorstande, der Kontroikom- 
mission und Mitgliedern, welche an Orten arbeiten, wo keine Mitglied- 
schaft besteht, jedoch müssen dieselben 3 Wochen vor Eröffnung der 
Generalversammlung den Mitgliedern bekannt gemacht werden. 

§ 25. Die Abgeordneten zur Generalversammlung werden von den 
einzelnen Mitgliedschaften gewählt, die Diäten derselben werden durch 
eine Extrasteuer, welche vorher vom Vorstande bestimmt wird, von 
sämtlichen Mitgliedern getragen. 

§ 26. Eine Aenderung der Statuten des Vereins, sowie der Be- 
schlüsse der Generalversammlung kann nur durch eine regelmässige 
oder ausserordentliche Generalversammlung zur Beratung, resp. Be- 
schlussfassung gelangen und ist zum giltigen Beschluss eine Stimmen- 
mehrheit von 2/3 der Abgeordneten erforderlich. 

Geschäftsordnungs- und Verwaltungs-Reglement. 
§ I. Der Vorstand hält allwöchentlich an einem von ihm zu be- 
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stimmenden Tage eine ordentliche Sitzung ab, in welcher ihm sämt- 
liche Briefe, Abrechnungen etc., die im Laufe der Woche kommen oder 
abgesandt sind, mitgeteilt werden müssen. In dringenden Phallen kann 
der Vorsitzende ausserordentliche Sitzungen einberufen, und sind sämt- 
liche Vorstandsmitglieder rechtzeitig davon in Kenntnis zu setzen. 

§ 2. In jeder Sitzung wird ein Protokoll über die gepflogenen Ver- 
handlungen aufgenommen, welches beim Schlüsse der Sitzung zu ver- 
lesen, und von allen in derselben anwesenden Vorstandsmitgliedern zu 
unterzeichnen ist. 

§ 3. Alle bei dem Vorsitzenden einlaufenden Briefe müssen so 
schnell wie möglich beantwortet werden. 

§ 4. Der Vorsitzende ist verpflichtet, allmonatlich einen Bericht 
über den Stand des Vereins, Agitation etc. im Vereinsorgan zu veröf- 
fentlichen. 

§ 5. Der Kassierer ist verpflichtet, die monatliche Abrechnung 
mit Unterschrift der Kontroikommission im Vereinsorgan zu veröffent- 
lichen. 

Bestimmungen für die Mitgliedschaften. 

§ I. Sobald an einem Orte eine Mitgliedschaft sich bildet, sind 
innerhalb 3 Tagen von den Mitgliedern dem Vorstand zu den in § 18 
genannten Beamten geeignete Personen unter genauer Angabe der Na- 
men und Adressen derselben in Vorschlag zu bringen. Dasselbe hat bei 
eintretenden Vakanzen zu geschehen. Ferner sind die Mitgliederlisten 
an den Vorstand einzusenden, selbigem sind auch die neueingetretenen 
Mitglieder allmonatlich anzumelden. 

§ 2. In allen Fällen, welche die Verwaltung und Agitation be- 
treffen, muss dem Vorsitzenden Anzeige davon gemacht werden, damit 
derselbe im Falle eines Fehlers resp. zur genauen Uebersicht des Ver- 
eins von allen Details Kenntnis hat. 

§ 3. Die Geschäftsbücher des Vereins sind nach Vorschrift ein- 
zurichten, und die betr. Beamten zu gewissenhafter Führung verpflichtet. 
Die in den Büchern beglaubigten monatlichen Rechnungsabschlüsse 
sind an den Vereinskassierer in ebenfalls von den Revisoren beglau- 
bigter Abschrift (Abrechnungsformulare) einzusenden. 

§ 4. Die Abrechnungsformulare müssen in allen Rubriken so sorg- 
fältig als möglich ausgefüllt werden. Insbesondere ist der verlangte 
statistische Bericht mit grösster Genauigkeit zu erbringen. 

§ 5. Alle an die Vereinskasse einzusendenden Gelder dürfen nur 
an den Kassierer durch »Posteinzahlung« abgesandt werden. Die hier- 
über ausgestellte Quittung (Postschein) ist sorgfältig aufzubewahren und 
gilt als Beleg für die erfolgte Absendung der Gelder. — Auf dem 
Coupon der Postanweisung ist anzugeben: Name und Wohnung des 
Absenders, sowie die Summe des Geldes. 
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§ 6. Die Abrechnungsformulare und Gelder müssen innerhalb der 
ersten 14 Tage nach Ablauf jeden Monats abgesandt werden. 

§ 7. Machen vermehrte Ausgaben einen Zuschuss aus der Haupt- 
kasse erforderlich, so ist dieses rechtzeitig dem Vorsitzenden anzumel- 
den. Das betr. Gesuch muss von dem Bevollmächtigten der Mitglied- 
schaft unterzeichnet und mit dem Ortsstempel versehen sein. 

§ 8. Bei vorkommendem Beamtenwechsel müssen alle Vereins- 
utensilien resp. Kasse dem Stellvertreter resp. Nachfolger übergeben 
werden , und ist vor der Uebergabe dem Vorsitzenden sofort davon 
Mitteilung zu machen. 

§ 9. Alle Briefe, welche nicht ausschliesslich Kassenangelegenheiten 
enthalten, sind an den Vorsitzenden zu senden. 

§ IG. Beschwerden über den Vorstand sind an die Kontrolkom- 
mission zu richten. 
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Beilage VIII zu Seite 31, 

Statuten des Vereins der Sattler und Fachgenossen zu Berlin. 

Titel des Vereins. 
Verein der Sattler und Fachgenossen. 

§1. Zweck des Vereins. 

Die Hebung der materiellen und geistigen Interessen der Sattler 
und Fachgenossen Berlins. 

§ 2. Erreichung dieses Zweckes. 

a. Durch Abhaltung von Versammlungen. 

b. Durch geeignete fachgewerbliche und wissenschaftliche Vorträge, 
sowie Gründung einer Unterstützungskasse für arbeitslose Kollegen. 

c. Regelung des Arbeitsnachweises. 

d. Pflege einer würdigen Kollegialität durch gesellige Zusammen- 
künfte und Vergnügungen. 

§3. Mitgliedschaf t. 

Das Mitgliedsrecht steht jedem Sattler und Fachgenossen offen. 
Die Aufnahme geschieht durch den Vorstand, welcher bei der 
nächsten Versammlung die Namen bekannt macht. 
Die Mitglieder haben 

a. Eine Einschreibegebühr von 30 Pf. und 

b. Einen Monatsbeitrag von 30 Pf. zu entrichten. 

c. Jede Erhöhung oder Erniedrigung der Beiträge muss durch Be- 
schluss der Generalversammlung erfolgen. 

§ 4. Vorstand. 

Der Vorstand besteht aus dem Vorsitzenden und dessen Stellver- 
treter, einem Kassierer und dessen Stellvertreter, einem Schriftführer 
und zwei Beisitzern. 

Die Wahl des Vorstandes findet alljährlich in einer ordentlichen 
Generalversammlung statt und erfolgt beim Vorsitzenden, dessen Stell- 
vertreter, beim Kassierer und dessen Stellvertreter durch geheime Ab- 
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Stimmung mit absoluter Mehrheit. Beim Schriftführer und den beiden 
Beisitzern geschieht dies durch Akklamation. 

§5. Leitung der Vereinsgeschäfte. 

Der Vorstand leitet die Geschäfte des Vereins, vertritt denselben 
nach innen und aussen, beruft die ordentlichen und ausserordentlichen 
Versammlungen ein und erstattet den Mitgliedern vierteljährlichen Be- 
richt über seine Thätigkeit. Das Nähere besagt die Geschäftsordnung. 

§ 6. Beruf des Kassierers. 

Der Kassierer hat die Beiträge entgegenzunehmen und darüber 
zu quittieren; ferner die Ein- und Ausgaben zu erledigen. 

§7. Abrechnung. 

Die Abrechnung findet vierteljährlich in einer ordentlichen Gene- 
ralversammlung statt. 

§8. Kassen-Revision. 

In der vierteljährlichen Generalversammlung werden drei Kassen- 
revisoren aus solchen Mitgliedern ernannt, welche nicht dem Vorstände 
angehören; dieselben haben in Verbindung mit den Mitgliedern der 
letzten Revisions-Kommission die Revision der Kasse und der Bücher 
vorzunehmen, und beim Richtigbefinden derselben in der nächsten Ver- 
sammlung Decharge zu beantragen. 

§ 9. Ausschluss aus dem Verein. 

Die Mitgliedschaft erlischt, wer : 

a. den Bestimmungen und Interessen des Vereins zuwiderhandelt, 

b. sich eine entehrende Handlung zu Schulden kommen lässt, 

c. mit 4 Monatsbeiträgen im Rückstande bleibt; bei Arbeitslosig- 
keit oder Krankheit kann der Vorstand den Beitrag stunden. 

§ IG. Generalversammlungs-Beschluss. 

Die Ausschliessung eines Vereinsmitgliedes geschieht nach Antrag 
des Vorstandes durch die Generalversammlung. 

§ II. Abänderung des Statuts. 

Abänderungen dieses Statuts können nur in einer Generalversamm- 
lung, welche acht Tage vorher mit Angabe der Tagesordnung zur Kennt- 
nis der Mitglieder gebracht ist, vorgenommen werden. 

§ 12. Entscheidung über Vereinsvermögen. 

Bei Auflösung des Vereins entscheidet über den Verbrauch des 
vorhandenen Vermögens die Mitgliederversammlung event. der Vorstand. 

Berlin, im April 1881. 
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